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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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SYRIEN/114: Dominostein Damaskus - Sanktionen gegen das Volk ... (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 16. Juni 2020

german-foreign-policy.com

Hoffen auf die Hungerrevolte

EU und USA verlängern und verschärfen ihre Syrien-Sanktionen und setzen auf
Sturz der Regierung durch Elendsunruhen.



BERLIN/WASHINGTON/DAMASKUS - Nach der Verlängerung der
EU-Sanktionen gegen Syrien und vor dem Inkrafttreten weiterer
US-Zwangsmaßnahmen spekulieren westliche Außenpolitiker auf Hungerrevolten
gegen die Regierung in Damaskus. Die aktuelle Verschärfung der
Wirtschaftskrise, ausgelöst durch Furcht vor der morgen startenden neuen
US-Sanktionsrunde ("Caesar Act"), könne "die Herrschaft von Baschar 
al-Assad ernsthaft bedrohen", heißt es hoffnungsfroh in deutschen Leitmedien.
Tatsächlich verschlimmern die Sanktionen, die Brüssel und Washington
verhängt haben, die Lage der syrischen Bevölkerung bereits seit Jahren.
Schon 2015 urteilten Experten, sie hätten "die Brutalität" des Syrienkriegs
"vielfach verschärft". Der European Council on Foreign Relations stufte die
transatlantischen Zwangsmaßnahmen vergangenes Jahr als "Politik der
verbrannten Erde" ein. Die EU hat ihre Sanktionen zuletzt Ende Mai
verlängert, obwohl mehrere UN-Stellen mit Blick auf die Covid-19-Pandemie
forderten, sie aufzuheben oder zumindest abzuschwächen, um eine humanitäre
Katastrophe zu verhindern.

Im zehnten Jahr

Die EU-Sanktionen gegen Syrien gehen mittlerweile in ihr zehntes Jahr.
Erstmals verhängt im Frühjahr 2011, wurden sie bereits im Jahr darauf von
Experten als sehr weitreichend beschrieben.[1] Sie umfassten von Beginn an
nicht nur ein Waffenembargo sowie Visasperren und das Einfrieren des
Vermögens zahlreicher Einzelpersonen sowie Unternehmen, sondern auch
Schritte gegen syrische Banken. Hinzu kam ein Ölimbargo inklusive des
Verbots, Syriens Ölbranche mit Ausrüstung und mit Ersatzteilen zu versorgen
sowie syrische Öllieferungen in Drittstaaten zu versichern. Bereits 2012
wiesen Spezialisten zudem darauf hin, die Sanktionen schüfen ein Klima der
Unsicherheit; sie seien geeignet, auch den noch legalen Handel von
Unternehmen aus der EU mit Syrien zu schädigen, da niemand wisse, ob
und wann das Brüsseler Sanktionsregime ausgeweitet werde. Die
EU-Sanktionsliste ist immer wieder ausgedehnt worden und umfasst nun 295
Personen sowie 78 Unternehmen und Institutionen. Schwer wiegt aktuell
insbesondere, dass jegliche Finanzierung von Infrastrukturprojekten, die
auf irgendeine Art und Weise dem syrischen Staat zugute kommen, verboten
ist. Damit stehen die Sanktionen dem dringend erforderlichen Wiederaufbau
des kriegszerstörten Landes unmittelbar im Weg.[2]

"Politik der verbrannten Erde"

Aufgrund seiner Folgen ist das Sanktionsregime, das seit 2011 nicht nur von
der EU, sondern auch von den USA aufrechterhalten wird, immer wieder scharf
kritisiert worden. Bereits im Sommer 2012 wies die renommierte medizinische
Fachzeitschrift The Lancet darauf hin, das Embargo - laut einer im Auftrag
der UN erstellten Studie "eines der kompliziertesten und am weitesten
reichenden Sanktionsregimes überhaupt" [3] - bringe "verheerende"
Konsequenzen mit sich: Es trage dazu bei, dass die syrische Währung
kollabiere und Importe unerschwinglich mache; auch hätten sich
beispielsweise die Preise für Grundnahrungsmittel wie Reis, Milch und Eier
verdoppelt, die Kosten für Heizöl verdreifacht.[4] "Sanktionen zählen zu
den Hauptursachen für das Leid der Bevölkerung in Syrien und sind eine
bedeutende Ursache für die Verstetigung des Konflikts", urteilte
The Lancet im Sommer 2015; sie hätten "die Brutalität dieses Konflikts
vielfach verschärft".[5] Die EU- und US-Sanktionen gegen Syrien hätten seit
2011 "verheerende Auswirkungen auf die gesamte Wirtschaft und das tägliche
Leben der einfachen Menschen gehabt", stellte im Mai 2018 der
UN-Sonderberichterstatter zu den negativen Auswirkungen einseitiger
Zwangsmaßnahmen, Idriss Jazairy, fest.[6] Der European Council on Foreign
Relations stufte sie vergangenes Jahr als "Politik der verbrannten Erde"
ein, "die unterschiedslos und willkürlich gewöhnliche Syrer bestraft und
legitime Geschäfte bedroht".[7]

Die Antwort der EU

Von den Sanktionen betroffen ist insbesondere auch die medizinische
Versorgung der Bevölkerung. Laut einer Recherche, die kürzlich an der
London School of Economics veröffentlicht wurde, konnte 2010, unmittelbar
vor Kriegsbeginn, ein Großteil von Syriens Bedarf an Medikamenten aus
einheimischer Produktion gedeckt werden. Wurde der jährliche Umsatz auf dem
syrischen Markt für pharmazeutische Produkte damals auf rund 400 Millionen
US-Dollar geschätzt, so stellten syrische Firmen einen Anteil von 350
Millionen US-Dollar, während Medikamente im Wert von 40 bis 50 Millionen 
US-Dollar - insbesondere Mittel gegen Krebs sowie Impfstoffe - aus dem Ausland
importiert wurden.[8] Die Sanktionen haben dazu geführt, dass die Einfuhr
pharmazeutischer Grundstoffe verkompliziert und massiv verteuert wurde.
Darüber hinaus haben westliche Firmen Lizenzen zurückgezogen; zudem ist der
Import von Ausrüstung zur Herstellung von Pharmazeutika ebenso
eingeschränkt wie der Import medizinischen Geräts. Die wiederholte
Behauptung der EU, die

Sanktionen behinderten die medizinische Versorgung der Bevölkerung nicht,
entspricht der syrischen Lebensrealität nicht. Bereits im März riefen 
UN-Menschenrechtskommissarin Michelle Bachelet und die 
UN-Sonderberichterstatterin für das Recht auf Nahrung, Hilal Elver, dazu auf,
die Sanktionen unter anderem gegen Syrien im Kampf gegen die 
Covid-19-Pandemie einzustellen oder zumindest abzuschwächen, um eine humanitäre
Katastrophe wegen mangelhafter medizinischer Versorgung zu verhindern.[9]
In Antwort darauf hat die EU die Sanktionen am 28. Mai ohne jegliche
Einschränkung verlängert.

"Instabilität verstärken"

Darüber hinaus weiten die Vereinigten Staaten ihre Sanktionen gegen Syrien
massiv aus. Am morgigen Mittwoch wird die erste Stufe des Caesar Syrian
Civilian Protection Act in Kraft treten, eines im Dezember 2019
verabschiedeten US-Gesetzes, das die extraterritoriale Anwendung
ökonomischer Zwangsmaßnahmen gegen Syrien vorsieht. Demnach haben Staaten,
Unternehmen oder Personen, die die syrische Regierung militärisch,
wirtschaftlich oder finanziell unterstützen, mit empfindlichen Strafen in
den Vereinigten Staaten zu rechnen. Bereits im Dezember hat 
US-Außenminister Mike Pompeo erklärt, der Caesar Act sende "ein klares
Signal", "kein auswärtiger Akteur" solle mit der syrischen Regierung
"Geschäfte machen".[10] Über das Ziel der Maßnahme, die geeignet ist,
Syrien noch umfassender ökonomisch zu isolieren, hieß es im Februar in der
US-Fachzeitschrift Foreign Affairs, "zumindest" könne sie die Regierung in
Damaskus noch weiter schwächen und "die Instabilität in
regierungskontrollierten Gebieten verstärken".[11]

"Armut und Not machen mutig"

Faktisch läuft dies auf das Aushungern der Bevölkerung zwecks Entfachen
einer Hungerrevolte hinaus. Schon heute leben laut Schätzungen von Experten
mehr als 80 Prozent der 18 Millionen im Land verbliebenen Syrer unterhalb
der Armutsgrenze. Elf Millionen von ihnen sind auf humanitäre Hilfe
angewiesen.[12] Tatsächlich hat bereits die Aussicht, dass in Kürze
Washingtons Caesar Act in Kraft treten wird, die Wirtschaftskrise in Syrien
dramatisch zugespitzt; mittlerweile kommt es zu ersten Protesten, über die
auch in deutschen Medien aufmerksam berichtet wird. Dort heißt es etwa
hoffnungsfroh: "Armut und Not machen Syrer mutig".[13] Andere urteilen, die
Krise könne "die Herrschaft von Baschar al-Assad ernsthaft bedrohen".[14]

"Ein Verbrechen"

Das anhaltende Spekulieren der westlichen Mächte auf Elendsunruhen
kontrastiert stark mit den Warnungen, die schon seit Jahren über Strukturen
der katholischen Kirche aus Syrien nach Europa gelangen. Die Sanktionen
seien "inhuman, weil sie die ganze Bevölkerung bestrafen", protestiert etwa
der Apostolische Vikar von Aleppo, Bischof Georges Abou Khazen: "Bei uns
verhungern die Leute. Es gibt keine Medikamente. Es gibt keine Arbeit".[15]
"Für uns sind die Sanktionen ein Verbrechen", wird der Bischof zitiert:
"Wir sind sehr enttäuscht von der Europäischen Union. Wer weiß, was nach
dem Inkrafttreten des neuen 'Caesar"-Akts geschieht."


Anmerkungen:

[1] Clara Portela: The EU Sanctions Operation in Syria: Conflict Management
by Other Means. UNISCI Discussion Papers No. 30, October 2012.
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[3] Justine Walker: Humanitarian Impact of Syria-Related Unilateral
Restrictive Measures. 16 May 2016.

[4] Waleed Al Faisal, Yaser Al Saleh, Kasturi Sen: Syria: public health
achievements and sanctions. thelancet.com 16.06.2012.

[5] Waleed Al Faisal, Kasturi Sen, Yasser al Saleh: Syria: end sanctions
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[6] Erklärung von Idriss Jazairy, Sonderberichterstatter zu den negativen
Auswirkungen einseitiger Zwangsmaßnahmen auf die Wahrnehmung der
Menschenrechte. Podiumsdiskussion und Pressekonferenz der IPPNW. Berlin,
29. Mai 2018.

[7] Nour Samaha: The economic war on Syria: Why Europe risks losing.
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KOHLEALARM/731: Klimakampf und Kohlefront - Wasser muß natürlich fließen ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus e.V. - Pressemitteilung vom 14.06.2020

Schneller Kohleausstieg schont die Wasserressourcen der Lausitz

Schaffung großflächiger Tagebauseen nicht länger verantwortbar



Berlin/Cottbus - Ein schneller Kohleausstieg ist aus Sicht der GRÜNEN LIGA
dringend nötig, um die Wasserressourcen in der Bergbauregion Lausitz zu
schonen. Die Schaffung weiterer großflächiger Tagebauseen durch den
Kohlekonzern LEAG ist aufgrund ihrer hohen Verdunstungsverluste nicht mehr
verantwortbar.

"Mit jedem Tag weiterem Kohleabbau wird das Grundwasserdefizit in der
Lausitz größer", betont René Schuster von der Bundeskontaktstelle
Braunkohle der GRÜNEN LIGA, der beim Fachgespräch am Montag im
Umweltausschuss des Deutschen Bundestages als Sachverständiger auftreten
wird.

Weitere großflächige Tagebauseen sieht Schuster angesichts des Klimawandels
als nicht mehr verantwortbar an: "Die Lausitzer Tagebauseen verdunsten im
Sommer schon jetzt mehr Wasser, als die Spree nach dem Spreewald überhaupt
noch Wasser führt. Weitere Verdunstungsflächen können wir uns im
Spreegebiet nicht leisten. Dennoch plant die LEAG aus ihren Tagebauen
weitere 7400 Hektar offene Wasserflächen. Diese Seen treiben die
Verdunstung genau dann in die Höhe, wenn auch in der Spree zu wenig Wasser
ist. Einmal hergestellte Tagebauseen belasten die Abflussbilanz des
Spreegebiets für Jahrhunderte."

Die Braunkohlenpläne für die Tagebaue Welzow und Nochten stehen konkret zur
Überarbeitung an. Diese Verfahren müssen dazu beitragen, die Wasserprobleme
wirksam zu verringern.


Hintergrund:

In der Lausitz existieren bereits 12.500 Hektar Bergbaufolgeseen, die nach
Daten des Deutschen Wetterdienstes im Juli 6,4 Kubikmeter Wasser pro
Sekunde verdunsten. Der Durchfluss der Spree nach dem Spreewald (Pegel
Leibsch) lag vor diesem Wochenende unter 2 Kubikmeter pro Sekunde. Der
tschechische LEAG-Konzern, der die aktiven Tagebaue in der Lausitz
betreibt, plant bisher Seen von 2000 Hektar nach dem Tagebau Nochten, 1490
ha nach dem Tagebau Reichwalde, 1900 Hektar Tagebau Cottbus-Nord, 1573 ha
Tagebau Welzow-Süd und mehr als 500 Hektar beim Tagebau Jänschwalde -
zusammen das 10fache des Müggelsees, der mit 743 ha der größte Berliner See
ist. Für einen Tagebaubetreiber ist die Anlage großer Wasserflächen
offensichtlich die billigste Form der Rekultivierung - solange er für die
Langzeitfolgen nicht zur Verantwortung gezogen wird.

Die am Freitag dem Umweltausschuss des Bundestages übermittelte
Stellungnahme beschäftigt sich neben der Wasserthematik auch mit der 
völlig intransparenten Zahlung von 1,75 Milliarden Euro an die LEAG, 
die der Gesetzentwurf des Kohleausstiegsgesetzes bisher vorsieht.


Mehr Informationen zur Anhörung im Deutschen Bundestag: "Ökologische
Aspekte des Kohleausstiegs":

https://www.bundestag.de/resource/blob/698906/b177741bc3bf44df34783320319e09e3/to_074-Sitzung_15-06-20_Kohleausstieg-data.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14.06.2020
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EUROPA/428: Ungarn - Repressives NGO-Gesetz verstößt gegen EU-Recht

Amnesty International - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Ungarn: Repressives NGO-Gesetz verstößt gegen EU-Recht 

Amnesty International kommentiert das heutige Urteil des EuGH



BERLIN - Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat heute entschieden, dass das
ungarische Gesetz zur Einschränkung der Arbeit von
Nichtregierungsorganisationen gegen EU-Recht verstößt. Dazu erklärt Dr.
Dávid Vig, Direktor von Amnesty International in Ungarn:

"Es ist großartig, dass der Europäische Gerichtshof heute bestätigt, was
Amnesty International seit Jahren beklagt: Das NGO-Gesetz verstößt
eindeutig gegen EU-Recht, und es kann nicht bestehen bleiben. Die heutige
bahnbrechende Entscheidung sendet eine sehr klare Botschaft an die
ungarische Regierung, dass sie jeden Versuch der Stigmatisierung und
Diskreditierung kritischer zivilgesellschaftlicher Organisationen
unterbinden muss."

"Das ungarische Verfassungsgericht ist jetzt gefragt, seine Überprüfung des
Gesetzes wieder aufzunehmen, eine Entscheidung zu treffen und das
repressive Gesetz aufzuheben."

Janine Uhlmannsiek, Expertin für Europa und Zentralasien bei Amnesty
International in Deutschland, ergänzt:

"Die heutige Entscheidung zeigt, dass das menschenrechtswidrige Vorgehen
der ungarischen Regierung nicht ohne Konsequenzen bleibt. Das Gesetz
behindert und diskreditiert die legitime und wichtige Arbeit
zivilgesellschaftlicher Organisationen in Ungarn und verletzt grundlegende
Freiheits- und Vereinigungsrechte. Das ist ein eindeutiger Verstoß gegen
die Grundwerte der Europäischen Union."

"Die Regierung unter Viktor Orbán schränkt Menschenrechte und
Rechtsstaatlichkeit seit Jahren immer weiter ein. Besonders mit Blick auf
die bevorstehende deutsche EU-Ratspräsidentschaft sollte die
Bundesregierung, von der ungarischen Regierung die Einhaltung ihrer
menschenrechtlichen Verpflichtungen einfordern."

Hintergrund

Die ungarische Regierung versucht, kritische Stimmen und
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) im Land massiv einzuschüchtern und zum
Schweigen zu bringen. NGOs, darunter auch die ungarische Amnesty-Sektion,
sind immer wieder Schikanen und Diffamierungen durch Regierungsvertreter
und regierungsnahe Medien ausgesetzt. Zudem wurden mehrere NGO-Gesetze
verabschiedet, die zivilgesellschaftliches Engagement behindern und
kriminalisieren.

Im Juni 2017 trat ein NGO-Gesetz nach russischem Vorbild in Kraft, das
Organisationen, die Geld aus dem Ausland erhalten, verstärkt unter
Kontrolle stellt und stigmatisiert. NGOs, die jährlich mehr als 24.000 Euro
aus dem Ausland erhalten, müssen sich als "auslandsfinanzierte
zivilgesellschaftliche Organisation" registrieren lassen und diese
Bezeichnung in sämtlichen Veröffentlichungen angeben. Diese Bezeichnung
dient nur dem Zweck, das Ansehen der betroffenen NGO zu beschädigen, indem
der Eindruck erweckt wird, sie werde aus dem Ausland gesteuert.

Organisationen, die gegen diese Auflagen verstoßen, drohen hohe Geldstrafen
sowie letztendlich ein Arbeitsverbot. Das Gesetz verletzt grundlegende
Freiheits- und Vereinigungsrechte der Menschen in Ungarn. Die ungarische
Amnesty-Sektion widersetzt sich dem Gesetz und hat gemeinsam mit anderen
NGOs dagegen geklagt. Die EU-Kommission hat wegen des Gesetzes den
Europäischen Gerichtshof (EuGH) angerufen und Klage gegen Ungarn
eingereicht. Heute hat der EuGH in diesem Verfahren entschieden, dass das
NGO-Gesetz gegen EU-Recht verstößt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020
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MELDUNG/187: Corona-Maßnahmen fördern einseitig industrielle Lebensmittelversorgung

Fian - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Corona-Maßnahmen fördern einseitig industrielle Lebensmittelversorgung

FIAN legt zweiten Bericht zu Corona und Welternährung vor



Köln - Die Menschenrechtsorganisation FIAN legt ihren zweiten Bericht zu
den Auswirkungen der COVID-Pandemie auf das Recht auf Nahrung vor. Der
Report stützt sich auf dutzende von Recherchen von Partnergruppen auf der
ganzen Welt. Beleuchtet werden die Auswirkungen der Pandemie in über 30
Ländern.

Aktuell mehren sich Zeichen, dass COVID die weltweite Ernährungslage
gefährdet. Bis zu 70 Prozent der Bevölkerung in Ländern des Südens arbeiten
in der Landwirtschaft: Vielen von ihnen droht Überschuldung und der Verlust
von Ackerland, Haus und Tieren. Stark betroffen sind auch die rund zwei
Milliarden Menschen, die ohne Sozial- oder Gesundheitsvorsorge im
informellen Sektor arbeiten. Einkommensverluste - u.a. durch
Ausgangssperren - führen für sie innerhalb von kurzer Zeit zu
Ernährungsproblemen.

FIAN kritisiert, dass die Maßnahmen gegen die Pandemie so ausgerichtet
sind, dass die industriellen Ernährungssysteme gestärkt werden.
Kleinbäuer*innen und lokale Handels- und Vermarktungswege hingegen werden
vernachlässigt oder sogar an den Rand gedrängt. Dadurch werden speziell
diese Berufs- und Bevölkerungsgruppen weiter in Hunger und Armut getrieben.

"Lokale Märkte mit frischen und gesunden Lebensmitteln wurden in vielen
Ländern geschlossen und Straßenverkäufe verboten, während Supermärkte
geöffnet bleiben. Der ohnehin bedenkliche Konzentrationsprozess im
Lebensmittelhandel wird hierdurch weiter beschleunigt", so Philipp Mimkes,
Geschäftsführer von FIAN Deutschland. Der Bericht dokumentiert, dass unter
anderem in Ecuador, Kolumbien, Simbabwe, Senegal, Mosambik und den USA
Märkte von Kleinhändler*innen geschlossen wurden. Dadurch wurden Ernten und
Nahrung vernichtet, Hunderttausenden von Kleinproduzent*innen ihr Einkommen
genommen und Millionen von Menschen der Zugang zu frischen und gesunden
Lebensmitteln verwehrt.

Die Unterstützung der Lebensmittel- und Einzelhandelskonzerne geschieht
oftmals auf dem Rücken der Arbeiter*innen. Beschäftigte, die in der
industriellen Fleischproduktion in Europa und den USA arbeiten oder
landwirtschaftliche Wanderarbeiter*innen in Deutschland sind deutlich
stärker Infektionen und prekären Arbeitsbedingungen ausgesetzt. Der
Tönnies-Fall unterstreicht dies aktuell mit aller Deutlichkeit.

FIAN setzt sich bei der Bundesregierung dafür ein, dass Kleinbäuer*innen
nicht als Verlierer, sondern gestärkt aus der Krise hervorgehen. "Wir
benötigen lokale Vermarktungsstrategien, Schutz vor Landverlust in Zeiten
finanzieller Not und eine krisenfeste Landwirtschaft auch in Zeiten des
Klimawandels. Die Spekulation mit Nahrungsmitteln wie nach der Finanzkrise
muss verhindert werden", so Mimkes weiter. Erfreulich ist, dass die
Lockdowns vielfältige Solidaritätsaktionen sowohl in ländlichen Gebieten
als auch in Städten ausgelöst haben. Spanien, Brasilien, Südafrika und
Kolumbien sind Beispiele dafür, dass sich lokale Gemeinschaften und soziale
Bewegungen mobilisiert haben, um den Zugang zu nahrhaften Nahrungsmitteln
zu sichern.



Der 22-seitige Bericht ist hier in englischer Sprache kostenlos verfügbar:

www.fian.org/files/files/Covid_19_Monitoring_Report_June_2020_EN.pdf

 * 

Quelle:
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STANDPUNKT/486: Gebäudeenergiegesetz verletzt Privatsphäre und Datenschutz (diagnose:funk)

diagnose:funk - Umwelt- und Verbraucherorganisation zum Schutz vor
elektromagnetischer Strahlung e. V. - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

diagnose:funk: Gebäudeenergiegesetz verletzt Privatsphäre und
Datenschutz, kann Einbruchrisiko erhöhen

Forderung an Bundestag: Keine dauerfunkenden Wasser-, Strom und
Heizungszähler!



Stuttgart, 18.6.2020: Die Umwelt- und Verbraucherorganisation diagnose:funk
fordert die Mitglieder des Bundestags per Brief auf, heute bei der zweiten
und (wg. Corona kurzfristig vorgezogenen) dritten Lesung des
Gebäudeenergiegesetzes (GEG) § 6 Abs 1 Nr. 4 ersatzlos zu streichen.
Nur so ist es möglich, dass Mietwohnungen nicht zwangsweise mit Wasser-,
Strom und Heizungszählern ausgestattet werden, die im Minuten- bis
Sekundentakt die Verbrauchswerte per Mobilfunk an die Wasser-, Strom- und
Wärmeversorger übertragen.

In Paragraph 6 Abs. 1 Nr. 4 Gebäudeenergiegesetz heißt es:

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit
 Zustimmung des Bundesrates vorzuschreiben,


[...]


4. dass die zum Zwecke der Datenverarbeitung eingesetzte Technik einem
 Stand der Technik entsprechen muss, der Datenschutz, Datensicherheit und
 Interoperabilität gewährleistet.


diagnose:funk kritisiert explizit das Wort "Interoperabilität", denn dies
ist der Türöffner für die faktisch zwangsweise Einführung digitaler
Messsysteme, die i. d. R. auf Basis von Mobilfunk zur Anwendung kommen.
Solche funkbasierten Verbrauchszähler sind gesundheitlich und
datenschutzrechtlich problematisch:


	Es handelt sich meist um Dauerstrahler, die rund um die Uhr gesundheitsschädliche Mobilfunkstrahlung zur Datenübermittlung abgeben.

	Die kontinuierliche Messung und Übermittlung von Verbrauchsdaten stellt einen Eingriff in die Privatsphäre der Mieter dar und ist nach der Europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) nicht zulässig.

	Das Einbruchsrisiko in Wohnungen steigt, wenn kontinuierlich gesendete Verbrauchsdaten Rückschlüsse auf das Privatleben erlauben und so Wohnungen ausspioniert werden können.



Zur jährlichen Rechnungsstellung ist die Datenübermittlung der
Verbrauchssumme einmal pro Jahr ausreichend, eine minütliche bis
sekündliche Datenaufzeichnung und -übertragung ist dafür nicht notwendig.
Das Prinzip der Datenminimierung muss angewandt werden.

"Es gibt keinen Grund, warum - angeblich zur Stärkung der Mieterrechte -
die technischen Systeme 'interoperabel' sein müssen", sagt Jörn Gutbier,
Vorsitzender von diagnose:funk. "Verpflichtende 'Interoperabilität' stärkt
nicht die Mieterrechte, sondern wird die Mieter gegenüber den Vermietern,
Hausverwaltungen und Versorgern schwächen, weil kein generelles
Widerspruchsrecht oder eine kostenneutrale Wahlmöglichkeit besteht. Daher
fordern wir den Bundestag auf, den fraglichen Punkt ersatzlos zu streichen,
alleine schon um eine Klagewelle aus Datenschutzgründen zu vermeiden."

diagnose:funk hat die Thematik ausführlich dargestellt in einem Schreiben
(https://www.diagnose-funk.org/1578) an die Bundestagsabgeordneten der
Ausschüsse für Wirtschaft und Energie, Recht und Verbraucherschutz, Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit sowie Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und
Kommunen.

Die sogenannte "Interoperabilität", also ein von allen Herstellern und
Versorgern genutztes Übertragungsprotokoll, ist ein Trojanisches Pferd: Es
dient dazu, fernauslesbare Messsysteme zwangsweise in allen Haushalten zum
Zwecke der Datenbeschaffung zu installieren.


diagnose:funk ist eine unabhängige Umwelt- und
Verbraucherschutz-Organisation im deutschsprachigen Raum, die sich für den
Schutz vor elektromagnetischer Strahlung einsetzt. Dazu klärt diagnose:funk
über die gesundheitsschädigenden Wirkungen u.a. von Mobilfunk- und 
WLAN-Strahlung auf und fordert zukunftsfähige technische Lösungen für eine
gesundheitsverträgliche Telekommunikation.


Der Entwurf des Gebäudeenergiegesetzes (siehe
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/167/1916716.pdf) wird am
Donnerstag, 18.6.2020, um 16:35 Uhr als Tagesordnungspunkt 17
"Energieeinsparrecht für Gebäude" in zweiter und dritter Lesung im
Bundestag beraten und abgestimmt.

https://www.bundestag.de/tagesordnung?week=25&year=2020

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw25-de-energieeinsparrecht-698640

 * 
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AUFRUF/118: Hamburg - Aktionen am Weltflüchtlingstag, 20. Juni 2020

Flüchtlingsrat Hamburg

Kein Mensch ist illegal, niemals! - Öffnet Eure Grenzen, öffnet Eure
Augen! 

Aufruf zu Aktionen am 20. Juni 2020 - Weltflüchtlingstag - von 15-17 Uhr
am Fahnenplatz/ Alster



Corona verhindert, dass wir uns treffen - also agieren wir dezentral.
Beteiligt Euch an der transnationalen Soliaktion und zeigt, dass der Kampf
gegen rassistische Grenzpolitiken weitergeht!

2020 hat besser als jemals zuvor gezeigt, dass in der heutigen Welt gleiche
Rechte für alle Menschen noch immer ein fernes Ziel sind. Die Bedingungen
für Menschen auf der Flucht sind in den meisten Teilen Europas und der Welt
eine Schande. Die Lager an Europas Außengrenzen sind überfüllt, die im
Innern europäischer Länder bestehen weiterhin. Viele Migrant*innen haben
nach wie vor keine Papiere und leben auf der Straße.

Wir wollen die Aufmerksamkeit auf die Lage von Migrant*innen lenken, die
Augen der breiteren Öffentlichkeit öffnen and praktische Solidarität
einfordern. Lasst uns den aktuelle Zustand beenden. Er basiert auf Gesetzen
und politischen Entscheidungen, die sofort geändert werden können und
müssen.

Wir rufen auf zu Aktionen am 20. Juni, dem Weltflüchtlingstag - in
Hamburg und überall!

"WIR" - Wer wir sind?

Wir sind antirassistische Aktivist*innen aus verschiedenen Ländern Europas,
die 2019 das Projekt "Coasts in Solidarity" gestartet haben. Unser
Hauptziel in diesem Sommer war die Sichtbarmachung und Unterstützung des
Kampfes von Migrant*innen entlang der geschlossenen britischen Grenze am
Ärmelkanal und an der Nordsee. Wir planten Hafenveranstaltungen, wollten
Solidaritätsideen verbreiten und das Segelschiff LOVIS nutzen, um mehr
öffentliche Aufmerksamkeit zu erlangen. Aus offensichtlichen Gründen haben
wir diese Pläne aufgegeben. Da die Bedingungen für Migrant*innen allerdings
nicht besser beworden sind, wollen wir auf alternativen Wegen die
Aufmerksamkeit steigern und öffentlichen Druck machen.

Weitere Informationen:

https://coastsinsolidarity.noblogs.org

In Hamburg sind "wir" ein Bündnis aus Einzelpersonen sowie Gruppen und
Bewegungen wie der Seebrücke, dem Flüchtlingsrat oder dem Watch the Med
Alarmphone.

Unser Aktionsvorschlag:

Wir haben uns eine gemeinsame Aktion überlegt: Überall taucht eine Flotte
aus Papierbooten auf, die kurze Forderungen tragen. Jede*r kann sie falten,
klein oder groß, bunt oder nicht, und sie können überall an öffentlichen
Orten platziert werden. In Bussen, Zügen, Geschäften und Parks. Gestaltet
Eure eigenen Boote oder ladet einen Vordruck von der Website
https://coastsinsolidarity.noblogs.org herunter mit Aussagen von
Geflüchteten, die Ihr zu einem Boot falten könnt. Wird das Boot entfaltet,
werden die Stimmen jener lesbar, die sonst meist nicht gehört werden.

Außerdem wird es Audiodateien mit aufgenommen Berichten von Migrant*innen
zum Download geben. Spielt sie öffentlich ab: von Balkonen oder Fahrrädern,
in Bussen und Zügen oder anderswo - mit Mobiltelefon und Lautsprechern.
Sendet Bilder von Eurer Aktion und Euren Forderungen über Twitter mit
dem #coastsinsolidarity

Und in Hamburg?

Von 15-17 Uhr laden wir euch ein, zum Fahnenplatz an der Alster zu kommen.
Bringt thematisch passende Banner und Papierschiffchen mit, wenn ihr könnt.
Auch ohne seid ihr natürlich herzlich willkommen. Seid achtsam mit einander
und haltet einen Abstand von 1,5m zu anderen Menschen ein. Wir empfehlen
außerdem das Tragen einer Maske - gerne mit einem passenden Spruch.

Für das Recht zu Bleiben und auf Bewegungsfreiheit! Stoppt
Abschiebungen - ein für alle Mal!

Würdige Lebensbedingungen und Gesundheitsversorgung für alle! Schließt
alle Lager - jetzt und für immer!

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

Telefon: (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

E-Mail: info@fluechtlingsrat-hamburg.de

Internet: www.fluechtlingsrat-hamburg.de
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AUSSICHTEN/9019: Und morgen, den 19. Juni 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 19.06.2020 bis zum 20.06.2020 +++
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Endlich Regen,

Jean-Luc zittert

bei den Schlägen,

wo 's gewittert.
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ITALIEN/346: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 18.6.2020 (SB)



Der Präsident des Industriellenverbandes Confindustria, Carlo Bonomi,
hat am Mittwoch auf der von Ministerpräsident Giuseppe Conte
einberufenen Versammlung der Generalstände zur Beratung der Annahme
der EU-Kredite der Regierung vorgeworfen, zu schleppend vorzugehen.
Dies beziehe sich vor allem auf die
Liquiditätsunterstützungsverfahren, bei denen es "schwerwiegende
Verzögerungen" gebe. Wie die Nachrichtenagentur ANSA am Donnerstag
weiter berichtet, hat er die Regierung u.a. aufgefordert, den
Unternehmen 3,4 Milliarden Euro Energieverbrauchsteuern, die von ihnen
"unangemessen bezahlt" worden seien, zurückzuerstatten.

Conte habe, wie es hieß, Verzögerungen zugegeben, aber versichert, daß
"unsere Maßnahmen auf die Unterstützung von Unternehmen ausgerichtet"
seien. Er wolle in der nächsten Woche den "Wiederherstellungsplan"
abschließen, das Klima dazu sei günstig. Die Bemühungen, eine neue
schmerzhafte Rezession zu verhindern, könnten nur zum Erfolg führen,
"wenn wir die Fehler und Irrtümer, die in den letzten 25 Jahren von
allen gemacht wurden, nicht verbergen". Die Vorwürfe, daß "diese
Regierung ein Vorurteil gegen die freie Wirtschaftsinitiative" hege,
habe er zurückgewiesen und erklärt: "Ich möchte sehr deutlich machen:
Die Maßnahmen, die wir entwickelt und in unseren Plan aufgenommen
haben, dienen der Unterstützung von Unternehmen. Darauf wird von
dieser Regierung ein ständiger Fokus gelegt. Für uns ist die
Wirtschaft eine Säule unserer Gesellschaft."

Alle an den Beratungen Beteiligten hätten verstanden, "daß dieser
Notfall hohe Kosten sowie menschliche, wirtschaftliche und soziale
Kosten mit sich bringe". Im Austausch auch mit den wichtigsten
nationalen, europäischen und internationalen Wirtschaftsbehörden habe
sich gezeigt, daß die entstandene Unsicherheit "nicht in wenigen
Monaten behoben werden kann". Die Regierung beabsichtige nicht, "die
EU-Mittel als ihre Staatskasse zu behandeln". Es verstehe sich von
selbst, daß die strukturellen Mängel, die das italienische System seit
etwa 20 Jahren aufweise, nicht sofort behoben werden könnten. Die
entscheidenden Auseinandersetzungen zum Wiederherstellungsfond würden,
wie der Premier meint, noch im Juli stattfinden.

18. Juni 2020
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DAS BLÄTTCHEN/2006: Zurück zu Putins Plan

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 12 | 8. Juni 2020

Zurück zu Putins Plan

von Klaus Joachim Herrmann



Sicherer als der Einkauf in einem Geschäft" werde die Stimmabgabe beim
Referendum über die Ergänzungen der russischen Verfassung am 1. Juli sein,
versichert die Zentrale Wahlkommission (ZIK). Die Abstimmung verlaufe
kontaktlos, in vielleicht zwei bis drei Regionen auf elektronischem Wege.
Briefwahl lehnt die Kommission ab. Die sei in einer Reihe anderer Staaten
immer wieder von Skandalen begleitet worden, zeigt ZIK-Chefin Ella
Pamfilowa auf andere. Sie räumte aber auch in Russland "sehr viele Fragen"
ein. Es drohten auf dem Postweg nicht nur hygienische, sondern auch
Probleme mit der öffentlichen Kontrolle. Für Skandale aller Art ist der
Obrigkeit in Moskau die Abstimmung zu wichtig, darauf soll kein Schatten
fallen.

Den 1. Juli legte Präsident Wladimir Putin jetzt als Datum für den
Urnengang fest. Er kehrt damit zu seinem Plan zurück, der vom Einbruch des
Corona-Virus sabotiert worden war. Die Situation sei unter Kontrolle und
normalisiere sich, Erleichterungen stünden ins Haus, warb der Initiator und
Chefautor der neuen Verfassungsartikel exakt 30 Tage vor der Abstimmung für
die Fortsetzung der Diskussion. Dafür soll der Juni genügen. Die
verbleibenden Wochen dürften laut Hinweisen aus dem Kreml vor allem für die
Werbung in Massenmedien, im öffentlichen Raum und mit einem "Akzent auf das
Internet" genutzt werden.

Agitation könnte durchaus nottun. Lew Gudkow, Chef des unabhängigen
Meinungsforschungsinstituts Lewada-Zentrum, sieht vor allem bei jungen
Menschen und den Moskauern nach Umfragen im April derzeit mehr Ablehnung
als Zustimmung. Doch die befragten Bürger bekundeten fast zur Hälfte ihre
Bereitschaft, mit Ja zu stimmen. Ein Drittel möchte mit Nein votieren. Aus
dem 22 Prozent starken Lager der Unentschlossenen dürften sich einige ganz
sicher noch für ein Ja entscheiden. Denn von denen, die unbedingt zur
Abstimmung gehen wollen, können die meisten als Unterstützer des Putinschen
Vorhabens gelten. Viele von jenen, die es ablehnen, werden den Wahllokalen
wohl fern bleiben.

Derweil die außerhalb des Parlaments wirkende "nicht systemische"
Opposition noch grübelt, ob sie zu Boykott oder Nein-Stimmen aufrufen soll,
sind die Weichen längst gestellt. Beide Kammern des Parlaments und das
Verfassungsgericht haben die Ampeln auf Grün geschaltet. An einer
endgültigen Bestätigung durch das Wahlvolk zweifelt niemand ernstlich. Der
Gottesbezug dürfte ebenso bestätigt werden wie die Möglichkeit für zwei
weitere Präsidentschaften Putins.

Der Fokus wird im Inland gleichwohl auf erstmalige soziale Garantien für
Mindestlohn und Mindestrente sowie auf mehr Einfluss des Parlaments bei
einer anhaltend starken Präsidialmacht gerichtet. Letztere bleibe nötig, um
das größte Land der Erde zusammenzuhalten, die großen sozialen,
wirtschaftlichen und technologischen Aufgaben zu lösen, wie Putin immer
wieder drängt. Dabei ist Russland für ihn "nicht einfach nur ein Land,
sondern wahrhaftig eine eigene Zivilisation". Wolle man diese Zivilisation
retten, müsse man sich auf die Hochtechnologie und die Entwicklung solcher
Bereiche wie künstliche Intelligenz, autonom gesteuerte Technik oder
Genetik konzentrieren.

Doch erst einmal ist die Regierung des von seiner Covid-19-Erkrankung
genesenen Premiers Michail Mischustin genötigt, einen Plan zur
Wiederherstellung der Wirtschaft, der Sicherung von Beschäftigung und
Einkommen der Bevölkerung nach der Corona-Krise vorzulegen. Es geht um die
"Rehabilitierung der Opfer der Depression", wie das Wirtschaftsblatt
Kommersant mit einiger Chuzpe in Anspielung auf düsterste
Sowjetgeschichte titelte. Auf umgerechnet bis 40 Milliarden Euro schätzen
selbst vorsichtige Experten die Kosten für beabsichtigte Hilfsmaßnahmen.

Dabei steht Russland unter Ölpreisschock. Weltweiter Bedarf und damit
Nachfrage für den Exportschlager sind eingebrochen wie noch nie. Auf
traditionell um die 40 Prozent wird der Anteil des Verkaufs von Öl und Gas
an den russischen Staatseinnahmen geschätzt. Hinzu kommen die Folgen
anhaltender westlicher Sanktionen und eigener Gegenmaßnahmen. Die immer
wieder beschworene Modernisierung der Industrie gelang schon bislang nicht
in dem notwendigen und geforderten Maße. Allein die Rückkehr zum Status vor
der Krise wird schwierig genug. Erwartet werden Einbrüche des
Bruttoinlandsprodukts zwischen 3,5 und 8 Prozent. Die Folgen treffen wieder
einmal eine traditionell zwar duldsame, aber auch immer wieder vom
lediglich verheißenen Fortschritt enttäuschte Bevölkerung. Auch deshalb
setzt Putin auf eine nicht weiter verzögerte Abstimmung über sein
Verfassungsprojekt - bevor die Krise hart durchschlägt und die Stimmung
schlechter wird.

Als westliche Medien unter Hinweis auf das Meinungsforschungsinstitut WZIOM
von einem Absturz des Vertrauenswertes von Wladimir Putin im April auf 27
Prozent und damit den niedrigsten Wert seit 14 Jahren berichteten,
reagierte Moskau bereits höchst empfindlich und beklagte eine Fälschung.
Institutschef Waleri Fjodorow verwies auf eine Änderung in der Methodik und
nach der neuen Methode real weiterhin zwischen 67 und 68 Prozent Vertrauen
in den Kremlchef.

Diese Zahlen bestätigte auch das Konkurrenzunternehmen Lewada, kritisierte
aber eine unglückliche Entscheidung der Kollegen. Sie hätte - wie stets bei
solchen Vorgängen - den Statistikern geschadet. Die genössen ohnehin nicht
das größte Vertrauen. Das gilt seinerseits wiederum namentlich für den
Kreml und dessen Verhältnis zu Lewada-Umfragen. Putins Sprecher Dmitri
Peskow ließ laut Wirtschaftsportal RBK wissen: Lewada wendet verschiedene
Methoden an, wir sind nicht geneigt, den Resultaten vollständig zu
vertrauen. Immerhin wurden dem Präsidenten Zufriedenheitswerte von immerhin
59 Prozent gegen 33 bescheinigt.

Auf Plakaten wirbt derweil Putin quasi im Straßenwahlkampf persönlich für
die Vorherrschaft der Verfassung Russlands "in unserem Rechtsraum". Die
vornehmlich innere Angelegenheit präsentiert er mit Foto und Unterschrift
gleichermaßen als eine Kampfansage nach außen. Die Siegesparade im 75. Jahr
des Triumphes über den deutschen Faschismus im Zweiten Weltkrieg wird am
24. Juni nachgeholt, der Marsch des Unsterblichen Regiments am 26. Juli.
Sie rahmen die Abstimmung über den "souveränen Kurs der Entwicklung"
Russlands ein. Das Ja und die Teilnahme jedes Bürgers an der
Volksabstimmung seien dafür notwendig: "Unser Land - unsere Regeln."

Der gedanklich-historische Bogen ist absichtsvoll geschlagen. Niemand habe
Russland in der Vergangenheit unterwerfen können, auch künftig werde es
seinen eigenen selbstbestimmten Weg gehen und jedem fremden Diktat trotzen.
"Wenn ein internationaler Vertrag, welcher Art auch immer, der Verfassung
zuwiderläuft, darf er nicht unterzeichnet werden", gab Putin frühzeitig
vor.

Unterstrichen wird das nun sogar ein zweites Mal mit der weiß-blau-roten
Trikolore am Himmel über Moskau. Gezeichnet werden die Streifen der
Nationalflagge zum Abschluss der Luftparade. Die gab es bereits am 9. Mai,
doch war sie nur aus Fenstern und von Balkonen zu sehen. Corona zwang die
Hauptstädter in die Wohnungen und die Parade der 14.000 Menschen und 375
Panzer, Raketen und anderer Fahrzeuge und Waffensysteme vom Roten Platz.

"Die Risiken der Epidemie sind noch außerordentlich groß", räumte Putin
Mitte April ein. Das Verteidigungsministerium allerdings hatte sich zuvor
kämpferisch gezeigt. Es werde mehrmals täglich Fieber gemessen und
desinfiziert, erklärte ein Sprecher. "Bei allen Teilnehmern brennt der
Wunsch, an dem historischen Ereignis teilzunehmen." Ein paar Tage später
meldeten sich 31 Hörer der Nachimow-Marinehochschule krank - positiv
getestet auf das Corona-Virus. Für den 14. Juni ist nun das nächste
Paradetraining im nächtlichen Moskau angesetzt.

Die Pandemie rückte die Feierlichkeiten zum Siegesjubiläum in den
Hintergrund und zwang zur Verschiebung. Doch das neue Datum sei ohne jeden
Zweifel richtig gewählt, an den 24. Juni als Tag der Siegesparade von 1945
"erinnern wir uns für alle Zeit mit Stolz", schrieb die Zeitung Iswestija.
"Das war - ohne Übertreibung und unnötige Pathetik - die Parade der
Helden." Angeführt wurde sie zu Pferde von den Marschällen Georgi Schukow
und Konstantin Rokossowski, den Schluss bildete eine symbolische Geste
historischer Dimension: Vom faschistischen deutschen Gegner erbeutete
Fahnen und Standarten wurden vor dem Leninmausoleum auf das Pflaster
geworfen. 75 Jahre später sollen am 24. Juni um 22 Uhr Moskauer Zeit die
Sieger erneut mit einem Salut geehrt werden.

 * 

Quelle:
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GLEICHHEIT/7079: Dutzende Tote bei Grenzkonflikt zwischen Indien und China

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Dutzende Tote bei Grenzkonflikt zwischen Indien und China

Von Keith Jones

18. Juni 2020



Beim schwersten Grenzzusammenstoß zwischen indischen und chinesischen
Truppen seit dem kurzen Grenzkrieg im Jahr 1962 soll es Dutzende Tote
gegeben haben.

Die Kämpfe brachen am Montagabend im Galwan-Tal aus, einem von mindestens
vier Orten an der umstrittenen chinesisch-indischen Grenze, an der sich
Truppen beider Seiten seit mehr als einem Monat direkt gegenüberstehen.

Laut ersten Berichten der indischen Regierung sollen bei den Kämpfen drei
indische Soldaten gestorben sein, darunter ein Offizier. Am Dienstagabend
wurde die Zahl der Todesopfer jedoch stark nach oben korrigiert. Das
indische Militär erklärte, weitere "17 indische Soldaten, die während der
Kämpfe lebensgefährlich verwundet wurden und danach in dem hochgelegenen
Terrain Temperaturen unter dem Gefrierpunkt ausgesetzt waren, sind an ihren
Verwundungen gestorben".

Die chinesische Regierung hat bisher noch nicht bestätigt, ob es Todesopfer
gegeben hat. Allerdings deutete ein Redakteur der staatsnahen Global Times
an, dass zumindest einige chinesische Soldaten bei dem mehrstündigen
Gefecht getötet wurden.

Laut der Times of India hat Indien chinesische Nachrichten
abgefangen, laut denen es mindestens 43 chinesische Opfer gab, wobei nicht
klar war, wie viele getötet oder lebensgefährlich verwundet wurden. Der
US News and World Report berichtete: "Die US-Geheimdienste gehen von
35 chinesischen Todesopfern aus, darunter ein höherer Offizier."

Wenn man den Nachrichten Glauben schenken kann, hat keine Seite während des
Zusammenstoßes Feuerwaffen eingesetzt, da angeblich weder indische noch
chinesische Soldaten bei Grenzpatrouillen Waffen tragen sollen, um eine
Eskalation zu verhindern. Stattdessen sollen die Soldaten der beiden Seiten
mit Steinen, Eisenstangen und Knüppeln aufeinander losgegangen sein;
letztere sollen teilweise mit Nägeln oder anderen scharfen Objekten
beschlagen gewesen sein.

Wie brutal die Kämpfe waren, wird an der hohen Zahl der Todesopfer
deutlich. Auch die kalten Temperaturen, das unwirtliche Terrain - die
Kämpfe fanden in einem Tal im Himalaya mehr als 4.200 Meter über dem
Meeresspiegel statt - und die Schwierigkeiten bei der Evakuierung der
Verwundeten haben wohl zu der hohen Zahl beigetragen.

In den Tagen vor dem Zusammenstoß von Montagabend hatten Neu-Delhi und
Peking einen "Deeskalationsprozess" der Grenzkrise begonnen, die im Mai mit
zwei nichttödlichen Zusammenstößen zwischen indischen und chinesischen
Truppen an Orten begann, die mehr als 1.600 Kilometer voneinander entfernt
sind. Daraufhin stationierten beide Seiten Tausende von zusätzlichen
Soldaten, Artillerie und anderes Kriegsgerät in den jeweiligen
Grenzregionen.

Neu-Delhi und Peking behaupten weiterhin, die Krise könne und werde
entschärft werden. Der stellvertretende chinesische Außenminister, Luo
Zhaohui, traf sich am Dienstag mit dem indischen Botschafter in Peking.

Beide Mächte beharren jedoch darauf, dass die andere Seite für die
Todesopfer verantwortlich ist und sich zurückziehen muss. Es ist das erste
Mal seit 45 Jahren, dass an der umstrittenen Grenze Opfer zu beklagen sind.

Wie die New York Times unter Berufung auf einen indischen
Kommandanten berichtet, werden Dutzende indische Soldaten noch immer
vermisst und sind vermutlich gefangen genommen worden. Das könnte die
Versuche, die Spannungen abzubauen, noch mehr erschweren.

Das indische Außenministerium hat die chinesische Seite für den
"gewaltsamen Zusammenstoß" verantwortlich gemacht. Der Grund sei der
"Versuch der chinesischen Seite, einseitig den Status quo" des
gegenwärtigen Grenzverlaufs zu ändern. Die Line of Actual Control ist eine
nicht exakt festgelegte Grenze, auf die sich die beiden Länder geeinigt
haben, bis es eine endgültige Lösung ihrer rivalisierenden
Territorialansprüche gibt. Das chinesische Außenministerium erklärte
daraufhin, indische Soldaten hätten "die Grenze zweimal überquert, für
illegale Aktivitäten und provokante Angriffe auf chinesisches
Militärpersonal, was zu einem ernsten physischen Konflikt zwischen Soldaten
beider Seiten geführt hat".

Die Ereignisse könnten leicht eskalieren. Tatsächlich sind sie
offensichtlich bereits jetzt außer Kontrolle geraten.

Die beiden bevölkerungsreichsten Länder der Welt, die Atommächte Indien und
China, rivalisieren um Märkte, Rohstoffe und geostrategischen Einfluss in
Süd-, Südost- und Zentralasien, dem Nahen Osten und Afrika.

Doch was die Grenzstreitigkeiten zwischen Indien und China so explosiv und
gefährlich macht, ist die Tatsache, dass diese Rivalität mit der
strategischen Konfrontation zwischen China und dem US-Imperialismus
zusammenkommt.

Seit Beginn des 21. Jahrhunderts hat Washington, unter republikanischen wie
unter demokratischen Präsidenten, beharrlich daran gearbeitet, Indien in
seine räuberischen strategischen Pläne einzubinden. Die indische
Bourgeoisie, die ihre eigenen reaktionären Großmachtambitionen verfolgt und
sich unbedingt die Gunst der Wall Street und Washingtons sichern will, hat
sich erkenntlich gezeigt.

Die ultrarechte indische Regierung unter der Bharatiya Janata Party (BJP)
hat die "globale indisch-amerikanische Partnerschaft" ausgebaut, die das
Land unter der Kongresspartei eingegangen ist, und Indien zu einem
regelrechten Frontstaat in Washingtons militärisch-strategischer Offensive
gegen Peking verwandelt. Sie hat u.a. die indischen Marine- und
Luftwaffenstützpunkte für US-Truppen geöffnet und ein stetig wachsendes
Netzwerk von bilateralen, trilateralen und quadrilateralen 
militärisch-strategischen Beziehungen mit den USA und ihren wichtigsten Verbündeten im
asiatischen Pazifik, Japan und Australien aufgebaut.

China und Pakistan, Indiens historischer Erzrivale, reagierten auf die
Bedrohung durch das wachsende indisch-amerikanische Bündnis, indem sie ihre
eigene enge militärisch-strategische Partnerschaft stärkten. Die Grenzen
Indiens zu China und Pakistan haben sich so zu potenziellen Brennpunkten
für eine globale Konfrontation entwickelt.

Pakistan, das sich regelmäßig Artilleriegefechte mit Indien entlang der
Line of Control zwischen dem indischen und dem pakistanischen Teil von
Kaschmir liefert, machte Indien am Dienstag für den Grenzzusammenstoß mit
China verantwortlich. Außenminister Shah Mahmood Qureshi erklärte: "Indien
hätte niemals Straßen und Flugfelder in einem umstrittenen Gebiet bauen
sollen."

Donnerstagabend äußerte sich ein anonymer Vertreter des
US-Außenministeriums mit nichtssagenden Worten zu dem Zusammenstoß zwischen
Indien und China. Er erklärte, Washington würde die Ereignisse "sorgfältig
beobachten" und eine "friedliche Lösung der derzeitigen Lage unterstützen".

Die Trump-Regierung hat die Spannungen mit China in den letzten Wochen
dramatisch verschärft. Sie hat Peking die Schuld an der hohen Zahl an
Todesopfern aufgrund der Corona-Pandemie gegeben, die sie in Wirklichkeit
durch ihre Nachlässigkeit und Inkompetenz selbst verursacht hat. Im Rahmen
ihrer provokanten Aufrüstung gegen China hat sie außerdem drei
Flugzeugträger-Kampfgruppen in den Pazifik entsandt.

In Einklang mit dieser aggressiven Linie hat sich Washington deutlich in
den indisch-chinesischen Disput eingemischt und Indien zu einer harten
Haltung gegen China aufgestachelt. Am 20. Mai warf die US-Staatssekretärin
für Süd- und Zentralasien, Alice G. Wells, China "Aggression" gegen Indien
vor und stellte eine Verbindung zum Streit im Südchinesischen Meer her, als
Beweis für ein "verstörendes Verhaltensmuster" Pekings.

Darauf folgten mehrere provokante Interventionen Trumps, darunter das
hinterhältige Angebot, die USA könnten im indisch-chinesischen
Grenzkonflikt vermitteln oder sogar eine Lösung aushandeln.

Das alles steht in deutlichem Gegensatz zur öffentlichen
Neutralitätshaltung, die Washington im Jahr 2017 eingenommen hat, als sich
indische und chinesische Truppen 73 Tage lang auf dem Doklam-Plateau
gegenüberstanden. Dieser Himalaya-Gebirgszug wird von China und Bhutan
beansprucht. Bhutan ist ein winziges Königreich, das Neu-Delhi fast wie
einen Vasallenstaat behandelt.

Die verhaltene Reaktion der Trump-Regierung auf die dramatische Eskalation
der chinesisch-indischen Spannungen von Montagabend deutet darauf hin, dass
sie die Lage noch bewertet und überlegt, wie sie sie am besten ausnutzen
kann.

Doch unabhängig davon, wie die nächsten Schritte aussehen werden, ist es
ein Kern der Strategie des US-Imperialismus, Indien zu nutzen, um
strategischen Druck auf Chinas Südgrenze auszuüben und die US-Vorherrschaft
über den Indischen Ozean aufrechtzuerhalten. Über die Seewege im Indischen
Ozean bezieht China seine Ölimporte und wickelt den Großteil seines Handels
mit dem Rest der Welt ab. Tatsächlich drängt die Trump-Regierung 
US-Konzerne öffentlich dazu, sich aus China zurückzuziehen und Indien zu ihrem
neuen Produktionsschwerpunkt zu machen - sehr zur Freude der BJP-Regierung.

Die chinesisch-indische Grenze erstreckt sich über den Himalaya, ist dünn
besiedelt und besteht größtenteils aus unfruchtbarem Gebiet. Doch
angesichts des Zusammenbruchs des Weltkapitalismus und der wachsenden
innerimperialistischen Gegensätze und Großmachtkonflikte hat die Grenze
plötzlich enorme strategische Bedeutung erlangt.

Eine der US-Strategien zur Schwächung Chinas ist es, die Konflikte zwischen
ethnischen Minderheiten auszunutzen. Indien grenzt an die chinesische
Autonome Region Tibet und die Autonome Uigurenregion Xinjiang.

Ebenso wichtig ist, dass der chinesisch-pakistanische Wirtschaftskorridor
(CPEC) durch die chinesische Aksai-Chin-Region verläuft, die von Indien
beansprucht wird. Der CPEC, ein Netzwerk aus Pipelines, Bahn- und
Straßenverbindungen zwischen China und der pakistanischen Hafenstadt Gwadar
am Arabischen Meer, soll 60 Milliarden Dollar kosten. Er spielt für Peking
eine zentrale Rolle, um die Pläne der USA zu unterlaufen, die ihrerseits
China durch die Kontrolle der Meerengen im Indischen Ozean und dem
Südchinesischen Meer wirtschaftlich strangulieren wollen.

Die Kämpfe am Montagabend und drei der vier Gebiete, in denen indische und
chinesische Truppen in den letzten Wochen gegeneinander gekämpft haben,
befinden sich entlang der Line of Actual Control zwischen dem indisch
kontrollierten Ladakh und Aksai Chin.

Bei seiner Grenzkonfrontation mit China spielt Indien ein rücksichtsloses
und riskantes Spiel. Die BJP-Regierung unter Narendra Modi setzt politisch
darauf, Indien zu einer regionalen Hegemonialmacht aufzubauen und Modis
illegale "chirurgische" Militärschläge gegen Pakistan von 2016 und 2019,
die wochenlange Krisen auslösten, als Beweis für ein neues mutiges Indien
darzustellen. Am Sonntag kündigte Verteidigungsminister Rajnath Singh an,
Indien werde "unter keinen Umständen Abstriche bei seinem Nationalstolz
machen. Indien ist nicht mehr schwach."

Modi und die BJP haben durch ihren schlecht vorbereiteten Corona-Lockdown
eine soziale Katastrophe ausgelöst. 120 Millionen Menschen sind arbeitslos,
die Zahl der Fälle im ganzen Land ist dramatisch angestiegen. Vor diesem
Hintergrund werden sie zweifellos versuchen, den Zusammenstoß mit China
auszunutzen, um Kriegsstimmung, ethnische und religiöse Hetze und indischen
Nationalismus zu schüren, mit dem Ziel, die wachsende soziale Wut in
reaktionäre Kanäle zu lenken und die Arbeiterklasse einzuschüchtern.

Wie vorherzusehen war, haben der Nationalkongress und andere
Oppositionsparteien sich beeilt, der BJP-Regierung ihre Unterstützung zu
versichern. Der Chef der Kongresspartei und Ministerpräsident von Punjab,
Amarinder Singh, wetterte am Dienstag: "Es ist Zeit, dass das Land gegen
diese Einmischungen aufsteht."

Das chinesische KP-Regime, das vor drei Jahrzehnten den Kapitalismus wieder
eingeführt hat und jetzt als politisches Instrument einer neuen
kapitalistischen Oligarchie agiert, hat keine progressive Antwort auf den
militärisch-strategischen Druck, den die USA und andere imperialistische
Mächte mit Unterstützung ihrer bürgerlichen Satrapen in Indien auf China
ausüben. Da es keinen Appell an die internationale Arbeiterklasse richten
kann, schwankt das Pekinger Regime zwischen militärischer Aufrüstung, dem
Schüren von Nationalismus und kriegerischen Drohungen sowie dem Versuch,
einen Deal mit den USA und anderen imperialistischen Mächten auszuhandeln.

Die globale Krise des Kapitalismus zwingt die imperialistischen Großmächte,
allen voran die USA, in eine katastrophale militärische Konfrontation.
Zugleich befeuert sie aber auch die weltweite Erhebung der Arbeiterklasse.
Der Kampf gegen Krieg erfordert, diese entstehende Bewegung mit einem
sozialistischen und internationalistischen Programm zu bewaffnen.

 * 
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IMI-Standpunkt 2020/25 vom 16. Juni 2020

Rekrutierungswahnsinn in Schweden

von Christina Boger



Nach über hundert Jahren Wehrpflicht schaffte Schweden 2010 die Wehrpflicht
kurzerhand ab, begleitend wurde allerdings die Totalverteidigungspflicht
auch für Frauen eingeführt.[1]

Doch nach gerade einmal sechs Jahren erkannte man, dass doch relativ wenige
Menschen freiwillig Soldat*in werden wollen. Nach Angaben der Regierung
fehlte es bereits 2016 an "1.000 aktiven Truppenführern, Soldaten und
Matrosen und 7.000 Reservisten", woraufhin Stockholm ein Jahr später
beschloss die Aufhebung der Wehrpflicht weitgehend rückgängig zu machen.[2]
Als Grund für die Wiedereinführung im Jahr 2018 nannte
Verteidigungsminister Peter Hultqvist die "sich verschlechternde
Sicherheitssituation in Europa" aufgrund russischer Aktivitäten.[3] Seitdem
gilt auch die Wehrpflicht nicht länger nur für Männer, sondern auch für
Frauen des 'friedliebenden' Landes.

Dabei werden lange nicht alle 18-jährigen gemustert[4] - doch aufgrund der
jährlich ansteigenden Zahl der gewünschten Rekrut*innen wird der
verpflichtende Test immer mehr Jugendlichen zugesandt.[5] Die Strategie sei
dennoch weiterhin eine Mischung aus "Wehrpflicht und Freiwilligkeit," da
"individuelle Motivation, Interessen und Wille soweit wie möglich
berücksichtigt werden" und die Verweigerung somit relativ einfach sei.[6]

Um dennoch möglichst viele Menschen von den Vorteilen der Wehrpflicht
überzeugen zu können, zieht das Militär aufwendige Werbekampagnen zu Hilfe.
Viele der zwischen 2011 und 2018 produzierten Kampagnen sind als Ansammlung
kurzer Videos auf der Webseite des schwedischen Militärs zu finden. Sie
preisen Selbstverwirklichung, Verantwortung und Patriotismus als treibende
Faktoren ihrer Soldat*innen an.

Die Überschriften sind hier beispielhaft: "Bist du ein Offizier, ohne es zu
wissen?" (Kampagne von 2015) oder "Wir lassen Schweden in Frieden sein"
(Kampagne von 2017 und 2018). Die Videos unterscheiden sich stark
voneinander: Während man sich 2011 noch über dramatische Werbevideos lustig
macht, wird bei der Kampagne "Wie jeder andere Job. Fast." auf 
Action-Szenen gesetzt. Die beiden Videoreihen unter dem Namen "Wir lassen Schweden
in Frieden sein" von 2017 und 2018 wiederum ziehen unzählige Parallelen
zwischen zivilem und militärischem Alltag.

Seit 2019 erscheinen keine neuen Videos mehr. Nun setzt Schweden auf
Plakatwände, um sich mit Fragen wie "Kann man seine Periode im Feld haben?"
oder "Warum heißt es eigentlich Seemann?"[7] ausdrücklich an Frauen zu
richten.

Die Messlatte für die jährlichen Rekrut*innen wird stetig höher gelegt.
Während 2018 und 2019 noch um die 4.000 Personen rekrutiert werden sollten,
sollen es im Jahr 2020 bereits 5.000 sein. Zudem wird in der Agenda zur
kommenden Periode (2021-2025) erörtert, dass diese Zahlen in Zukunft nicht
mehr ausreichen. Damit sollen 2021 6.000 junge Menschen rekrutiert werden
und ab 2022 jeweils 8.000 pro Jahr[8] - so viele wie vor Abschaffung der
Wehrpflicht.[9]

Während Schweden also in den hochaufgelösten Videos von Zukunftsvisionen
spricht, scheint man sich in Wahrheit die "guten alten Zeiten"
zurückzusehnen. Da die Zahl der jährlichen Rekrut*innen - trotz der
schicken Werbekampagnen - wohl kaum von selbst ansteigen wird, stellt sich
die Frage, wie dies gemeistert werden soll, ohne dass die "Freiwilligkeit"
von der Rekrutierungsagenda verschwindet. Von einem nachträglichen Einzug
der Jahrgänge zwischen 2010 und 2018 ist bislang keine Rede.


Anmerkungen

[1] Das bedeutet, dass alle in Schweden lebenden Menschen zwischen 16 und
70 Jahren in Kriegs- oder Krisenzeiten eingezogen werden können;
forsvarsmakten.se

[2] Sweden re-activates conscription, government.se, 2.3.2017.

[3] SWEDEN: Military conscription reintroduced, War Resisters
International, wri-irg.org, 27.4.2017.

[4] rekryteringsmyndigheten.se, 22.6.2017.

[5] thelocal.se, 5.3.2019.

[6] regeringen.se, 2.3.2017.

[7] Kampagne Februar 2020

[8] Sweden re-activates conscription, government.se, 2.3.2017.

[9] Military favors ending conscriptions, thelocal.se, 21.12.2007.
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Status F - Sackgasse für die Integration

von der Redaktion



Die Monitoring- und Anlaufstelle für vorläufig aufgenommene
Personen (map-F) veröffentlichte Ende Mai ihren dritten
Monitoringbericht. Darin befasst sich map-F mit
Integrationsmöglichkeiten und Hindernissen von vorläufig aufgenommenen
Personen im Kanton Zürich.


Vorläufig aufgenommene Personen (Status F) sollen sich schneller
in die hiesige Gesellschaft integrieren. Das sagt der Bund und stellt
den Kantonen für deren Integrationsförderung massiv mehr Geld zur
Verfügung. Doch: Investitionen in die Integration von vorläufig
aufgenommenen Personen verfehlen ihre Wirkung, solange diesen eine
angemessene Existenzsicherung verwehrt bleibt. Wer nicht genügend Geld
zum Leben hat, profitiert von teuren Integrationsprogrammen kaum.
Fehlende verbindliche Richtlinien für Gemeinden und ein starker Fokus
auf den Arbeitsmarkt verschärfen die Situation für vorläufig
aufgenommene Personen zusätzlich.


Asylfürsorge als Integrationshindernis

Die Lebensumstände in der Asylfürsorge behindern die Integration von
vorläufig aufgenommenen Personen massiv. Das Budget, das Betroffene
als "Asylfürsorge" für ihren Lebensunterhalt erhalten, reicht nur
knapp für die Deckung der notwendigsten Auslagen des Alltags, wie
Essen, Hygieneartikel und Kommunikation.

Von einer minimalen Teilhabe an der Gesellschaft - so wie sie allen
anderen armutsbetroffenen Menschen in der Schweiz zugestanden wird
- werden vorläufig aufgenommene Personen hingegen ausgeschlossen.
Kosten für den öffentlichen Verkehr, einen Vereinsbeitrag oder
Museumseintritt und Zeitungsabonnemente - Fehlanzeige. Verschärft wird
diese Situation durch die Unterbringung von vorläufig aufgenommenen
Personen in Kollektivunterkünften. Dort fehlt es an Privatsphäre, Ruhe
und selbstgewählten sozialen Kontakten. Um sich in die hiesige
Gesellschaft integrieren zu können, um am wirtschaftlichen, sozialen,
kulturellen und politischen Leben in der Schweiz teilhaben zu können,
ist eine ausreichende Existenzsicherung jedoch zwingend notwendig.
Meint es die Politik tatsächlich ernst mit der Integrationsförderung
vorläufig aufgenommener Personen, so müssen die
integrationsfeindlichen Lebensumstände in der Asylfürsorge sofort
behoben werden.


"Gemeindelotterie"

Vorläufig aufgenommene Personen, die auf Asylfürsorge angewiesen sind,
dürfen ihre Wohngemeinde nicht selber wählen und stehen deshalb in
einem starken Abhängigkeitsverhältnis zu der Gemeinde, der sie
zugewiesen wurden. Dies umso mehr als dass Bund und Kantone den
Gemeinden die Hauptverantwortung für die Integrationsförderung
vorläufig aufgenommener Personen übertragen. Analog zur
Ungleichbehandlung, die bei der Ausrichtung der Asylfürsorge und der
Unterbringung von vorläufig aufgenommenen Personen bereits besteht,
beobachtet map-F auch bei der Integrationsförderung grosse
Unterschiede zwischen den Gemeinden im Kanton Zürich. Die Möglichkeit,
ausreichend gefördert und im Integrationsprozess professionell
begleitet zu werden, hängt stark von der Fähigkeit und individuellen
Gesinnung der zuständigen Wohngemeinde ab. Um vorläufig aufgenommenen
Personen nicht erneut einer "Gemeinde-Lotterie" auszusetzen, braucht
es dringend einheitliche und für die Gemeinden verbindliche
Richtlinien betreffend Ziele, Umfang und Qualität der
Integrationsförderung.


Integration heisst mehr als nur arbeiten

Die Massnahmen der aktuellen Integrationspolitik zielen primär darauf
ab, Personen mit "Erwerbspotential" in den Arbeitsmarkt zu bringen.
Ältere Personen, Menschen mit gesundheitlichen Einschränkungen, Kinder
und Personen mit Betreuungsaufgaben, insbesondere Frauen*, stehen kaum
im Fokus staatlicher Integrationsförderung. Die Bereitschaft, genügend
Geld für die Förderung der sprachlichen und sozialen Integration von
vorläufig aufgenommenen Personen auszugeben, fehlt.

Insbesondere für vorläufig aufgenommene Personen ohne Aussichten auf
einen baldigen Übertritt in die Arbeitswelt hat dies schwerwiegende
Folgen. Da das Budget in der Asylfürsorge nur für das Allernötigste
reicht, leben diese Menschen auf unbegrenzte Zeit am äussersten Rand
der Gesellschaft. Um eine Ausgrenzung älterer und kranker Menschen
sowie Kinder und Frauen zu verhindern, müssen von der Politik
unabhängig vom "Erwerbspotential" einer Person ausreichende Mittel für
die Förderung der sprachlichen und sozialen Integration zur Verfügung
gestellt werden.
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ARBEITSMEDIZIN/514: Feldstudie - Lichtexposition bei Krankenpflegekräften in Schichtarbeit erforscht (idw)

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 15.06.2020

BAuA-Feldstudie: Lichtexposition bei Krankenpflegekräften in Schichtarbeit erforscht



Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) hat zusammen
mit dem Public Health England (PHE) die persönliche Lichtexposition bei
schichtarbeitenden Krankenpflegerinnen und Krankenpflegern untersucht.
Schichtarbeit wird mit einer Reihe von Krankheiten in Verbindung gebracht,
da sie die Synchronisation circadianer physiologischer Vorgänge im
menschlichen Körper mit dem natürlichen 24-Stunden-Tag-Nacht-Rhythmus
stört. Die BAuA hat die Forschungsergebnisse nun im Bericht
"Lichtexposition aus natürlichen und künstlichen Quellen im Hinblick auf
circadiane Wirkungen bei schichtarbeitenden Krankenpflegekräften"
veröffentlicht.

Zahlreiche physiologische Vorgänge im menschlichen Körper folgen der
circadianen Rhythmik - sie haben eine Periodenlänge von ungefähr 24
Stunden. Der offensichtlichste circadiane Rhythmus ist der
Schlaf-Wach-Rhythmus. Aber auch die Körpertemperatur, der Blutdruck oder die
Ausschüttung von vielen Hormonen sind tageszeitabhängig. Das Licht bringt
die circadianen Vorgänge mit dem 24-Stunden-Tag-Nacht-Rhythmus in
Einklang. Die Störung dieser Synchronisation, wie etwa bei der
Schichtarbeit, kann gesundheitliche Beeinträchtigungen verursachen.

Insgesamt 85 Krankenpflegerinnen und Krankenpfleger aus dem Klinikum
Dortmund und dem King's College Hospital in London nahmen an der
Feldstudie teil. Mittels eines Detektors auf Brusthöhe haben sie sowohl
während als auch außerhalb der Arbeitszeit eine Woche lang ihre
persönliche Lichtexposition gemessen.

Die Feldstudie hat unter anderem gezeigt, dass die Lichtexposition an
Arbeitstagen im Wesentlichen durch die Arbeitszeit bestimmt wird. Die
Lichtexposition durch künstliche Beleuchtungsquellen in Innenräumen am
Arbeitsplatz und zu Hause ist viel geringer als die relativ kurz
andauernde Lichtexposition gegenüber natürlichem Tageslicht im Freien.
Ebenso zeigen die Daten, dass die mittlere Lichtexposition an
zwölfstündigen Tagschichten sehr gering ist, da sich die
Krankenpflegekräfte den ganzen Tag am Arbeitsplatz aufhalten. Das könnte
Einfluss nehmen auf die circadianen Rhythmen und so etwa den
Schlaf-Wach-Rhythmus stören.

"Lichtexposition aus natürlichen und künstlichen Quellen im Hinblick auf
circadiane Wirkungen bei schichtarbeitenden Krankenpflegekräften";
Ljiljana Udovicic, Luke L.A. Price, Marina Khazova; Dortmund:
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 2020; 1. Auflage; 58
Seiten; 206, DOI: 10.21934/baua:bericht20200406.

Den BAuA-Bericht gibt es im PDF-Format zum Herunterladen im Internetangebot der BAuA unter 

www.baua.de/dok/8835992


Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 15.06.2020
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UROLOGIE/360: Prostatakrebs - Kein Anhaltspunkt für höheren Nutzen oder Schaden bei Anwendung der Fusionsbiopsie (IQWiG)

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 12.06.2020

Prostatakrebs: Kein Anhaltspunkt für einen höheren Nutzen oder Schaden bei Anwendung der Fusionsbiopsie

Vorläufiger HTA-Bericht bewertet den Nutzen bei Anwendung der
Fusionsbiopsie im Vergleich zur Anwendung der Ultraschallbiopsie bei
Verdacht auf Prostatakrebs. Bitte um Stellungnahmen bis zum 10.07.2020.



Im Auftrag des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) bewerteten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Essener Forschungsinstituts für Medizinmanagement in
Kooperation mit weiteren Sachverständigen, ob bei einem Verdacht auf
Prostatakarzinom die Betroffenen von einer Anwendung der Fusionsbiopsie im
Vergleich zur bisher üblichen Ultraschallbiopsie profitieren können.
Ergebnis: Für die Anwendung der Fusionsbiopsie gibt es im Vergleich zur
transrektalen Ultraschallbiopsie keinen Anhaltspunkt für einen (höheren)
Nutzen oder (höheren) Schaden.

Prostatakarzinom ist in Deutschland häufigste Krebsneuerkrankung bei Männern

Das Prostatakarzinom ist in Deutschland die häufigste Krebsneuerkrankung
bei Männern. Sie macht rund ein Viertel der Neudiagnosen aus. Schätzungen
gehen von ca. 61 000 Neuerkrankungen im Jahr 2018 aus. Auch wenn etwa 75 %
der Tumoren in einem frühen Stadium diagnostiziert werden, so stellte das
Prostatakarzinom doch mit 11,3 % aller Sterbefälle im Jahr 2014 nach
Lungenkrebs die zweithäufigste krebsbezogene Todesursache bei Männern dar.

Besteht der Verdacht auf ein Prostatakarzinom, wird entweder ambulant oder
stationär eine Prostatabiopsie durchgeführt. Diese erfolgt in der Regel
per transrektaler oder transperinealer Ultraschallbiopsie. Hierzu wird
eine Ultraschallsonde eingeführt und beim Erreichen des verdächtigen
Areals werden Biopsienadeln ausgelöst. Bei der nun untersuchten Strategie
der Anwendung der Fusionsbiopsie geht der Prostatabiopsie immer eine
bildgebende Darstellung der Prostata mittels multiparametrischer
Magnetresonanztomografie (mpMRT) voraus. Die so gewonnenen Bilder werden
zunächst bewertet; gegebenenfalls wird dann in den verdächtigen Arealen
eine Biopsie durchgeführt. Durch die Fusionierung der MRT-Bilder mit den
Echtzeit-Ultraschallbildern bei der eigentlichen Biopsie können die
verdächtigen Areale sehr gezielt biopsiert werden.

Bürgeranfrage war Ausgangspunkt des Berichts

Ausgangspunkt des jetzt vorliegenden vorläufigen HTA-Berichts war die im
Rahmen des ThemenCheck Medizin gestellte Frage eines Bürgers, ob die
Anwendung der Fusionsbiopsie die transrektale Ultraschallbiopsie als
Erstbiopsie bei Verdacht auf ein Prostatakarzinom ersetzen kann.

Mit dieser Frage verbindet sich die Hoffnung, dass die Anwendung der
Fusionsbiopsie als Erstbiopsie behandlungsbedürftige Prostatakarzinome
frühzeitiger entdecken und unnötige Biopsien vermeiden kann. Die
Fusionsbiopsie könnte so nicht nur die Gefahr an einem Prostatakarzinom zu
versterben vermindern, sondern auch das Risiko, aufgrund einer Biopsie
unerwünschte Ereignisse zu erleiden.

Keines der Verfahren weist eindeutige Vorteile auf

Die im Rahmen des ThemenCheck Medizin vom IQWiG beauftragten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Essener Forschungsinstituts
für Medizinmanagement, in Kooperation mit weiteren externen
Sachverständigen, konnten für die Bewertung des Nutzens der
Fusionstherapie drei randomisierte kontrollierte Studien (randomized
controlled trials = RCTs) einschließen und auswerten.

Hinsichtlich der patientenrelevanten Endpunkte "Mortalität",
"schwerwiegende unerwünschte Ereignisse", "gesundheitsbezogene
Lebensqualität", "Anzahl der Behandlungen" sowie "Anzahl der Rebiopsien"
zeigten sich in diesen RCTs keine statistisch signifikanten Unterschiede.

Für den alleinigen Endpunkt "vermiedene Biopsien" zeigte sich allerdings
in einer internationalen multizentrischen Studie ein Effekt: Bei 28 % der
Männer wurde aufgrund der vorgelagerten mpMRT keine Biopsie durchgeführt.
Dies wird zwar als Vorteil gesehen; dieser ist aber nur von einem
wirklichen Nutzen für den Patienten, wenn durch die vermiedene Biopsie
kein klinisch signifikantes Prostatakarzinom übersehen wird.

Um aber das Risiko falsch negativer Befunde abschließend beurteilen zu
können, sind nach Ansicht des Essener Wissenschaftlerteams weitere
Untersuchungen im Rahmen qualitativ hochwertiger Studien notwendig. Diese
sollten alle patientenrelevanten Endpunkte berücksichtigen sowie einen
längeren Nachbeobachtungszeitraum haben als die vorliegenden drei RCTs.
Derzeit leiten die Sachverständigen deshalb auch für den Endpunkt
"vermiedene Biopsien" keinen Hinweis auf einen Nutzen einer Anwendung der
Fusionsbiopsie ab - trotz des vorliegenden Effekts.

Damit ergibt sich bezogen auf die patientenrelevanten Endpunkte kein
Anhaltspunkt für einen (höheren) Nutzen oder (höheren) Schaden der
Fusionsbiopsie im Vergleich zur transrektalen Ultraschall-Biopsie.

Auch hinsichtlich ethischer, rechtlicher, sozialer und organisatorischer
Aspekte sind laut Aussage der Expertinnen und Experten keine deutlichen
Argumente zugunsten einer der Technologien zu erkennen.

Das IQWiG bittet um Stellungnahmen

Zu diesem vorläufigen HTA-Bericht bittet das IQWiG bis zum 10.07.2020 um
Stellungnahmen. Es handelt sich dabei um ein sogenanntes
Health-Technology-Assessment (kurz: HTA) aus dem durch Gesetzesauftrag 2016
gestarteten IQWiG-Verfahren "ThemenCheck Medizin". Stellungnahmen können
alle interessierten Personen, Institutionen und Gesellschaften abgeben.
Gegebenenfalls wird eine wissenschaftliche Erörterung zur Klärung von
weitergehenden Fragen aus den schriftlichen Stellungnahmen durchgeführt.
Die Anhörung kann zu Änderungen und/oder Ergänzungen des vorläufigen
HTA-Berichts führen.

Bürger fragen, Wissenschaftler antworten

Zu den Besonderheiten von "ThemenCheck Medizin" gehört, dass die
Fragestellungen der Berichte immer auf Vorschläge aus der Bevölkerung
zurückgehen. Das IQWiG sammelt diese und wählt pro Jahr bis zu fünf Themen
aus. Ein Auswahlbeirat bringt dabei die Bürger- und Patientensicht mit
ein, ein Fachbeirat die Expertenperspektive.

Die HTA-Berichte werden nicht vom IQWiG selbst verfasst, sondern von
beauftragten externen Sachverständigen. Deren Bewertung wird gemeinsam mit
einer allgemein verständlichen Kurzfassung (HTA kompakt) und einem
Herausgeberkommentar des IQWiG veröffentlicht.


Originalpublikation:

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/hta-berichte/40-ht18-03-prostatakrebs-fuehrt-die-anwendung-der-fusionsbiopsie-im-vergleich-zur-anwendung-ueblicher-diagnostischer-verfahren-zu-besseren-behandlungsergebnissen.158.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/aktuelles/ht18-03-prostatakrebs-kein-anhaltspunkt-fuer-einen-hoeheren-nutzen-oder-schaden-bei-anwendung-der-fusionsbiopsie.284.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 12.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Also sprach der Zweite Senat

Von Stefan Rehder



Lange wurde es erwartet. Ausgerechnet am Aschermittwoch war es dann
so weit. Zum Auftakt der Fastenzeit kassierte der Zweite Senat des
Bundesverfassungsgerichts das vom Bundestag erlassene "Verbot der
geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung" und erklärte den §
217 Strafgesetzbuch für nichtig. Einstimmig.

Wie der Präsident des Bundesverfassungsgerichts und Vorsitzende
Richter des Zweiten Senats, Andreas Voßkuhle, bei der
Urteilsverkündung in Karlsruhe ausführte, schließe das allgemeine
Persönlichkeitsrecht des Staatsbürgers die "Freiheit ein, sich das
Leben zu nehmen, (...) hierfür bei Dritten Hilfe zu suchen und Hilfe,
soweit sie angeboten wird, in Anspruch zu nehmen." Friedrich Nietzsche
lässt grüßen.

Unter "geschäftsmäßigem" Handeln verstehen Juristen "das nachhaltige
(...) Betreiben oder Anbieten gegenüber Dritten mit oder ohne
Gewinnerzielungsabsicht". Seit dem Urteil ist - wie schon vor 2015 -
nicht nur der Suizid, sondern auch jede Form der Suizidbeihilfe wieder
erlaubt. Sterbehilfevereine, wie der von Hamburgs ehemaligem
Justizminister Roger Kusch gegründete Verein "Sterbehilfe
Deutschland", können damit wieder ihrem todbringenden Geschäft
nachgehen.

Das Urteil bedeutet allerdings nicht, dass Suizidwillige einen
Anspruch auf Beihilfe zur Selbsttötung gegenüber Dritten geltend
machen können "Niemand", heißt es im letzten der sechs dem Urteil
vorangestellten Leitsätze, "kann verpflichtet werden, Suizidhilfe zu
leisten". Auch verpflichtet das Urteil Ärzte nicht, Suizidwilligen
tödlich wirkende Präparate zu verschreiben. Verboten bleibt zudem die
"Tötung auf Verlangen" (§ 216 StGB). Ferner verbietet das Urteil
dem Gesetzgeber nicht, die Tätigkeit von Sterbehilfevereinen künftig
gesetzlich zu regulieren und dabei auch das Strafrecht in Anschlag zu
bringen.

Ungefährlich macht dies das Urteil nach Ansicht seiner Kritiker nicht:
"Dieses Urteil wird für viele Menschen, die mit Blick auf Selbsttötung
unter großem Druck stehen, eine sehr gefährliche, teils tödliche
Wirkung haben", erklärte der CDU-Bundestagsabgeordnete Michael Brand
in einer ersten Reaktion. Der Vorsitzende des Bundestagsausschusses
für Menschenrechte und humanitäre Hilfe und einer der Hauptinitiatoren
des Gesetzes sprach von einer "schweren Niederlage", welche "die
Menschlichkeit in unserem Land" erlitten habe. "Es ist empirisch
nachgewiesen, dass geschäftsmäßige Angebote zu mehr Suiziden führen,
über die sehr kleine Zahl derer hinaus, die dies in voller
Selbstbestimmung tun. Diese Nebenwirkung auf die vielen Menschen unter
Druck bei dem Urteil billigend in Kauf zu nehmen, bedeutet eine neue
und sehr beunruhigende Qualität. Ich halte das für falsch und
gefährlich", so Brand. Der CDU-Politiker, der bei der
Urteilsverkündigung in Karlsruhe selbst zugegen war, kündigte an, er
und seine Mitstreiter würden "das Urteil jetzt genau daraufhin
untersuchen, welche Möglichkeiten noch bestehen, Gefährdete und auch
deren Selbstbestimmung tatsächlich zu schützen. Diese Menschen in Not,
ob alt, schwach oder verzweifelt, sind eben nicht in Talkshows zu
sehen, sie haben keine lautstarke Lobby und sie haben ganz offenbar
bei diesem Urteil keine große Rolle gespielt."

Auch die christlichen Kirchen übten Kritik. In einer gemeinsamen
Erklärung des Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz, Reinhard
Kardinal Marx, und des Ratsvorsitzenden der Evangelischen Kirche in
Deutschland, Heinrich Bedford-Strohm, hieß es: "Mit großer Sorge haben
wir zur Kenntnis genommen, dass das Bundesverfassungsgericht am
heutigen Tag das Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der
Selbsttötung (§ 217 StGB) aufgehoben hat. Dieses Urteil stellt
einen Einschnitt in unsere auf Bejahung und Förderung des Lebens
ausgerichtete Kultur dar."

Lebensrechtler zeigten sich "erschreckt" und "erschüttert", Die
Vorsitzende der Aktion Lebensrecht für Alle (ALfA), Cornelia Kaminski,
sprach von einem "Paradigmenwechsel für Deutschland", der aus
christlicher Sicht abzulehnen sei: "Genauso wenig, wie der Mensch sich
selbst ins Leben rufen kann, sollte eine Gesellschaft die
Voraussetzungen dafür schaffen, dass er sich dieses Leben selbst
jederzeit nehmen kann." Besonders erschreckend sei, dass die Richter
das "Recht auf Selbsttötung auf alle Lebensphasen und -situationen
angewendet sehen" wollten. Das bedeute, "jeder hat das Recht auf
Selbsttötung, unabhängig von Alter und Krankheit", so Kaminski.

Die Lebensrechtlerin kritisierte ferner, dass der assistierte Suizid
"als humaner, selbstbestimmter Ausstieg aus einer Situation, die als
bedrohlich empfunden wird", gepriesen werde. "Wie wenig selbstbestimmt
der sogenannte assistierte Suizid tatsächlich ist, zeigen die
Erfahrungen aus anderen Ländern: In den Niederlanden hat die
zunehmende Tötung demenzkranker, also nicht selbstbestimmt handelnder
Patienten bereits zum Rücktritt eines Mitglieds einer
Euthanasiekommission geführt. Eine dieser Patientinnen musste von der
Familie festgehalten werden, damit der Arzt das Tötungsmittel
verabreichen konnte" aus Kanada berichteten Ärzte, "dass Patienten
sich dem Druck der Familie beugen und um Tötung bitten". Eine "humane
Gesellschaft" sei dadurch gekennzeichnet, "dass sie ihre
Fürsorgepflicht für jeden Einzelnen ernst nimmt und ihr nachkommt".
Aufgabe sei es, "Leiden so zu lindern, dass es nicht als unerträglich
angesehen wird. Dazu gehört ein Ausbau und eine stetige Verbesserung
der Palliativversorgung - sowohl in medizinischer als auch in
pflegerischer Hinsicht."

Der Vorsitzende der Ärzte für das Leben (ÄfdL), Paul Cullen, erklärte:
"Die Ärzte für das Leben sind durch den Inhalt, aber auch durch den
Ton dieses Urteils erschüttert." Das Gericht begründe sein Urteil
unter anderem mit der bislang "geringen Bereitschaft" von Ärzten,
"Suizidhilfe zu leisten". Solange diese Situation fortbestehe, schaffe
sie einen tatsächlichen Bedarf nach geschäftsmäßigen Angeboten der
Suizidhilfe, kritisierte Cullen eine Pressemitteilung des Gerichts.
Ferner heiße es in der Mitteilung, "dem Recht des Einzelnen, aufgrund
freier Entscheidung mit Unterstützung Dritter aus dem Leben zu
scheiden, [muss] auch faktisch hinreichender Raum zur Entfaltung und
Umsetzung belassen werden. Das erfordert nicht nur eine konsistente
Ausgestaltung des Berufsrechts der Ärzte und der Apotheker, sondern
möglicherweise auch Anpassungen des Betäubungsmittelrechts." "Einen
offeneren Angriff auf die Gewissensfreiheit der Ärzte habe ich seit
langem nicht mehr gesehen. Insgesamt liest sich die Pressemeldung, als
ob eine der Sterbehilfeorganisationen sie dem Gericht in die Feder
diktiert hätte", so Cullen.

Die Bundesvorsitzende der Christdemokraten für das Leben (CDL),
Mechthild Löhr, sprach in einer Erklärung von "einer der dunkelsten
Stunden deutscher Rechtsprechung". Mit seinem Urteil habe das
Bundesverfassungsgericht nicht nur ein "Recht auf Selbsttötung",
sondern auch ein Recht auf "Suizidhilfe" verankert. Der Gesetzgeber
könne die Suizidbeihilfe nach Ansicht der Richter zwar regulieren, sei
aber verpflichtet, "hinreichenden Raum zur Entfaltung und Umsetzung"
für die Entscheidung zur Selbsttötung zu gewährleisten. Damit stelle
das Gericht "eindeutig einen Anspruch auf Suizidbeihilfe" her. "Dies
kann als radikale Abkehr vom bisherigen Rechtsverständnis des Suizids
gewertet werden. Seit Verabschiedung des Grundgesetzes 1949 war in
Deutschland Konsens, dass es kein lebensunwertes Leben gibt", so Löhr.

Dass das höchste deutsche Gericht die Würde des Menschen verwirklicht
sehe, wenn ein Leben mit Hilfe Dritter professionell beendet werde,
sei "mehr als schockierend". "Es ist beklemmend für uns alle, denn es
eröffnet für viele Menschen, deren Leben belastet und schwierig ist,
eine nunmehr höchstrichterlich anerkannte und geförderte neue
Exit-Strategie in den jederzeitigen Tod." Die CDL-Bundesvorsitzende
prophezeite, dass das, was von Einzelnen nun als Recht erstritten
worden sei, sich im weiteren Verlauf "als unverhandelbare, 'soziale
Pflicht' für die Gesamtheit der Schwachen, Kranken und Alten
etablieren" werde. Das belegten die Entwicklungen in den Niederlanden
und Belgien.

Befürworter des Suizids und der Suizidhilfe feierten das Urteil
dagegen als "Lehrstunde in Sachen Grundrechte". So erklärte die
FDP-Bundestagsabgeordnete Katrin Helling-Plahr, Autorin eines
Eckpunktepapiers "für ein liberales Sterbehilfegesetz", das sich die
FDP-Fraktion im vergangenen November zu eigen machte, auf Twitter:
"Heute ist ein guter Tag. Das @BVerfG hat entschieden: § 217 StGB
ist nichtig! Es gibt ein grundgesetzlich garantiertes Recht auf
selbstbestimmtes Sterben. Einen gegen die Autonomie gerichteten
Lebensschutz kann es nicht geben."

Der Präsident der Deutschen Gesellschaft für Humanes Sterben (DGHS),
Dieter Birnbacher, erklärte: "Die DGHS fühlt sich in ihrer
Rechtsauffassung bestätigt, dass die grundgesetzlich geschützte freie
Entfaltung der Persönlichkeit auch ein Recht auf Wahlfreiheit am
Lebensende einschließt." Schwerkranke müssten die Wahl haben, ob sie
die Angebote der Palliativmedizin in Anspruch nähmen oder ihr Leben
"an der Hand eines fachkundigen Sterbehelfers" beendeten. "Die vom
Gericht angemahnten Bestimmungen zum Schutz der
Patientenselbstbestimmung sollten zügig auf die politische Agenda", so
Birnbacher.

Der Vorstandssprecher der Giordano-Bruno-Stiftung (GBS), Michael
Schmidt-Salomon, wertete das Urteil gar als "Lehrstunde in Sachen
Grundrechte". "Nie zuvor" habe sich ein deutsches Gericht so klar zum
Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen über sein eigenes Leben und
Sterben bekannt. Mit dem "historischen Urteil" habe "der scheidende
BVerfG-Präsident Andreas Voßkuhle sich und seinen KollegInnen auf der
Richterbank ein Denkmal gesetzt", so Schmidt-Salomon.

 * 

Zwischenruf

Die Lektüre des 96-seitigen Urteils, mit dem das
Bundesverfassungsgericht das "Verbot der Förderung der Selbsttötung"
für "verfassungswidrig" und den § 217 StGB für "nichtig"
erklärte, lohnt. Schon, weil nur der, der das Urteil liest, auch den
Mut - oder treffender - die Verwegenheit würdigen kann, mit dem der
Zweite Senat dabei zu Werke ging.

Denn wie anders als "tollkühn" lässt sich bezeichnen, dass die Richter
in ihm die Rechtsauffassung derart heterogener Gebilde wie der
katholischen und evangelischen Kirche, des Zentralrats der Juden, des
Deutschen Bundestags, der Bundesärztekammer und der Ärztegewerkschaft
Marburger Bund, des Deutschen Hospiz- und Palliativverbandes und des
Deutschen Berufsverbands für Pflegeberufe sowie der Deutschen Stiftung
Patientenschutz verwarfen und sich - im Wesentlichen - der
Rechtsauffassung der Beschwerde führenden Suizidwilligen und zur
Suizidhilfe bereitstehenden Vereine und Ärzte anschlossen?

Wie, wenn nicht "forsch", soll man nennen, dass die Richter in ihrem
Urteil kaum verholen beklagen, dass die "Mehrheit der Ärzte" die
"Bereitschaft zur Suizidhilfe verneint", obwohl sie "den eigenen
Berufsstand [dafür] für besonders geeignet" halte? Wie, wenn nicht
"draufgängerisch", soll man nennen, dass die Richter zwar den rapiden
Anstieg von Suiziden in der Schweiz, Belgien und den Niederlanden mit
geradezu buchhalterischer Akribie ausweisen, um anschließend den
Gesetzgeber darauf zu vewveisen, ihm stehe ein "breites Spektrum" an
Regulierungsinstrumenten offen, um einer solchen Entwicklung in
Deutschland zu wehren?

Die Lektüre des Urteils lohnt aber auch, weil man in ihm Friedrich
Nietzsche, Galionsfigur vieler "Freidenker", durchzuhören können
glaubt, der seinen Zarathustra sagen ließ: "Meinen Tod lobe ich euch,
den freien Tod, der mir kommt, weil ich will." Wie der Zweite Senat
ausführt, erwachse aus dem "allgemeinen Persönlichkeitsrecht" als
"Ausdruck persönlicher Autonomie" ein "Recht auf selbstbestimmtes
Sterben". Das dem Grundgesetz zugrunde liegende Menschenbild verlange
"die Entscheidung des Einzelnen, entsprechend seinem Verständnis von
der Sinnhaftigkeit der eigenen Existenz dem Leben ein Ende zu setzen",
als "Akt autonomer Selbstbestimmung anzuerkennen".

Daran ist so gut wie alles falsch. Denn Selbstbestimmung setzt
notwendig ein Selbst voraus, das bestimmt werden kann. Die Vernichtung
dieses Selbst kann daher unmöglich als Akt der Bestimmung dieses
Selbst gedacht werden, sondern allenfalls als Verzicht darauf, sich
selbst länger zu bestimmen.

Mehr noch: Genau genommen lässt sich die Nichtexistenz, die der
Suizidwillige daher allenfalls scheinbar erstrebt, nicht einmal
denken. Denn jeder Gedanke, und sei er noch so einfältig, hat etwas
zum Inhalt. Das Nichts ist aber nicht etwas, sondern nichts. Es liegt
außerhalb des Denkbaren. Was sich aber nicht denken lässt, lässt sich
auch nicht wünschen und schon gar nicht als "Gut" erstreben.

Falsch ist auch, dass die Richter das "Recht auf selbstbestimmtes
Sterben" mit dem auf Behandlungsverzicht gleichsetzen. Etwas nicht
erleiden zu wollen - zum Beispiel eine Chemotherapie - ist kategorial
etwas anderes, als jemanden zu bitten, sich den vermeintlichen Wunsch,
nicht mehr zu sein, zu eigen zu machen. Weil das so ist, spricht
nichts für Nietzsche, aber viel für Arthur Schopenhauer, dessen Vater
sich ertränkte und der in seinem Hauptwerk "Die Welt als Wille und
Vorstellung" schrieb: "Der Selbstmörder will das Leben und ist bloß
mit den Bedingungen unzufrieden, unter denen es ihm geworden." An
diesen wollen und können Sterbehilfevereine nichts ändern. Das kann
nur eine solidarische Gesellschaft, die Suizidalität für heilbar und
die Fiktion eines selbstbestimmten Sterbens für das hält, was sie in
Wahrheit ist: Schlechte Metaphysik tollkühner Richter.

 * 

Quelle:

LEBENSFORUM Ausgabe Nr. 134, 2. Quartal 2020, S. 24 - 27

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Herausgeber: Aktion Lebensrecht für Alle e.V.

Bundesvorsitzende Cornelia Kaminski (V.i.S.d.P.)

Verlag: Ottmarsgäßchen 8, 86152 Augsburg

Tel: 0821/51 20 31, Fax: 0821/15 64 07

E-Mail: info@alfa-ev.de

Internet: www.alfa-ev.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





GESUNDHEIT/1382: Deutsche Gesundheits-Korrespondenz Nr. 5/6 - Mai/Juni 2020 (DGK)

DEUTSCHES GRÜNES KREUZ e.V. - informationsdienst

dgk - Deutsche Gesundheits-Korrespondenz Nr. 5/6 - Mai/Juni 2020 (DGK)




	Impfungen während der COVID-19-Pandemie - die STIKO klärt auf

	Ständige Impfkommission empfiehlt Keuchhustenimpfung in der Schwangerschaft
 RATGEBER

	Gut gerüstet für den Notfall

	Selbstkontrolle gegen den inneren Schweinehund

	Cytomegalie-Virus-Infektion (CMV) in der Schwangerschaft
 MELDUNGEN

	Darmkrebs: das individuelle Risiko senken
 SERVICE



 * 

Impfungen während der COVID-19-Pandemie - die STIKO klärt auf

Das neue Virus verunsichert alle zutiefst. Was heute galt, ist morgen
perdu. Und doch muss das Leben in irgendeiner Form weitergehen. Babys
wachsen, Kinder entwickeln sich weiter, müssen zur Schule, so mancher
Berufstätige kann doch wieder zur Arbeit. Und vielleicht wird der
Kinderarzt oder der Betriebsarzt beim nächsten Termin das Gespräch auf
ausstehende Impfungen lenken. Aber kann man in diesen unsicheren
Zeiten die nötigen Impfungen überhaupt bekommen oder wartet man besser
ab?


(dgk) Auch wenn es einen anderen Anschein hat, andere
Krankheitserreger wie Keuchhustenbakterien, Windpocken- oder
Masernviren sind dennoch präsent, auch wenn die Infektionszahlen durch
die COVID-Kontaktverbote ebenfalls gesunken sind. Deshalb sollten
Impfungen auch jetzt erfolgen oder sogar erst recht, wenn sie etwa bei
Babys im Impfplan stehen. So empfiehlt die Ständige Impfkommission
(STIKO) am Robert Koch-Institut: "Anstehende Routineimpfungen
entsprechend den STIKO-Empfehlungen sollen grundsätzlich nur bei
akuten, schweren Erkrankungen verschoben werden." Denn es gibt keine
Hinweise, dass eine auch nicht bekannte Infektion mit dem
Pandemie-Virus SARS-CoV-2 dazu führt, dass eine Impfung zum Beispiel
gegen Pneumokokken oder Masern nicht funktioniert oder es gar zu
Komplikationen kommen könnte. Das ist ein wichtiger Aspekt, der sicher
viele Eltern verunsichert und auch Erwachsene davon abhält, eine
Arztpraxis aufzusuchen, um sich impfen zu lassen. Dabei ist es in
diesen Zeiten umso wichtiger, vor anderen schweren Infektionen
geschützt zu sein.

Ein "Aber" nennt die STIKO allerdings. Abweichend davon, dass man nach
Kontakt zu einem möglicherweise ansteckenden Menschen normalerweise
keine Frist zur Impfung einhalten muss (die STIKO bezeichnet es als
falsche Kontraindikation), raten die Experten aufgrund der begrenzten
Erfahrungen mit SARS-CoV2 vorsichtshalber zu einem 14-tägigen Abstand,
wenn jemand Kontakt zu einem COVID-19-Patienten hatte. Zeigt die
Kontaktperson nach zwei Wochen keine Symptome, kann geimpft werden.
Wird die Kontaktperson jedoch positiv getestet, hat aber dennoch keine
Symptome, sollen vorsichtshalber aber vier Wochen bis zur Impfung
gewartet werden. Einem COVID-19-Patienten selbst empfiehlt die STIKO,
sich etwaige Impfungen erst nach vollständiger Genesung und frühestens
vier Wochen nach dem letzten positiven Testbefund geben zu lassen.

Der STIKO liegen die Grundimmunisierungen der Kinder in den beiden
ersten Lebensjahren und die notwendigen Impfungen für alle Menschen ab
60 Jahren, für die der zusätzliche Schutz vor Influenza (Impfung ab
Herbst), Pneumokokken und auch Zoster wichtig ist, ganz besonders am
Herzen. Als außerordentlich wichtig erachtet die STIKO außerdem den
Impfschutz für immunsupprimierte Patienten oder Menschen, die
chronisch krank sind. Betroffene und behandelnde Ärztinnen und Ärzte
sollten gerade auch jetzt einen Weg finden, dass notwendige Impfungen
unter Einhaltung der Sicherheitsgebote stattfinden können.

Quellen:

1. Epidem. Bulletin Nr. 18/2020. Stellungnahme der Ständigen
Impfkommission: Durchführung von empfohlenen Schutzimpfungen während
der COVID-19-Pandemie. www.rki.de

2. Epidem. Bulletin Nr. 34/2019. Empfehlungen der Ständigen

Impfkommission (STIKO) 2019/2010. www.stiko.de

 * 

Ständige Impfkommission empfiehlt Keuchhustenimpfung in der Schwangerschaft

Nach der Impfung gegen Influenza, die seit 2010 für alle Schwangeren
empfohlen ist, spricht sich die Ständige Impfkommission am Robert
Koch-Institut (STIKO) für eine weitere Impfempfehlung in der
Schwangerschaft aus: Sie empfiehlt die Impfung gegen Keuchhusten.


(dgk) Gegen Keuchhusten gibt es keinen Nestschutz für
Neugeborene! So hieß es viele Jahre, und es stimmte auch. Eine Frau,
die auch kurz vor ihrer Schwangerschaft gegen Keuchhusten (Pertussis)
geimpft wird oder sogar die Erkrankung durchgemacht hat, ist zwar
selbst für einige Jahre immun. Dennoch reichen die
Antikörperkonzentrationen der Frau nicht aus, um auch ihrem
Neugeborenen eine passive Immunität zu verleihen. Anders als bei
Masern oder Windpocken etwa, wo die immune Schwangere stets
ausreichende Antikörpermengen über die Plazenta an ihr Kind
weitergibt.

Impfung in der Schwangerschaft - Immunschutz für zwei

Es gibt eine einzige Möglichkeit, gegen Keuchhusten so hohe
Antikörperspiegel aufzubauen, dass auch ein Neugeborenes einen
Nestschutz mit auf seinen Lebensweg bekommt: Man kann die werdende
Mutter gegen Ende ihrer Schwangerschaft impfen. Damit bekommt das Baby
einen passiven Immunschutz, bis es selbst geimpft werden kann. Mehrere
Länder wie die Schweiz, Österreich, England oder auch die USA gehen
diesen Lösungsweg bereits seit einigen Jahren mit großem Erfolg, und
die Impfexperten dieser Länder empfehlen Schwangeren, sich "gezielt"
gegen Pertussis impfen zu lassen.

Seit März 2020 empfiehlt auch die Ständige Impfkommission - nach
eingehender Beratung zu den zahlreichen Studienergebnissen und
Datenanalysen - eine Pertussisimpfung ausdrücklich für alle
Schwangeren ab Beginn des 3. Schwangerschaftsdrittels. Und zwar in
jeder Schwangerschaft, auch wenn diese kurz hintereinander sein
sollten, und unabhängig vom vorherigen Impfstatus. Denn die
notwendigen Antikörperspiegel müssen jeweils aktuell in jeder
Schwangerschaft aufgebaut werden. Falls sich bei einer Schwangerschaft
ein erhöhtes Risiko für eine Frühgeburt zeigen sollte, kann die
Impfung schon im zweiten Schwangerschaftsdrittel gegeben werden, damit
das Kind den Schutz doch noch bekommen kann.

Der Hintergrund der neuen STIKO-Empfehlung ist, die besonders
gefährdeten Neugeborenen und jungen Säuglinge zu schützen, denn
ausgerechnet bei ihnen kann Keuchhusten lebensbedrohlich verlaufen.
Komplikationen können auftreten: Atemnot, eine Lungenentzündung oder
schwere Krampfanfälle, ausgelöst durch das sogenannte Pertussistoxin,
dem "Giftstoff" des Keuchhustenbakteriums. Todesfälle durch
Keuchhusten im Kindesalter betreffen fast ausschließlich Säuglinge im
Alter unter vier Monaten.

Wie wird geimpft?

Die Schwangere erhält in der Regel zwischen der 28. und der 32.
Schwangerschaftswoche eine Dosis eines Kombinationsimpfstoffs mit
Keuchhustenanteil. Das sind Drei- oder Vierfachimpfstoffe, die auch
gegen Tetanus (Wundstarrkrampf) und Diphtherie (Td-ap) wirksam sind
oder zusätzlich auch gegen Kinderlähmung (Td-ap-IPV). Die Impfstoffe,
die für eine Pertussisimpfung in der Schwangerschaft in Frage kommen,
sind ausdrücklich für die Gabe in der Schwangerschaft geprüft und
zugelassen. Insgesamt kommt die STIKO nach Bewertung der Studienlage
zu dem Ergebnis, dass die Impfung in der Schwangerschaft sicher für
Mutter und Kind ist und effektiv gegen Keuchhusten schützt. Das Baby
selbst wird dann geimpft, wenn der Nestschutz langsam nachlässt: Nach
derzeit gültigem Impfkalender wird es im Alter von zwei Monaten zum
ersten Mal gegen Keuchhusten, Tetanus, Diphtherie und weitere schwere
Infektionskrankheiten geimpft.

Quellen:

1. Epidem. Bulletin Nr. 13/20202. STIKO: Empfehlungen der Pertussisimpfung
in der Schwangerschaft.

2. Epidem. Bulletin Nr. 34/2019. Empfehlungen der Ständigen Impfkommission
2019/20120 www.stiko.de

 * 

RATGEBER

Gut gerüstet für den Notfall

In Zeiten der Corona-Krise hat sich einmal mehr gezeigt, wie wichtig
es ist, die Hausapotheke stets auf dem aktuellen Stand zu halten. Ist
in Ihrem Arzneischränkchen alles vorhanden, was Sie und die Familie im
Krankheitsfall brauchen?


(RaIA / dgk) Regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, steht ein
Check-up für die Hausapotheke auf dem Programm, denn nach Ablauf der
auf der Verpackung aufgedruckten Frist dürfen Arzneimittel nicht mehr
verwendet werden. Achtung: Viele wasserhaltige Arzneilösungen und -
säfte, Tropfen, Nasensprays und Cremes sind nach dem Öffnen nur noch
ein paar Wochen oder Monate haltbar. Enthält das Mittel keine
Konservierungsstoffe, darf es mitunter sogar nur wenige Tage verwendet
werden. Deshalb sollte man auf solchen Arzneien immer das Datum der
ersten Verwendung notieren. In den Hausmüll gehören auch alle
Tabletten und Kapseln, zu denen es keine Verpackung und/oder keinen
Beipackzettel mehr gibt. Checken Sie außerdem, ob sämtliches
Verbandszeug noch haltbar und das Fieberthermometer funktionsfähig
ist. Arzneimittel sollten dunkel, kühl und trocken gelagert werden,
deshalb gehört die Hausapotheke weder ins Bad noch in die Küche. Das
Arzneischränkchen besser - für Kinder unzugänglich - im Schlafzimmer
oder Flur deponieren.

Verbandszeug und wichtige Notfallmedikamente, etwa gegen Schmerzen und
Magen-DarmInfekte, gehören in jede Hausapotheke - alles Weitere kann
individuell unterschiedlich sein. Unter anderem spielen die
persönlichen Gesundheitsrisiken oder chronische Erkrankungen eine
wichtige Rolle. Das Team in Ihrer Apotheke unterstützt Sie jederzeit
dabei, Ihre Hausapotheke mit allem zu bestücken, was für Sie und Ihre
Familie nötig ist.

Die Grundausstattung auf einen Blick

Arzneimittel


	Medikament gegen Schmerzen und Fieber

	Mittel gegen Erkältungsbeschwerden wie Schnupfen, Halsweh und Husten

	Mittel gegen Durchfall, Erbrechen und Bauchschmerzen

	Wund- und Heilsalbe

	Gel gegen Verstauchungen und Prellungen

	Salbe gegen Insektenstiche und Sonnenbrand

	Desinfektionsmittel für kleinere Verletzungen

	Mittel gegen andere gesundheitliche Probleme, die Ihnen häufiger zu schaffen machen (z.B. Allergien, Verstopfung, Sodbrennen, Augenreizungen)



Verbandszeug


	Mullbinden

	Verbandpäckchen

	Sterile Kompressen

	Verbandwatte

	Dreiecktuch

	Elastische Fixierbinden

	Brandwunden-Verbandpäckchen

	Heftpflaster

	Pflasterstrips in verschiedenen Größen und Formen

	Blasenpflaster

	Verbandschere, -klammern, Sicherheitsnadeln



Sonstiges


	Fieberthermometer

	Pinzette und Zeckenzange

	Einmalhandschuhe

	Kühlkompresse (im Kühlschrank lagern)

	Erste-Hilfe-Anleitung

	Liste mit Notfallnummern (Hausarzt, Giftnotrufzentrale etc.)




Weitere interessante Themen finden Sie im Ratgeber aus Ihrer
Apotheke, der ab dem 15. Juni in der Apotheke bereit liegt.

 * 

Selbstkontrolle gegen den inneren Schweinehund

Obwohl wir es doch besser wissen, entscheiden wir uns oft für Dinge,
die uns nicht guttun, und ärgern uns später darüber. Dabei gibt es
wirksame Methoden, den inneren Schweinehund in den Griff zu kriegen
und die Selbstkontrolle zu stärken: Stupser in die richtige Richtung.


(dgk) Wir entscheiden uns oft für das kurzfristig bequemere,
genussvollere oder attraktivere Angebot statt für das, was langfristig
besser für uns ist. Menschen haben biologische, psychologische und
soziale Schwachstellen, die zum Beispiel von der Werbung oder bei der
Platzierung von Produkten in Läden ausgenutzt werden. Eine
verhaltenswissenschaftliche Methode, mit der jeder seine Fähigkeiten
zur Selbstkontrolle stärken kann, stellen Prof. Ralph Hertwig,
Direktor des Forschungsbereichs Adaptive Rationalität am
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, und Dr. Samuli Reijula,
Philosoph an der Universität Helsinki, vor. Mit dem sogenannten
Self-Nudging könne jeder seine unmittelbare Umgebung so verändern,
dass gewünschte Entscheidungen leichter fallen, so die
Wissenschaftler.

Die Nudges (zu Deutsch: Stupser) helfen uns dabei, selbst gesteckte,
langfristige Ziele zu erreichen. Dabei müsse man zunächst verstehen,
wie die Gestaltung unserer Umgebung unsere Entscheidungen beeinflusst -
zum Beispiel die ständigen Benachrichtigungen von Apps auf unserem
Smartphone oder der Inhalt des eigenen Kühlschranks. Im zweiten
Schritt gelte es, diese Gestaltung gezielt so zu verändern, dass es
uns leichter fällt, die richtigen Entscheidungen zu treffen. Wir geben
uns dadurch selbst Stupser in die gewünschte Richtung.

Die Self-Nudging-Werkzeuge teilen die Forscher in vier Kategorien auf:
(1) Erinnerungen und Hinweise für sich selbst platzieren; zum Beispiel
das Foto eines Apfels auf der Kühlschranktür oder die Jogging-Schuhe
vor dem Bett. (2) Den Entscheidungen einen anderen Rahmen geben
(Framing). Beispielsweise können wir die Entscheidung zwischen Joggen
oder Nichtjoggen auch als eine Entscheidung zwischen Gesundheit oder
Krankheit im Alter framen. (3) Die Zugänglichkeit zu Dingen, die uns
schaden können, verringern. Und die Dinge, die wir wollen, leicht
erreichbar machen; zum Beispiel die Voreinstellungen in elektronischen
Geräten ändern und Benachrichtigungen von Social-Media-Apps
ausschalten. (4) Sich etwas Druck und Selbstverpflichtung mittels
sozialer Verträge aufbauen. Zum Beispiel etwas Unangenehmes machen
müssen, sofern man die Frist für die Abgabe einer Arbeit nicht
einhält.

"Wir alle haben in unseren Köpfen und Körpern verschiedene Bedürfnisse
und Wünsche, die ständig miteinander in Verhandlung treten.
Self-Nudging kann dabei helfen, bewusster mit diesen inneren
Verhandlungsprozessen umzugehen", so Dr. Reijula. Wer erkennt, wodurch
seine Selbstkontrolle auf die Probe gestellt wird, entscheidet sich
vielleicht, Süßigkeiten in der eigenen Küche ganz hinten im obersten
Küchenregal aufzubewahren. - Oder sie erst gar nicht aus dem Laden mit
nach Hause zu bringen ...

Quellen:

1. https://www.mpib-berlin.mpg.de/pressemeldungen/mit-self-nudging-gegen-den-inneren-schweinehund

2. Reijula, S., & Hertwig, R. (2020). Self-nudging and the citizen
choice architect. Behavioural Public Policy, 1-31. 

https://doi.org/10.1017/bpp.2020.5
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Cytomegalie-Virus-Infektion (CMV) in der Schwangerschaft

Es ist soweit: Der Schwangerschaftstest zuhause war positiv und die
Frauenärztin/der Frauenarzt hat das freudige Ereignis mittels
Ultraschall bestätigt. Man ist aufgeregt und tausende Fragen gehen
einem durch den Kopf. Der weitere Schwangerschaftsverlauf wird
besprochen, dabei auch die Frage nach einem Cytomegalie-Test gestellt.
"Cyto... was, bitte?" So reagieren mit Abstand die meisten Frauen auf
diese Frage, obwohl die Durchseuchung mit dem verursachenden Virus in
der Bevölkerung sehr hoch ist!

Was ist Cytomegalie?

Cytomegalie wird durch Viren verursacht, die über Schmier- und
Tröpfcheninfektion übertragen werden, also über Urin, Tränen,
Speichel, Blut, Muttermilch, Samen- und Vaginalflüssigkeiten.

Gesunde bemerken häufig gar nicht, dass sie sich infiziert haben, denn
in den meisten Fällen fehlen Krankheitszeichen oder sie sind
unspezifisch wie man es auch von anderen Krankheiten kennt:
grippeähnliche Symptome, Fieber, Husten und Müdigkeit.

Bei immungeschwächten Personen gibt es hingegen schwere Verläufe. Auch
eine CMV-Infektion kurz vor oder während der Schwangerschaft kann
schwerwiegende Folgen für das Ungeborene haben:
Wachstumsverzögerungen, Hörschäden oder neurologische Spätfolgen.
Weltweit ist das Cytomegalie-Virus der häufigste Erreger kongenitaler
Infektionen. Etwa zwei bis sechs von 1.000 Babys sind bei der Geburt
mit dem Virus infiziert. Das Tückische dabei ist, dass auch bei über
80 Prozent der Schwangeren die Krankheit symptomfrei verläuft und die
Infektion so unbemerkt bleibt. Eine Infektion während der
Schwangerschaft muss jedoch das Kind nicht immer beeinträchtigen. Denn
in ca. 40 Prozent der Fälle geht das Virus zwar auf das Ungeborene
über, von diesen infizierten Kindern erleiden aber nur etwa 10 bis 20
Prozent Schädigungen.

Cytomegalie-Viren (CMV) gehören zur Familie der
Herpesviren, d. h. wenn man sich einmal angesteckt hat,
überdauern die Viren lebenslang im Körper. Die Inkubationszeit, also
die Zeitspanne zwischen der Ansteckung und dem Krankheitsausbruch,
einer CMV-Erstinfektion, liegt üblicherweise zwischen vier und sechs
Wochen. Man ist jedoch nicht automatisch lebenslang für andere
ansteckend, sondern nur in der Phase der akuten Infektion bzw. während
einer Reaktivierung. Grundsätzlich sind Kinder in den ersten drei
Lebensjahren eher eine Ansteckungsquelle als ältere Kinder (vermehrter
Speichelfluss, fast alles wird in den Mund genommen und mit der Zunge
erkundet, usw.). Allerdings muss es nicht zwangsläufig sein, dass
Kinder infektiös sind. Auch Erwachsene können ansteckend sein.

Um eine Ansteckung frühzeitig zu erkennen, rät man schwangeren,
bislang CMV-negativen Frauen, sich alle sechs bis acht Wochen testen
zu lassen. Der CMV-Test ist jedoch in der Regel eine
Privat-/IGeL-Leistung, wird also nicht von den Krankenkassen bezahlt,
er kostet ca. 25 Euro.

Hat der Test vor der Schwangerschaft ergeben, dass man CMV-positiv ist
(CMV-spezifische IgG-Antikörper), ist man in der Schwangerschaft vor
einer Primärinfektion sicher. Für eine Reinfektion mit einem anderen
Virusstamm oder eine Reaktivierung bleibt nur ein Risiko von unter
einem Prozent.

Wie kann man sich schützen?

Durch Einhaltung folgender Hygienemaßnahmen kann das Risiko
einer CMV-Primärinfektion in der Schwangerschaft um 50 bis 85 Prozent
gesenkt werden:


	Häufiges und gründliches Händewaschen, z.B. wenn man vom Einkaufen nach Hause kommt.

	Küssen auf den Mund sollte unterbleiben, da auch hierdurch das Virus übertragen werden kann.

	Geschirr, Besteck wie auch Zahnbürsten, Handtücher und Waschlappen sollten nicht gemeinsam benutzt werden.

	Ist bereits ein Kleinkind im Haushalt, so sollte nach jedem Kontakt zu Körperflüssigkeiten des Kindes wie z. B. beim Windelwechsel, Waschen, Füttern, Tränen abwischen, Nase putzen und Kontakt mit Spielzeug, das in den Mund genommen wurde, eine gründliche Händehygiene durchgeführt werden. Dafür reicht das Waschen der Hände mit Wasser und Seife (mind. 20 Sekunden lang), da das Cytomegalie-Virus empfindlich gegen Tenside und wässrige Seifenlösungen ist. Beschäftigte im Gesundheitswesen sollten die Hände in jedem Fall mit einem alkoholischen Händedesinfektionsmittel mit entsprechender Wirksamkeit desinfizieren.

	Schnuller nicht in den Mund nehmen.

	Reste vom Kinderteller essen, sollte ebenfalls unterbleiben.



WICHTIG: Ist man CMV-negativ und arbeitet mit Kindern unter
drei Jahren, so gilt für die gesamte Schwangerschaftsdauer ein
Beschäftigungsverbot. So wird das Ungeborene vor einer möglichen
CMV-Infektion geschützt.

Ein Impfstoff gegen Cytomegalie-Viren steht derzeit nicht zur
Verfügung. Der Einsatz von Virostatika (Medikamente, die die
Virusvermehrung hemmen) oder CMV-Hyperimmunglobulin
(Antikörperpräparat) muss immer individuell erwogen werden, daher
sollte die Gynäkologin/der Gynäkologe auf diese Therapiemöglichkeiten
im Falle einer CMV-Infektion kurz vor bzw. am Anfang der
Schwangerschaft angesprochen werden.

Weitere Informationen finden Sie auf unserer Homepage: www.dgk.de/cmv

Quellen:

1. Buxmann H, Hamprecht K, Meyer-Wittkopf M, Friese K.
Zytomegalievirus-Primärinfektion in der Schwangerschaft. Dtsch Ärztebl
Int. 2017 Jan 27; 114 (4): 45-52.

2. Centers for Disease Control and Prevention: Cytomegalovirus (CMV)
and Congenital CMV Infection unter: 

https://www.cdc.gov/cmv/index.html

3. Deutsches Grünes Kreuz e.V.: Cytomegalie-Virus-Infektionen (CMV)
unter: 

https://dgk.de/impfen-und-infektionen/infektionen-in-der-schwangerschaft/cmv.html.

4. Kagan K. O, Enders M, Hoopmann M, Hamprecht K. Behandlungsoptionen
bei einer vorgeburtlichen CMV-Primärinfektion. Frauenarzt 59 (2018)
Nr. 11, Seiten 854-858.

5. Robert Koch-Institut: Ratgeber Zytomegalievirus-Infektion unter:


https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Merkblaetter/Ratgeber_Zytomegalievirus.html.
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MELDUNG

Darmkrebs: das individuelle Risiko senken

Darmkrebs ist derzeit in Deutschland bei Männern die dritthäufigste,
bei Frauen sogar die zweithäufigste Krebserkrankung. Bei den
Risikofaktoren spielt neben genetischen Faktoren vor allem der
Lebensstil eine entscheidende Rolle: Rauchen, Übergewicht, falsche
Ernährung sowie Bewegungsmangel. Demgegenüber steht die
Vorsorge-Darmspiegelung, mit der sich Vorstufen von Darmkrebs
aufspüren lassen. Das Entfernen dieser Vorstufen vermag das
Darmkrebsrisiko entscheidend zu senken.


(dgk) Das Team von Dr. Michael Hoffmeister vom Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ) analysierte die Daten von mehr als 4.200
Menschen mit Darmkrebs. "Das wichtigste Ergebnis unserer Studie war,
dass sich selbst bei Menschen mit erhöhtem genetischen Risiko die
Gefahr, tatsächlich an Darmkrebs zu erkranken, durch die
Darmspiegelung und einen gesunden Lebensstil drastisch verringerte",
sagt Prudence Carr, die Erstautorin der Studie. So ergaben die
Schätzungen, dass Männer mit einem mittleren genetischen Risiko, einem
durchschnittlichen Lebensstil, die keine Darmspiegelung wahrgenommen
hatten, ein 30-Jahres-Risiko für Darmkrebs von 7,4 Prozent haben. Von
hundert Männern mit diesem Risikoprofil werden also sieben bis acht
innerhalb der nächsten 30 Jahre an Darmkrebs erkranken. Bei Männern
mit vergleichbarem genetischem Hintergrund, die jedoch gesünder lebten
und eine Darmspiegelung wahrgenommen hatten, lag das Risiko bei nur
1,9 Prozent.

"Das Besondere an unserer Untersuchung ist, dass wir nachweisen und
veranschaulichen konnten: Unabhängig davon, mit welchem genetischen
Hintergrund jemand geboren wurde, lässt sich sein individuelles
Darmkrebsrisiko deutlich senken", so Hoffmeister.

Quellen:

1. https://idw-online.de/de/news746929

2. Carr PR, Weigl K, Edelmann D, Jansen L, Chang-Claude J, Brenner H,
Hoffmeister M. Estimation of Absolute Risk of Colorectal Cancer Based
on Healthy Lifestyle, Genetic Risk, and Colonoscopy Status in a
Population-based Study. Gastroenterology 2020,
DOI: 10.1053/j.gastro.2020.03.016
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SERVICE

Zu vielen Themen in dieser Ausgabe finden Sie weitergehende
Informationen auf unserer Homepage unter www.dgk.de/Aktuelles

Haben Sie Fragen?

Für Rückfragen steht Ihnen unsere Pressestelle täglich (außer Mittwoch) von 9.00 bis 13.00 Uhr zur Verfügung:

Telefonnummer: 06421 293-129, E-Mail: Heike.Schuch@dgk.de
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STATISTIK/137: "BfR-Corona-Monitor" - Die Mehrheit ist nicht beunruhigt, aber noch vorsichtig (BfR)

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 15. Juni 2020

Coronavirus: Die Mehrheit ist nicht beunruhigt, aber noch vorsichtig

Aktuelle Daten des "BfR-Corona-Monitors" zeigen, dass nur ein
kleinerer Teil der Bevölkerung über Auswirkungen auf das eigene Leben
besorgt ist



Obwohl viele Maßnahmen gegen das Coronavirus gelockert wurden, sind in
Deutschland in den vergangenen Wochen nur noch vergleichsweise wenige
Neuinfektionen aufgetreten. Diese Tatsache beeinflusst offenbar auch
die Risikowahrnehmung. So geben im aktuellen "BfR-Corona-Monitor",
einer regelmäßigen Umfrage des Bundesinstituts für Risikobewertung
(BfR), nur 19 Prozent der Befragten an, über die Auswirkungen des
Coronavirus auf die eigene wirtschaftliche Situation beunruhigt zu
sein. Über mögliche Folgen für die körperliche Gesundheit sind sogar
nur 13 Prozent besorgt. "Die letzten Wochen haben uns aufatmen
lassen", sagt BfR-Präsident Professor Dr. Dr. Andreas Hensel. "Die
meisten Menschen denken derzeit nicht, dass sie unmittelbar durch das
Virus bedroht sind."

BfR-Corona-Monitor - Stand 9. - 10. Juni 2020 PDF-Datei (383.4 KB)

Über die Konsequenzen des neuartigen Coronavirus auf die sozialen
Beziehungen sind 16 Prozent der Befragten beunruhigt, während sich 57
Prozent eher keine Sorgen machen. Zehn Prozent sorgen sich um ihre
psychische Gesundheit, dagegen spielen bei 72 Prozent diese
Befürchtungen kaum eine Rolle.

Obwohl somit die Besorgnis über die Folgen für das eigene Leben
vergleichsweise gering ist, finden die Maßnahmen zur Eindämmung
weiterhin breite Zustimmung. Mindestens 80 Prozent der Befragten
beurteilen Maßnahmen wie die Abstandsregelung, das Absagen von
Veranstaltungen oder die Maskenpflicht als angemessen. Am wenigsten
akzeptiert wurden von den abgefragten Maßnahmen die anhaltenden
Einschränkungen im Schul- und Kitabetrieb (64 Prozent).

Zum ersten Mal wurde anhand einer vorgegebenen Liste erhoben, von wie
vielen Teilnehmerinnen und Teilnehmern konkrete Vorkehrungen zum
Schutz vor einer Infektion getroffen wurden. In den vorherigen
Befragungswellen konnten die Befragten dagegen offen und ohne Vorgabe
die Maßnahmen nennen, die sie zum jeweiligen Zeitpunkt angewandt
haben. Demnach geben mindestens 90 Prozent der Befragten an, durch
das Tragen von Masken oder gründliches Händewaschen einer Infektion
vorzubeugen. 79 Prozent gaben an, sich seltener mit Familie und
Freunden zu treffen, und 73 Prozent bestätigten, allgemein seltener
ihr Zuhause zu verlassen. Und auch wenn die Zeit der leeren
Toilettenpapierregale vorbei ist, sagen immer noch 19 Prozent, dass
sie größere Vorräte anlegen.


Das BfR aktualisiert ständig seine FAQs zum Thema Coronavirus.


Über den BfR-Corona-Monitor

Der BfR-Corona-Monitor ist eine wiederkehrende (mehrwellige)
repräsentative Befragung zur Risikowahrnehmung der Bevölkerung in
Deutschland gegenüber dem neuartigen Coronavirus. Zwischen dem 24.
März und 26. Mai 2020 wurden dazu jede Woche rund 500 zufällig
ausgewählte Personen per Telefon unter anderem zu ihrer Einschätzung
des Ansteckungsrisikos und zu ihren Schutzmaßnahmen befragt. Seit Juni
2020 wird die Befragung im Zwei-Wochen-Rhythmus mit jeweils rund 1.000
Befragten fortgeführt. Eine Zusammenfassung der Daten wird regelmäßig
auf der Homepage des Bundesinstituts für Risikobewertung
veröffentlicht. Mehr Informationen zur Methode und Stichprobe finden
sich in den Veröffentlichungen zum BfR-Corona-Monitor.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und
die Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

 * 

Quelle:

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR)
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UMWELT/365: Die Krankheitspyramide - Umwelt, Wirt, Erreger und Mikrobiom (idw)

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 11.06.2020

Die Krankheitspyramide: Umwelt, Wirt, Erreger und Mikrobiom



Forschende des Leibniz-Instituts für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB), der Université de Toulouse und des Helmholtz-Zentrums für
Umweltforschung (UFZ) zeigen am Beispiel von Amphibien, wie die
körpereigene mikrobielle Besiedlung die Wechselwirkungen zwischen
Lebewesen, Umwelt und Krankheitserreger beeinflusst. Dies ist
Grundlagenforschung für die Gesundheitsprophylaxe.

Es gibt einen starken Einfluss belebter und unbelebter Umweltfaktoren auf
die Dynamik von Krankheiten bei Mensch und Tier. Die Forschenden rücken in
ihrer Studie eine wichtige Komponente in den Fokus: das Mikrobiom. Das
individuelle Mikrobiom eines Lebewesens ist ein essenzieller Bestandteil
der Immunität. Besonders auf der Haut und im Darm, also direkt an der
Schnittstelle zwischen dem Organismus und den Krankheitserregern, sind
körpereigene Bakterien und Viren aktiv.

Das internationale Team stellt das Konzept einer Krankheitspyramide mit
den vier Eckpunkten Umwelt, Erreger, Wirt und Mikrobiom vor. Erstmals
werden die verschiedenen Funktionen des Mikrobioms berücksichtigt. Die
Forschenden veranschaulichen diese anhand der vom Pilzerreger
Batrachochochytrium dendrobatidis (Bd) verursachten Krankheit
Chytridiomycose bei Amphibien wie z.B. Fröschen.

"Das Mikrobiom eines Lebewesens ist sehr variabel. Erst in den letzten
Jahren ist es Forschenden gelungen, mittels genetischer Methoden die
Gesamtheit der Mikroorganismen zu erfassen. Wir verstehen nun Stück für
Stück dessen Rolle für die Gesundheitsprophylaxe - wie es beispielsweise
mit den Krankheitserregern, dem Wirt und dem Umweltmikrobiom interagiert",
erklärt die IGB-Forscherin Dr. Adeline Loyau, Leiterin der Studie.

Vielfalt des Mikrobioms und der Lebensräume stärkt Resistenz:

Die Autorinnen und Autoren betonen, dass vielfältigere Mikrobiome den Wirt
widerstandsfähiger machen können, da sie potenzielle Krankheitserreger
besser in Schach halten. Die Studie verdeutlicht auch, dass Individuen,
die komplexe und damit artenreiche Lebensräumen bewohnen, eine niedrigere
Sterblichkeit haben. Das Mikrobiom kann sehr spezifisch gegen Erreger
wirken: Das symbiotische Hautbakterium Janthinobacterium spp.
beispielsweise bildet als Stoffwechselprodukt ein Anti-Pilzmittel und
verhindert so die Infektion von Amphibien mit dem Pilzerreger Bd.

Klimawandel verändert das Mikrobiom von Amphibien:

Die Anpassungsfähigkeit des Mikrobioms kann wiederum die
Anpassungsfähigkeit des Organismus gegenüber Umwelteinflüssen erhöhen.
Dafür gibt es im Tierreich einige Beispiele. Umweltveränderungen wie der
Klimawandel können das Mikrobiom aber auch aus dem Gleichgewicht bringen:
"Ein Mikrobiom im Gleichgewicht kann bei sich ändernden Umweltbedingungen
vor einer Infektion schützen," erläutert die Erstautorin der Studie,
Adriana P. Bernardo-Cravo von der Université de Toulouse und dem UFZ. "Es
zeigt sich aber auch, dass Umweltveränderungen - insbesondere der
Temperatur - deutliche Auswirkungen auf die Zusammensetzung des Mikrobioms
haben, und damit auf die Widerstandskraft von Amphibien gegenüber dem
Pilzerreger Bd. Der Klimawandel wird die Verbreitung dieser Pilzerkrankung
bei Amphibien deutlich verändern", lautet die Prognose der Ökologin.

Dr. Dirk Schmeller von der Université de Toulouse erläutert weiter: "Wir
müssen uns darüber im Klaren sein, dass Klimawandel und
Biodiversitätsverlust Stressfaktoren für Ökosysteme, Menschen, Tiere und
die jeweiligen Mikrobiome sind. Unsere Forschung zeigt, dass bei einer
Destabilisierung der verschiedenen Achsen der Krankheitspyramide verstärkt
mit neuen Infektionskrankheiten zu rechnen ist, auch für den Menschen."
Das vorgestellte Konzept der Krankheitspyramide ist deshalb
richtungsweisend für die Erforschung der Interaktionen zwischen
Mensch-Tier-Umwelt und der Risiken für die Biodiversität und die menschliche
Gesundheit.


Ergänzende Information:

Der Rückgang der Amphibien - sie sind die am stärksten bedrohten
Wirbeltiere - zieht Kaskadeneffekte in den Nahrungsnetzen nach sich und
kann das Umweltgleichgewicht nachhaltig verändern, beispielsweise die
Wasserqualität oder das Vorkommen von Schädlingen und Krankheitserregern.
In einigen Ökosystemen, wie den nordamerikanischen Arborealwäldern, sind
Amphibien die am häufigsten vorkommenden Landwirbeltiere. Dort regulieren
sie den Kohlenstoffhaushalt mit. Der Pilz Batrachochochytrium
dendrobatidis ist verantwortlich für den Rückgang von über 500 Froscharten
weltweit. Er schädigt die Haut der Amphibien und stört ihre grundlegenden
Funktionen, was letztlich zum Herzstillstand führt.

Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB):
"Forschen für die Zukunft unserer Gewässer" ist der Leitspruch des
Leibniz-Instituts für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB). Das IGB
ist das bundesweit größte und eines der international führenden
Forschungszentren für Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und
Vorsorgeforschung, bildet den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und berät
Politik und Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen Gewässermanagements.
Forschungsschwerpunkte sind u. a. die Langzeitentwicklung von Seen,
Flüssen und Feuchtgebieten und die Auswirkungen des Klimawandels, die
Renaturierung von Ökosystemen, der Erhalt der aquatischen Biodiversität
sowie Technologien für eine nachhaltige Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen
in enger Kooperation mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der
Region Berlin-Brandenburg und weltweit. Das IGB gehört zum
Forschungsverbund Berlin e. V., einem Zusammenschluss von acht natur-,
lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die vielfach
ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der Leibniz-Gemeinschaft.
https://www.igb-berlin.de
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Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Im Kampf gegen Corona

Venezuela konnte die Pandemie bislang erfolgreich eindämmen. Doch der Erfolg ist in Gefahr.

Von Manuela Tovar



Trotz wirtschaftlicher Misere, der Blockade durch die USA und 
anhaltendem Terror durch die radikale Opposition ist es Venezuela 
bislang gelungen, die Ausbreitung von Covid-19 einigermaßen unter 
Kontrolle zu halten. Obwohl das Land in der Region die meisten Tests 
auf das neuartige Coronavirus durchführt - bis zum vergangenen 
Wochenende mehr als eine Million - ist die Zahl der Infektionen im 
Vergleich zu den Nachbarstaaten verschwindend gering. Gab es in 
Venezuela am vergangenen Wochenende gut 2.300 bestätigte 
Ansteckungen, meldete das benachbarte Brasilien am selben Tag über 
670.000 Fälle. Peru kam auf über 190.000 Fälle, Ecuador zählte mehr 
als 43.000 Erkrankungen und Kolumbien kam auf knapp 37.000. Im 
Zusammenhang mit Covid-19 gestorben waren in Venezuela zu diesem 
Zeitpunkt 22 Menschen - gegenüber fast 36.000 in Brasilien, 5.300 in 
Peru und 3.600 in Ecuador.

Trotzdem ist die Lage in Venezuela kompliziert, denn die Zahl der 
Neuinfektionen nimmt schneller zu als noch vor wenigen Wochen. Die 
Regierung führt das darauf zurück, dass inzwischen zehntausende 
Menschen, die in den vergangenen Jahren aus Venezuela ausgewandert 
waren, in ihre Heimat zurückkehren - und manche von ihnen schleppen 
das Virus ein. Insbesondere von Kolumbien aus soll es ohne größere 
Probleme möglich sein, gegen die Zahlung von Schmiergeld über 
Schleichwege die Grenze zu überqueren und so auch 
Gesundheitskontrollen zu umgehen. So hatte Venezuela in den 24 
Stunden vom 5. auf den 6. Juni insgesamt 171 Neuansteckungen 
registriert, 105 davon bei Personen, die gerade aus Kolumbien 
zurückgekehrt waren.

Um das Einschleppen des Virus möglichst zu verhindern, müssen alle 
Einreisenden für zwei Wochen in Quarantäne - eine Regelung, wie sie 
in vielen Ländern der Welt gilt und zeitweilig auch in Deutschland 
angewandt wurde. Trotzdem veröffentlichte "tagesschau.de" am 2. Juni 
eine regelrechte Horrorgeschichte über die "Quarantänelager". Es 
seien dort 1.000 Leute zusammengepfercht, meldet das Flaggschiff des 
deutschen Fernsehjournalismus unter Berufung auf ein angeblich aus 
dem Lager geschmuggeltes Handyvideo. Die Regierung helfe den 
Rückkehrern nicht, sondern benutze die "Flüchtlinge" nur für 
politische Zwecke, heißt es, und weiter: "Sie sagen, Kolumbien habe 
uns schlecht behandelt, aber das stimmt nicht. Dort haben sie uns 
geholfen, hier nicht."

Auf UZ-Nachfrage weist Carolus Wimmer, Internationaler Sekretär der 
Kommunistischen Partei Venezuelas, solche Berichte zurück. Es gebe 
in Einzelfällen zwar Probleme und die von den USA und der 
Europäischen Union gegen das Land verhängten Sanktionen erschwerten 
die Lage, "aber bisher klappt es ganz gut". Auch die 
Weltgesundheitsorganisation sei im Lande präsent und überwache die 
Lage. Die Horrorberichte führt Wimmer darauf zurück, dass die 
meisten Heimkehrer der Opposition angehören und auch nach ihren 
negativen Erfahrungen im Ausland kritisch gegenüber Präsident 
Nicolás Maduro und dessen Regierung eingestellt seien. Sie würden 
sicherlich nicht heimkehren, wenn es ihnen zum Beispiel in Kolumbien 
wirklich gut ergangen wäre, denn die wirtschaftliche Lage in 
Venezuela ist nach wie vor kompliziert, es herrschen 
Treibstoffmangel, Stromausfälle und Warenknappheit. Zudem greifen 
neben Covid-19 auch andere ansteckende Krankheiten um sich, etwa 
Tuberkulose. "Niemand, der im Ausland gut lebt, wird im Moment 
zurückkommen", ist Wimmer deshalb überzeugt.

Eine leichte Entspannung bei der Benzinversorgung konnte Venezuela 
verzeichnen, nachdem seit Ende Mai fünf Tanker aus dem Iran den 
Bedarf für etwa einen Monat geliefert haben. Das Erdölland Venezuela 
kann seine Raffinerien derzeit praktisch nicht betreiben, weil durch 
die Blockadepolitik der USA und der EU dringend benötigte 
Ersatzteile fehlen. Auch hier hilft Teheran offenbar mit Technikern 
und Material, um zumindest einige der Anlagen wieder in Gang setzen 
zu können.

Für Unmut sorgt allerdings die Art und Weise, mit der Venezuelas 
Regierung die Benzinversorgung sicherstellen will. Nur in einem Teil 
der Tankstellen sollen die Venezolaner den Treibstoff zu 
subventionierten Preisen in der Landeswährung Bolívar erwerben 
können. An zahlreichen anderen können die Fahrzeuge dagegen nur 
gegen US-Dollar aufgetankt werden. Diese Zapfsäulen werden nicht vom 
Staatskonzern PDVSA, sondern von privaten Unternehmern betrieben - 
und die Zeitung der KP Venezuelas, "Tribuna Popular", fragt in ihrer 
Juni-Ausgabe deshalb, woher denn diese Unternehmer das Benzin 
erhalten haben: "Warum und zu welchen Bedingungen übergibt man einer 
Handvoll Bourgeois 200 Tankstellen der PDVSA?" Dieser Prozess der 
Privatisierung und Dollarisierung des Benzingeschäfts sei ein 
"historischer Rückschritt" und widerspreche dem nationalen und 
Volksinteresse. "Die Regierung muss dem Volk erklären, warum sie 
inmitten einer schrecklichen Inflation und eines allgemeinen Kollaps 
der Wirtschaft, durch die sich die Lebensqualität des Volkes 
verschlechtert, einigen parasitären Bourgeois obszöne Privilegien 
verleiht. Wie ist es zu erklären, dass eine Regierung, die sich 
revolutionär nennt, anstatt zur Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel voranzuschreiten, die Privatisierung der 
strategischen Aktiva der Republik betreibt?"

 * 
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Pharmaindustrie: Wenn der Geldbeutel über die Gesundheit

bestimmt

Von Nina Aretz



Armut ist der Krankmacher Nummer 1 und die Krankheiten, die vor
allem Ärmere betreffen, werden unzureichend erforscht. Viele
Organisationen fordern daher mehr Transparenz und
Unabhängigkeit.

(Santiago de Chile/Berlin, 17. Juni 2020, npla) - Armut ist der
Krankmacher Nummer 1: Beengter Wohnraum, einseitige Ernährung,
mangelnde Sanitäranlagen und gesundheitsgefährdende Arbeitsplätze
begünstigen die Ausbreitung von Krankheiten. Die nötige medizinische
Versorgung fehlt häufig. Medikamente sind nicht bezahlbar oder es gibt
keine adäquaten Arzneimittel. Denn im Bereich der Krankheiten, die vor
allem ärmere Menschen betreffen, wird nicht ausreichend nach
Medikamenten geforscht.


Für eine global gerechte Arzneimittelversorgung und
sinnvolle Medikamentenforschung

Die Pharma-Kampagne des unabhängigen Dachverbandes Bundeskoordination
Internationalismus BUKO [1] setzt sich für eine global gerechte
Arzneimittelversorgung und sinnvolle Medikamentenforschung ein, um das
Menschenrecht auf Gesundheit zu erfüllen. Max Klein, Referent der
Kampagne, erklärt, dass sich die marktwirtschaftlich orientierte
Pharmaindustrie weniger am Wohlergehen und der Gesundheit aller
Menschen ausrichtet als an den Gewinnaussichten, die ein neues
Medikament verspricht: "Dadurch, dass Medikamente wie Autos oder
Spielzeug behandelt werden, richtet sich das sehr stark nach Angebot
und Nachfrage. Bei der Nachfrage geht es gar nicht so sehr darum, wie
viele Leute das Medikament benötigen, sondern darum, was insgesamt für
Geld in dem Ganzen steckt." So wird immer noch verstärkt an Mitteln
gegen gewöhnliche Alterserscheinungen wie Haarausfall geforscht -
statt an Präparaten, die das Leiden vieler Menschen lindern würden. In
Lateinamerika etwa kämpfen viele mit "vergessenen Krankheiten" wie
Chagas, Leishmaniose oder Wurmerkrankungen. Da diese Erkrankungen aber
vor allem arme Menschen betreffen, sind sie "für die globale
Pharmabranche von geringem Interesse", so Max Klein.

Überteuerte Medikamente, die sich nur wenige leisten können, stellen
mittlerweile auch im globalen Norden ein Problem dar. Klein erklärt,
"dass Menschen sich die Behandlung mit neuen Hepatitis-C-Präparaten
nicht leisten können oder monströs teure Krebsmedikamente auf den
Markt kommen, dass sogar so ein Land wie die Schweiz mittlerweile
sagt: 'Das können wir in der öffentlichen Struktur nicht mehr
stemmen'".


Patente und das TRIPS-Abkommen

Bringt die Pharmaindustrie ein neues patentiertes Medikament auf den
Markt, so hat das jeweilige Unternehmen dann meist für 20 Jahre das
Monopol auf die Herstellung und den Verkauf des Medikaments. Diese
Marktexklusivität führt zu sehr hohen Medikamentenpreisen, die die
Gesundheitssysteme und die privaten Geldbeutel überfordern.

Das Patentwesen wird heute nahezu weltweit durch das TRIPS-Abkommen
geregelt. Dieses Abkommen zum Schutz des geistigen Eigentums ist auf
Drängen der Länder des globalen Nordens seit 1994 Teil des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen GATT der Welthandelsorganisation.
Vorangetrieben wurde das TRIPS-Abkommen durch die Lobbyarbeit des
Intellectual Property Committee, einem Zusammenschluss von 13
US-amerikanischen Firmen, darunter vier Pharma-Konzerne.

Die über 160 WTO-Mitgliedsländer müssen das TRIPS-Abkommen in
nationales Recht umsetzen. Länder, die sich nicht daran halten, müssen
mit Handelssanktionen rechnen. Anfang der Nullerjahre kommt es zur
Doha-Runde. Mit dem Ziel, die Länder des globalen Südens zu stärken,
sollen Teile der bisherigen WTO-Abkommen neu verhandelt werden, aber
2016 gilt die Doha-Runde als gescheitert. Aufgenommen wurde 2005
jedoch ein neuer Passus, der es den Mitgliedern erlaubt, trotz
Patentschutz Medikamente einzusetzen, um Krisen im öffentlichen
Gesundheitswesen zu bekämpfen. Dazu gehören die Zwangslizenzen, also
eine staatlich verordnete Aufhebung eines Medikamentenpatents gegen
Entschädigungszahlung; die Parallelimporte, das heißt, der Staat kann
Medikamente aus Ländern importieren, in denen die Patentinhaberin sie
günstiger verkauft und zuletzt die generelle Befreiung von
TRIPS-Verpflichtungen für die "least-developed-countries", also "am
wenigsten entwickelte Länder".

Max Klein stellt fest, dass diese TRIPS-Flexibilität nur selten in
Anspruch genommen wird, "weil der wirtschaftliche Druck immens ist.
Dabei haben wir gesehen, dass zum Beipiel Brasilien, als es darum ging
HIV-positive Menschen zu versorgen, durch Zwangslizenzen einen
deutlichen Vorteil hatte. Wir haben in Kolumbien gesehen, da ging es
bei den Zwangslizenzen um ein Krebsmedikament, dass sich dadurch auch
Vorteile ergeben haben."


"No-Free-Lunch!" - Den Einfluss der Pharma-Industrie
schmälern

Horrende Medikamentenpreise werden mit den hohen Ausgaben für
Forschung und Entwicklung begründet. Was wirklich investiert wird,
bleibt jedoch im Dunkeln. Nach Selbstauskunft geben die
Pharmaunternehmen etwa 15 bis 20 Prozent ihres Umsatzes für Forschung
und Entwicklung aus. Die Ausgaben für Marketing werden auf das
Doppelte bis Dreifache geschätzt. Die Zeitschrift brand eins
[2] gibt an, dass die Pharmaindustrie in Deutschland pro
niedergelassener Ärztin bzw. Arzt 35.000 Euro Marketingkosten
investiert.

Gegen diese Einflussnahme haben sich Ärztinnen und Ärzte weltweit im
No-Free-Lunch-Netzwerk organisiert. In Deutschland hat sich 2007 die
Gruppe MEZIS [3] - Mein Essen Zahl Ich Selbst - gegründet, in
Lateinamerika nennen sie sich Medicos sin Marca - Ärzte ohne Marken.
Dr. Rodrigo Salinas arbeitet als Chirurg und Neurologe in einem
öffentlichen Krankenhaus in Santiago de Chile, lehrt dort an der
Universität Chile und ist Mitglied bei Medicos sin Marca [4]. Er
stellt die Arbeit des Netzwerks vor: "Medicos sin Marca ist eine NGO,
die sich dafür einsetzt, die Interessenkonflikte zwischen Ärzten und
der Pharmaindustrie zu verringern. Um das zu erreichen, machen wir
Öffentlichkeitsarbeit, z.B. auf Twitter oder über unsere Website. Wir
organisieren Veranstaltungen, nehmen an Treffen in den Krankenhäusern
teil und machen parlamentarische Lobbyarbeit, damit Gesetzesänderungen
im Bereich der Bewilligung und Verschreibung von Medikamenten Thema
bleiben."

Salinas erklärt auch das Problem der Einflussnahme der
Pharmaunternehmen auf die Ärztinnenschaft genauer: "Die
Interessenkonflikte entstehen grundsätzlich durch den Transfer von
Geldern und Geschenken von der Pharmaindustrie an die Ärzte. Das
reicht von weniger wertvollen Geschenken wie Stiften und
Schreibblöcken bis zu teuren Angeboten wie Auslandsreisen oder Treffen
in Luxus-Resorts. Die ganze Bandbreite der Geschenke hat zum Ziel, die
Produktmarken auf dem Markt zu positionieren. Das funktioniert so,
dass der Arzt bei der Verschreibung eines Medikaments - bewusst oder
unbewusst - jenes Markenprodukt favorisiert, das ihm durch die
Geschenke einen Vorteil verschafft hat. Der größte Nachteil besteht
darin, dass die Medikamente dadurch teurer werden. Das erschwert vor
allem in Ländern wie Chile den Zugang."


Unabhängigkeit und Transparenz im Gesundheitssektor

Das No-Free-Lunch-Netzwerk setzt sich weltweit für mehr Unabhängigkeit
des Gesundheitssektors ein: Themen auf Fortbildungen und Kongressen,
wissenschaftliche Empfehlungen an die Politik, klinische Leitlinien,
die auch Medikamente empfehlen, dürfen nicht mehr durch die
Pharmaindustrie direkt oder ihre Meinungsführer*innen beeinflusst
werden. Um dies zu verhindern, gibt es in Deutschland bereits den
MEZIS-Melder 2.0, bei dem unerlaubte Einflussnahmen der
Pharmaindustrie auf Fortbildungen gemeldet werden können.
Leitlinien-Watch bewertet die klinischen Leitlinien kritisch auf ihre
Unabhängigkeit und macht Verflechtungen ärztlicher Autorinnen und
Autoren mit der Industrie transparent.

Auch Rodrigo Salinas von Medicos sin Marca berichtet von der
Notwendigkeit, die Unabhängigkeit und die Transparenz im Pharmabereich
zu erhöhen: "Einer der Vorschläge von Medicos sin Marca hier in Chile
ist, dass eine Datenbank ähnlich wie in den USA aufgesetzt wird. Dafür
gibt es schon einen Gesetzesentwurf, der im Parlament diskutiert wird:
Pharmaunternehmen sollen dazu verpflichtet sein, die Gelder und ihre
Verwendungen, die an die Ärzte fließen, offenzulegen. Ein Ziel für
Medicos sin Marca ist auch, dass es den Pharmafirmen nicht mehr
erlaubt ist, den Ärzten Geschenke zu machen oder ihnen Einladungen
zukommen zu lassen, denn damit schaffen sie eine Verbindlichkeit. Das
heißt, dass jedwede Unterstützung der Industrie uneigennützig über die
wissenschaftlichen Vereinigungen laufen muss. Dort wird die
Unterstützung anonym und nach Bedürfnissen verteilt und nicht nach den
Interessen der Pharmaunternehmen."


Bezahlbare und wirklich wichtige Medikamente

Die Neuordnung des Bereichs Forschung und Entwicklung ist bei vielen
lokalen Ablegern des No-Free-Lunch-Netzwerkes ein wichtiges Thema: Die
Forschung soll stärker öffentlich gefördert werden, damit der
Pharmaindustrie nicht die Beweisführung ihrer eigenen Wirkstoffe
überlassen wird. Zur Zeit wird nur etwa die Hälfte der Ergebnisse
klinischer Studien veröffentlicht. Manche Erkenntnisse werden verzerrt
dargestellt, unerwünschte Ergebnisse lassen Sponsoren gerne ganz unter
den Tisch fallen. Schon jetzt wird ein großer Anteil der Forschung
staatlich gefördert, doch das wird oft übersehen, wie Max Klein von
der BUKO-Pharma-Kampagne erläutert: "Es ist ein klassisches
Missverständnis, dass alles, was am Ende privat auf den Markt gebracht
wird, zu 100 Prozent von dieser Firma erarbeitet wurde. Extrem viel
Grundlagenforschung wird durch die öffentliche Hand finanziert und zum
Beispiel an den Universitäten gemacht. Das Problem für viele ist, dass
ab einem bestimmten Punkt in den klinischen Tests die Sache oftmals zu
teuer wird, sodass man dann das Patent für eine verhältnismäßig
geringe Summe an den privaten Pharmabereich verkauft, anstatt diese
Tests selbst vorzunehmen."

Gefordert wird mehr Investition in Forschung und Entwicklung von
wirklich notwendigen und bezahlbaren Medikamenten - ohne exklusive
Lizenzen, mit Open-Access-Publikationen, transparentem Datenaustausch
und bedarsforientierter Prioritätensetzung. Max Klein sagt, was noch
passieren müsste: "Es bräuchte erstmal den politischen Willen, da
wirklich dranzugehen. Und was das Patentwesen selbst angeht: Es gibt
genügend Push- und Pull-Mechanismen, die man hier anwenden könnte, sei
es das Ausloben von Preisen für bestimmte Meilensteine in der
Forschung oder ähnliche Ansätze im zivilgesellschaftlichen Bereich.
Was wir auch sehr stark versuchen zu pushen, ist der Ansatz von
Delinkage, also zu sagen, man versucht den Produktpreis zu entkoppeln
von dem, was als Preis für die Forschung und Entwicklung angegeben
wird." Das könnte durch Vorabfinanzierungen oder
Produktentwicklungspartnerschaften realisiert werden. Wichtig ist, die
Medikamente unabhängig vom Marktprofit zu entwickeln. Denn wenn die
Marktexklusivität der Hauptanreiz für die Entwicklung neuer
Medikamente ist und nicht die Ausrottung vieler Krankheiten, wird die
Gesundheit und das Wohlergehen aller Menschen noch lange über 2030
hinaus eine Utopie bleiben.


Anmerkungen:

[1] https://www.bukopharma.de/index.php/de/

[2] https://www.brandeins.de/magazine/brand-eins-wirtschaftsmagazin/2007/spitzenkraefte/was-werbung-treibt-risiken-und-nebenwirkungen-des-pharma-marketings

[3] https://mezis.de/

[4] https://medicossinmarca.cl/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/pharmaindustrie-wenn-der-geldbeutel-ueber-die-gesundheit-bestimmt/
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MELDUNG/1047: Veröffentlichung der Corona-Warn-App (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung - 16. Juni 2020

Veröffentlichung der Corona-Warn-App



Die Corona-Warn-App ist da. Sie steht seit heute früh [Dienstag,
16.06.2020] zum kostenlosen Download im App Store von Apple bzw. im
Google Play Store zur Verfügung. Die App hilft, Infektionsketten
schneller und umfassender zu erkennen und effektiv zu unterbrechen.
Wenn jeder und jede Einzelne schnell über eine mögliche Infektion
durch Kontakt mit einem Infizierten informiert wird, kann sie oder er
schnell reagieren und sich und andere schützen. Die Familie, Freunde
und das gesamte Umfeld. Die App ist ein wichtiger Beitrag, um die
Covid19 Pandemie zu begrenzen. Die App ist kein Allheilmittel.
Weiterhin bleiben Abstandhalten, Einhalten der Hygieneregeln und das
Tragen der Alltagsmasken die wichtigsten Säulen der
Pandemiebekämpfung.

Die Corona-Warn-App nutzt die Bluetooth-Low-Energy-Technik, um den
Abstand und die Begegnungsdauer zwischen Personen zu messen, die die
App installiert haben. Die Mobilgeräte "merken" sich Begegnungen, wenn
die vom Robert-Koch-Institut (RKI) festgelegten Kriterien,
insbesondere zu Abstand und Zeit, erfüllt sind. Dann tauschen die
Geräte untereinander Zufallscodes aus. Werden Personen, die die App
nutzen, positiv auf das Coronavirus getestet, können sie freiwillig
andere Nutzer darüber informieren. Dann werden die Zufallscodes des
Infizierten allen Personen zur Verfügung gestellt, die die
Corona-Warn-App aktiv nutzen. Wenn die App installiert ist, prüft sie,
ob die Nutzerin/der Nutzer Corona-positiv getestete Personen getroffen
hat. Falls das der Fall ist, zeigt die App eine Warnung an. Absolute
Transparenz, hohe IT-Sicherheit sowie umfassender Datenschutz und
größtmögliche Barrierefreiheit sind wesentliche Merkmale der App. Der
Bundesregierung ist es wichtig, dass alle Bürger wissen: Die Nutzung
der App ist freiwillig.

Die "Corona-Warn-App" ist ein Projekt im Auftrag der Bundesregierung
und wird vom RKI herausgegeben. Basierend auf einer dezentralen
Softwarearchitektur, haben Deutsche Telekom und SAP die Anwendung
entwickelt. Die Fraunhofer-Gesellschaft und das Helmholtz-Zentrum
CISPA standen den Unternehmen dabei zur Seite. Auch der
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit und
das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik waren von
Beginn an an der Entwicklung der Corona-Warn-App beteiligt, sodass die
Anwendung die notwendigen Anforderungen an Datenschutz und
Datensicherheit gewährleistet. Erstmalig und in dieser Form auch
einmalig war die breite Beteiligung der Öffentlichkeit bei der
Entwicklung dieser App. Im Sinne einer maximalen Transparenz wurden
alle Bestandteile und Codes der App auf der OpenSource-Plattform
github veröffentlicht. Darüber hinaus wurde die Community auch zur
aktiven Gestaltung und Kritik an den Entwürfen eingeladen. Insgesamt
gab es hier bereits knapp eine halbe Million Views.

Im Rahmen einer Pressekonferenz wird die Bundesregierung vertreten
durch den Bundesminister für Gesundheit Jens Spahn, den Chef des
Bundeskanzleramtes, Helge Braun, den Bundesminister des Innern, für
Bau und Heimat, Horst Seehofer, die Bundesministerin der Justiz und
für Verbraucherschutz, Christine Lambrecht und die Beauftragte der
Bundesregierung für Digitalisierung, Dorothee Bär zusammen mit dem
Präsident des RKI, Lothar H. Wieler und dem CEO der Deutsche Telekom
AG, Timotheus Höttges und dem CTO der SAP SE, Jürgen Müller heute um
10:30 Uhr der Öffentlichkeit die Corona-Warn-App vorstellen. Die
Pressekonferenz wird als livestream, auch in Gebärdensprache, auf 
 www.bundesregierung.de [http://www.bundesregierung.de] übertragen.

 Weiterführende Informationen finden Sie überdies unter 

www.corona-warn-app.de [http://www.corona-warn-app.de].


Link zur Meldung im Webangebot: 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/veroeffentlichung-der-corona-warn-app-1760892

 * 

Quelle:

Veröffentlichung der Corona-Warn-App

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 16. Juni 2020
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Telefon: 03018 272 - 0, Telefax: 03018 272 - 2555

Internet: www.bundesregierung.de [http://www.bundesregierung.de]

Internet: www.bundeskanzlerin.de [http://www.bundeskanzlerin.de]

Internet: https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/flucht-und-asyl



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





MELDUNG/1046: Patientensicherheit während der Pandemie (Ärztekammer Niedersachsen)

ÄKN - Ärztekammer Niedersachsen - 17. Juni 2020

Dr. med. Johannes Herzog: "Die Sicherheit der Patientinnen und Patienten ist auch während der Pandemie mein oberstes Anliegen"



Lüneburg, 17. Juni 2020 (ÄKN) - Dr. med. Johannes Herzog, Vorsitzender
der Bezirksstelle Lüneburg der Ärztekammer Niedersachsen, wurde für
fünf Jahre im Amt bestätigt: Der Facharzt für Innere Medizin setzt
sich besonders für die Patientensicherheit ein.

Haben Sie als Patientin oder als Patient eine Beschwerde? Dann können
Sie sich an die örtliche Bezirksstelle der Ärztekammer Niedersachsen
(ÄKN) wenden: Die ÄKN vertritt als Organ der Selbstverwaltung
sämtliche im Bundesland ansässigen Ärztinnen und Ärzte. In der Region
wird sie durch ihre Bezirksstellen repräsentiert, denen immer ein
Ehrenamtler aus dem Kreise der ortsansässigen Ärzteschaft vorsteht.

Vorsitzende und Vorstände der Bezirksstellen werden alle fünf Jahre
neu gewählt: Die rund 2.935 Mitglieder der Bezirksstelle Lüneburg
bestätigten jetzt Dr. med. Johannes Herzog - seit 2010 als
Vorsitzender der Lüneburger Bezirksstelle tätig - im Amt. Der Facharzt
für Innere Medizin ist seit 1998 in einer internistischen
Gemeinschaftspraxis in Uelzen tätig. Ein besonderes Anliegen sind
Herzog jene moralischen Werte, denen sich die Ärzteschaft mit ihrem
Genfer Gelöbnis und gemäß der Berufsordnung verschrieben hat: "In
Zeiten von Corona kann dies zum Konflikt mit geltenden
Infektionsschutzverordnungen führen", räumt Herzog ein. Aber im
Zweifel gilt für ihn als Arzt: "Die Gesundheit und das Wohlergehen
meiner Patientin oder meines Patienten sind mein oberstes Anliegen."

Die Patientensicherheit zählt zu Herzogs Themenschwerpunkten sowohl
bei landesweiten Fortbildungsangeboten und seinem berufspolitischen
Engagement als auch als Vorsitzender der Lüneburger Bezirksstelle: So
bietet der Internist unter dem Motto "Aus Fehlern lernen" mehrmals
jährlich einen Qualitätszirkel an. "Denn trotz bester Ausbildung und
Absicht machen auch wir Ärztinnen und Ärzte Fehler", weiß Herzog. Der
regionale Gesprächskreis für Kolleginnen und Kollegen aus Praxen und
Krankenhäusern erörtere daher anonymisiert Fälle, bei denen etwas
schief gelaufen sei. "Meist entsteht aus diesen Geschehnissen
glücklicherweise kein Schaden für unsere Patienten", sagt Herzog.
"Aber wir können für die Zukunft davon lernen." Das gilt für den
Bezirksstellenvorsitzenden nicht zuletzt für erste Lehren aus der
COVID-19-Pandemie.

 * 

Quelle:

ÄKN - Ärztekammer Niedersachsen

Pressemitteilung vom 17. Juni 2020

Karl-Wiechert-Allee 18-22, 30625 Hannover
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MELDUNG/1045: Mehr Patientensicherheit durch sichere Dokumentation von Arzneimittelverordnungen (APS)

Aktionsbündnis Patientensicherheit - 15. Juni 2020

Mehr Patientensicherheit durch sichere Dokumentation von
Arzneimittelverordnungen - APS veröffentlicht Handlungsempfehlung für
"Gute Verordnungspraxis"



Berlin - Die Arzneimitteltherapie gehört zu den wichtigsten Bereichen
der medizinischen Versorgung. Gleichzeitig ist sie besonders anfällig
für Fehler: Geschätzte 250.000 Krankenhauseinweisungen jährlich sind
auf vermeidbare Medikationsfehler zurückzuführen.(*) Um für Patienten
und medizinisches Personal die Arzneimitteltherapiesicherheit zu
erhöhen, hat das Aktionsbündnis Patientensicherheit e.V. (APS) nun
eine Handlungsempfehlung "Gute Verordnungspraxis" herausgegeben.

Jede ärztliche Verordnung wird dokumentiert - zum Beispiel als
Verordnung auf einem Rezept oder durch eine Anordnung in einer
Patientenakte im Krankenhaus. Weiterbehandelnde Ärzte, Apotheker,
Pflegekräfte, aber auch die Patienten sollen der Verordnung entnehmen
können, welches Medikament wie lange, in welcher Dosierung und auf
welche Weise angewendet werden soll. Das setzt voraus, dass die
Dokumentation lesbar und unmissverständlich ist sowie alle für die
Interpretation notwendigen Informationen enthält. Bereits kleinste
Ungenauigkeiten können zu Missverständnissen führen und dafür sorgen,
dass eine Arzneimittelverordnung versehentlich unkorrekt ausgeführt
wird.

Das Aktionsbündnis Patientensicherheit e.V. (APS) hat nun eine
Handlungsempfehlung erarbeitet, die sektorenübergreifend
allgemeingültige Standards für die Dokumentation einer
Arzneimittelverordnung zusammenführt und so dazu beitragen soll, die
Arzneimitteltherapiesicherheit in Deutschland weiter zu verbessern.

"Fehler im Medikationsprozess kommen häufig vor und sind meistens
vermeidbar", betont Dr. Ruth Hecker, Vorsitzende des APS. Das sei auch
für das medizinische Personal belastend und könne dazu führen, dass
sich Ärzte oder Pflegekräfte bei aufgetretenen Patientenschäden
Vorwürfe machen. "Mit der neuen Handlungsempfehlung wollen wir nicht
nur die Sicherheit der Patienten stärken, sondern auch Institutionen,
Ärzten und medizinischem Personal eine Unterstützung an die Hand
geben, die ihnen hilft, die Dokumentationsqualität zu verbessern und
damit Missverständnisse und ungewollte Medikationsfehler zu
vermeiden", so Hecker.

Dass es überhaupt zu Missverständnissen bei der Umsetzung von
Verordnungen kommen kann, hat unterschiedliche Gründe: So kann die
Dokumentation der Arzneimitteltherapie missverständlich sein oder
Lücken aufweisen oder die Umsetzung durch Apotheker, Pflegepersonal
oder den Patienten selbst zu Fehlern führen. Für die aktuelle
Veröffentlichung haben die Experten des APS analysiert, wo häufige
Fehlerquellen in der Umsetzung von Verordnungen liegen, und unter
Berücksichtigung von internationalen Empfehlungen und nationalen
Quellen entsprechende Empfehlungen zur Sicherstellung einer
unmissverständlichen und vollständigen Dokumentation gegeben.

Zu den zentralen Punkten der Empfehlung gehören unter anderem
Anforderungen an die Lesbarkeit und Verständlichkeit, z. B. durch die
Vermeidung von Abkürzungen, sowie Hinweise zur vollständigen
Beschreibung des Arzneimittels selbst, der geplanten Anwendung und der
gewählten Dosierung einschließlich der erforderlichen Angaben bei
einer Bedarfsmedikation. Die Handlungsempfehlung des APS für Gute
Verordnungspraxis bezieht sich nicht auf Sonderfälle wie die
Verordnung von Betäubungsmitteln, den Off-Label-Use von Medikamenten
oder Verordnungen für spezielle Risikopatienten oder -situationen.
Angesprochen werden mit der Empfehlung Ärzte, Zahnärzte, Apotheker,
Pflegekräfte, medizinische Fachangestellte und insbesondere
Institutionen und Krankenhäuser, die beispielsweise Standards zur
Dokumentation der Arzneimitteltherapie für das eigene Haus erarbeiten.
Die Handlungsempfehlung liegt als Langfassung mit ergänzenden
Erläuterungen und Interpretationshilfen für den stationären und
ambulanten Sektor, als Kurzfassung sowie als Kitteltaschenformat vor.


(*)Quelle: 

Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP:

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/008/1900849.pdf

Handlungsempfehlung für "Gute Verordnungspraxis" in der
Arzneimitteltherapie: 

https://www.aps-ev.de/hempfehlungen/gute-verordnungspraxis-in-der-arzneimitteltherapie/


Weitere Informationen:

Die Erstellung dieser Empfehlung erfolgte durch eine Projektgruppe
bestehend aus Mitgliedern der AG AMTS des Aktionsbündnisses
Patientensicherheit e.V., einer multidisziplinären Arbeitsgruppe, die
allen an der Verbesserung der Patientensicherheit Interessierten
offensteht. Vom Medikationsprozess ausgehend wurden Empfehlungen aus
nationalen und internationalen Standards durch die Projektmitglieder
extrahiert, Teilschritten im Medikationsprozess zugeordnet,
Empfehlungen für die vorliegende Handlungsempfehlung konsentiert und
AG extern zur Diskussion gestellt. Eine detaillierte Beschreibung der
Vorgehensweise findet sich in den separaten Erläuterungen zu dieser
Handlungsempfehlung.


APS e.V. (Hrsg.) 2020:

Gute Verordnungspraxis in der Arzneimitteltherapie, Berlin

DOI: 10.21960/202002:L, 1. Auflage, Mai 2020

 * 

Über das Aktionsbündnis Patientensicherheit e.V. (APS):

Vertreter der Gesundheitsberufe, ihrer Verbände, der
Patientenorganisationen sowie aus Industrie und Wirtschaft haben sich
im Aktionsbündnis Patientensicherheit e. V. (APS) zusammengeschlossen,
um eine gemeinsame Plattform zur Verbesserung der Patientensicherheit
in Deutschland aufzubauen. Zusammen entscheiden und tragen sie die
Projekte und Initiativen des Vereins.

Das Aktionsbündnis Patientensicherheit e. V. (APS) wurde im April 2005
als gemeinnütziger Verein gegründet. Es setzt sich für eine sichere
Gesundheitsversorgung ein und widmet sich der Erforschung, Entwicklung
und Verbreitung dazu geeigneter Methoden.

Mehr Informationen finden Sie unter

www.aps-ev.de

 * 

Quelle:

Aktionsbündnis Patientensicherheit

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Am Zirkus 2, 10117 Berlin

Telefon: 030/36 42 816-0, Fax: 030/36 42 816-11

E-Mail: info@aps-ev.de

Internet: www.aps-ev.de
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POLITIK/2086: Chronisch entzündliche Darmerkrankungen - Versorgungsverträge von Bundesbehörde in Frage gestellt (BNG)

Berufsverband Niedergelassener Gastroenterologen Deutschland e.V. / Regionalverband Westfalen-Lippe - 15. Juni 2020

Bittere Pille

Bundesbehörde kippt CED-Verträge



(15.6.2020) Patienten mit chronisch entzündlichen Darmerkrankungen
sind auf eine adäquate Arzneimittelversorgung angewiesen, die ihnen
eine weitgehend normale Teilnahme am Alltagsleben ermöglicht.
Spezielle Versorgungsverträge haben bisher eine gute, den
medizinischen Anforderungen genügende und zugleich kosteneffiziente
Behandlung sichergestellt. Das Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS)
hat jetzt den Nutzen dieser bewährten Vereinbarungen zwischen Ärzten
und Krankenkassen in Frage gestellt.

Im Juli 2015 konnte in Westfalen-Lippe mit der Barmer Krankenkasse der
erste Selektivvertrag für Patienten mit einer chronisch entzündlichen
Darmerkrankung (CED) abgeschlossen werden. Ziel war es, die Behandlung
trotz knapper wirtschaftlicher Ressourcen zu optimieren. Der Vertrag
war eine wesentliche Grundlage zahlreicher weiterer regionaler als
auch überregionaler Vertragsabschlüsse. Letztlich konnten mit mehr als
50 weiteren Krankenkassen Vereinbarungen geschlossen werden. Die
behandelnden Ärzte verpflichteten sich zu einer leitliniengerechten
Behandlung mit modernen Arzneimitteln (Biologika). Auf dieser
Grundlage konnten die Krankenkassen Rabattverträge mit
Arzneimittelherstellern vereinbaren, die eine wirtschaftliche
Verordnungsweise ermöglichten.

"Nach fünf Jahren einer Erfolgsgeschichte hat das Bundesamt für
Soziale Sicherung die Vereinbarungen beanstandet. Nach
Rechtsauffassung der Behörde sind die Regularien durch
Regressandrohung und Verlagerung der Wirtschaftlichkeit auf den Arzt
zielführender, als eine gelebte gemeinschaftliche Kommunikation von
Ärzten und Krankenkassen", erklärt Dr. Ulrich Tappe vom Berufsverband
der niedergelassenen Magen-Darm-Ärzte (bng). Die Barmer hat jetzt
reagiert und die Verträge vorerst einmal gekündigt. Dr. Tappe: "Das
ist ein bitterer Schlag für die CED Versorgung in Deutschland!"

Leider werden nach Angaben von Dr. Tappe derzeit in Deutschland auch
zahlreiche andere Sonderversorgungsverträge für Patienten mit
chronischen Leiden gekündigt, weil sich die wirtschaftliche Situation
der Krankenkassen im Rahmen der Corona-Krise nicht gerade verbessert
hat. Ganz im Gegenteil: Durch die zunehmende Arbeitslosigkeit und die
hohen Kurzarbeiterzahlen fallen Beitragseinnahmen weg, welche die
Kassen zu verkraften haben. "Wir sind mit der Barmer in Gesprächen und
hoffen doch noch eine Anschlussvereinbarung zu erzielen. Aufgrund der
Corona-Diskussion wird dieses jedoch wahrscheinlich nicht kurzfristig
umsetzbar sein", so Dr. Tappe.


Quelle im Internet:

http://www.magen-darm-aerzte.de

 * 

Quelle:

Berufsverband Niedergelassener Gastroenterologen Deutschland e.V. - Regionalverband Westfalen-Lippe

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Holdergärten 13, 89081 Ulm

Telefon: 0700 / 704 27 18, Fax: 0731 / 705 47 11

Internet: www.bng-gastro.de
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STELLUNGNAHME/291: Gesetzesentwurf plant intensivpflegebedürftige Menschen in Pflegeheime abzuschieben (Selbsthilfe)

BAG SELBSTHILFE e.V. - Pressemitteilung vom 16. Juni 2020

IPReG: Gesetzesentwurf plant intensivpflegebedürftige Menschen in Pflegeheime abzuschieben - auch gegen ihren Willen 

BAG SELBSTHILFE fordert das Gesetzgebungsverfahren zum Intensivpflege
und Rehabilitationsstärkungsgesetz (IPReG) während der Covid-19
Pandemie auszusetzen sowie den verfassungs- und völkerrechtlich
umstrittenen Entwurf grundlegend zu überarbeiten



Düsseldorf, 16.6.200. Das in der aktuellen Form geplante IPReG-Gesetz
beschneidet nicht nur massiv das Selbstbestimmungs- und Wahlrecht von
Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen, es versetzt
die Betroffenen und ihre Familien, die sich für das Leben zu Hause
entschieden haben, in existentielle Ängste.

"Gerade die Vorgänge während der Covid-19-Pandemie zeigen, dass der
Aufenthalt in Pflegeheimen für Menschen mit Vorerkrankungen mit einer
extrem hohen Gefährdung für Leib und Leben einhergeht. Wer
Intensivpflege benötigt, gehört zur Risikogruppe und ist besonders
schutzbedürftig. Die Erfahrung zeigt, dass dieser Schutz in
Pflegeheimen nicht ausreichend gewährleistet werden kann. Anders ist
die hohe Sterberate während der Hochzeit der Pandemie nicht zu
erklären", macht Dr. Martin Danner, Bundegeschäftsführer der BAG
SELBSTHILFE deutlich.

Der aktuelle Gesetzesentwurft sieht vor, dass letztlich die
Krankenkassen - nach Einschätzung des Medinischen Dienstes - in einer
jährlichen Überprüfung entscheiden, ob die Versorgung in der
Häuslichkeit sichergestellt ist.

"Es wird den Betroffenen zugemutet, wiederkehrend über ihre Lebensform
und Lebensperspektive verhandeln zu müssen - immer mit dem Risiko,
dass sie nach Einschätzung des Medinischen Dienstes in ein Pflegeheim
umziehen müssen. Das ist unzumutbar", kritisiert Dr. Martin Danner.

Weil der Gesetzesentwurf sowohl die Rechte der Betroffenen aus Art.19
der UN-Behindertenrechtskonvention, seinen Wohnort frei wählen zu
können, wie auch der Schutz von Ehe und Familie (Art. 6) und die nach
Art. 2 und 1 verfassungsrechtlich garantierte Wahlfreiheit verletzt,
fordert die BAG SELBSTHILFE die Bundesregierung auf, das
Gesetzgebungsverfahren während der Pandemie auszusetzen und die Zeit
dazu zu nutzen, wissenschaftliche Daten zu den Folgen einer solchen
Umstellung für die Betroffenen in Auftrag zu geben. Denn die Risiken
für chronisch kranke Menschen sind nicht nur auf die Infektion mit dem
neuen Coronavirus beschränkt.

 * 
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AIDS/1097: Mitmachkampagne #wissenverdoppeln - HIV unter Therapie nicht übertragbar (DAH)

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 15. Juni 2020

Mitmachkampagne #wissenverdoppeln der Deutschen Aidshilfe erreicht




Etappenziel. Es gibt jedoch weiter große Wissenslücken und Vorurteile.
Dritte Kampagnenstaffel startet im Herbst.

Rund 18 Prozent der Menschen in Deutschland wissen mittlerweile, dass
HIV unter Therapie nicht mehr übertragbar ist. Das ergab eine
repräsentative Bevölkerungsumfrage im Auftrag der Deutschen Aidshilfe
mit über 1.000 telefonisch Befragten im April 2020.

Wissen verdoppelt

Die Mitmach-Kampagne #wissenverdoppeln der Deutschen Aidshilfe hat
damit ihr erstes Etappenziel erreicht. Seit Herbst 2017 hat sich das
Wissen bezüglich der Nicht-Übertragbarkeit nahezu verdoppelt. Damals
stimmten bei einer Befragung der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung (BZgA) gerade einmal 10 Prozent der wissenschaftlichen
Tatsache zu.

Sogar gut ein Drittel (34%) der Befragten weiß heute, dass
HIV-Medikamente auch die Übertragung von der Mutter auf das Kind bei
der Geburt verhindern. (2017 wurde danach noch gar nicht gefragt.)

Dazu sagt Sylvia Urban vom Vorstand der Deutschen Aidshilfe:

"Das ist eine großartige Nachricht: Mit vereinten Kräften ist es
gelungen, diese erleichternde Information vielen Menschen bekannt zu
machen. Die Aufklärung zur Nicht-Übertragbarkeit von HIV unter
Therapie stößt auf großes Interesse. Auf diesen Erfolg bauen wir nun
auf: Wir verdoppeln das Wissen, bis alle Bescheid wissen."

Weiterhin Wissenslücken und Vorurteile

Während das Wissen zugenommen hat, sind Berührungsängste gegenüber
Menschen mit HIV etwas zurückgegangen. Der Anteil der Menschen, die
kein Geschirr mit HIV-positiven Menschen teilen möchten, ist zum
Beispiel von 33% auf 24% gesunken.

Die Zahlen zeigen allerdings zugleich nach wie vor massive
Wissenslücken, Unsicherheiten und Vorurteile bezüglich HIV. Denn im
Alltag gibt es überhaupt kein Übertragungsrisiko - unabhängig von
einer Therapie. Trotzdem scheuen 23% Befragten sogar die gemeinsame
Nutzung von Sportgeräten im Fitnessstudio, 21% möchten nicht dieselbe
Toilette nutzen wie Menschen mit HIV. Nur die Hälfte der befragten
Menschen (48%) würden eine HIV-positive Person küssen, die ihnen
sympathisch ist.

Unterm Strich möchten drei von zehn Befragten mit dem Thema HIV lieber
nicht in Berührung kommen. Und unverändert zu 2017 meint ungefähr die
Hälfte der Befragten, dass über Menschen mit HIV im Allgemeinen eher
schlecht gesprochen wird.

DAH-Vorstand Sylvia Urban:

"Beim Kampf gegen Ignoranz und Diskriminierung bohren wir ein
dickes Brett. Dabei gilt es immer wieder zu vermitteln: HIV ist im
Alltag sowieso nicht übertragbar, unter Therapie nicht einmal beim
Sex. Wir sind auf dem Weg zu einem entspannten Umgang zwischen
HIV-positiven und negativen Menschen im Alltag. Nichts anderes als ein
ganz selbstverständliches Zusammenleben ist angemessen."

Wissen verdoppeln heißt Ängste verringern

Das Wissen von der Nicht-Übertragbarkeit verringert dabei Ängste vor
HIV-positiven Menschen und damit Ablehnung und Diskriminierung. Ein
offenes Klima mit immer weniger Angst fördert zugleich Kommunikation
über HIV - und erleichtert damit den Schutz sowie den Gang zum
HIV-Test. Der ist wiederum Voraussetzung für eine Therapie.

Neben der Hauptbotschaft vermittelt die Kampagne #wissenverdoppeln
anhand von spannenden Lebensgeschichten außerdem die drastischen
Veränderungen der letzten 25 Jahre: Menschen mit HIV können heute alt
werden und in jeder Hinsicht leben wie alle anderen. Auch dieses
Wissen trägt zur Entspannung bei.

Im Herbst geht die Kampagne in die dritte Runde.

Wissenschaftliche Tatsache

Dass HIV unter Therapie nicht übertragbar ist, beweisen mittlerweile
mehrere große Studien. Beobachtet wurden Tausende gemischt
HIV-positiv-negative Paare, die über 100.000 Male auf Kondome
verzichteten, ohne dass es zu einer Übertragung kam.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 
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DEMENZ/492: Neuer Hinweis auf Zusammenhang zwischen Alzheimer und Diabetes (FZ Jülich)

Forschungszentrum Jülich - 16. Juni 2020

Neuer Hinweis auf Zusammenhang zwischen Alzheimer und Diabetes

Hochaufgelöstes 3D-Modell zeigt starke Ähnlichkeit im Aufbau der Fibrillen



Jülich / Düsseldorf, 16. Juni 2020 - Krankhaft verklumpte Eiweiße sind
für eine ganze Reihe von Erkrankungen charakteristisch. Dazu zählen
unter anderem Alzheimer, Parkinson und der verbreitete Typ-2-Diabetes.
Wissenschaftler des Forschungszentrums Jülich, der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf und der Universität Maastricht
haben mittels Kryo-Elektronenmikroskopie nun erstmals ein scharfes
Bild davon erhalten, wie sich einzelne Moleküle in den Proteinfäden
anordnen, aus denen die Diabetes-typischen Ablagerungen bestehen. Die
Struktur der Fasern in den sogenannten Fibrillen erinnert stark an die
von Alzheimer-Fibrillen. Das Ergebnis steht im Einklang mit weiteren
Gemeinsamkeiten, die Forscher in den letzten Jahren herausgefunden
haben.

Bereits vor etwa 120 Jahren entdeckte der US-amerikanische Arzt Eugene
Lindsay Opie in der Bauchspeicheldrüse von Patienten mit
Typ-2-Diabetes auffällige Eiweißablagerungen, ähnlich wie sie auch im
Gehirn bei zahlreichen neurodegenerativen Krankheiten zu finden sind.
Typ-2-Diabetes ist eine der am weitesten verbreiteten
Volkskrankheiten, und auch unter dem Begriff "Alterszucker" bekannt.
Die Ablagerungen, genannt "Insel-Amyloid", enthalten winzige
Eiweißfäden. Diese werden auch als Fibrillen bezeichnet. Bei Diabetes
bestehen sie aus dem Peptidhormon IAPP. In der Bauchspeicheldrüse
tragen sie zum Absterben und zur Fehlfunktion der sogenannten
Beta-Zellen bei, die für die Insulinproduktion zuständig sind. Das
Hormon spielt bei der Senkung des Blutzuckers eine wichtige Rolle.

"Diese Amyloid-Fibrillen werden seit vielen Jahren intensiv erforscht.
Lange Zeit konnte man aber nur auf sehr niedrig aufgelöste Strukturen
zurückgreifen", erklärt Gunnar Schröder vom Forschungszentrums Jülich
und der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. 2017 hat er gemeinsam
mit Partnern und Kollegen eines der ersten atomgenauen 3D-Modelle
einer solchen Fibrille überhaupt vorgestellt: in diesem Fall einer
Alzheimer-Fibrille, die aus dem Peptid Amyloid-beta (Abeta) besteht.

"Nun haben wir zum ersten Mal eine IAPP-Fibrille, wie sie für Diabetes
typisch ist, in vergleichbarer Auflösung in 3D rekonstruiert", so
Gunnar Schröder. Die erzielte Auflösung von 4 Angström, oder 0,4
Nanometer liegt in der Größenordnung von Atomradien und
Atombindungslängen. Neben weiteren Details wird so erstmals die genaue
Anordnung der Moleküle in den Fibrillen sichtbar. Das Modell zeigt,
wie sich einzelne IAPP-Moleküle zu Fasern mit einem S-förmigen
Querschnitt übereinander schichten. Die Struktur ähnelt der S-förmigen
Faltung in Abeta-Fibrillen, die für Alzheimer typisch sind.

"Die Ähnlichkeit ist interessant. Zwischen Alzheimer und Diabetes gibt
es einen epidemiologischen Zusammenhang: Alzheimer-Patienten haben ein
größeres Risiko an Diabetes zu erkranken und umgekehrt", erläutert
Wolfgang Hoyer, der ebenfalls an der Heinrich-Heine-Universität
Düsseldorf und am Forschungszentrum Jülich forscht. Daneben gibt es
weitere Verbindungen. So haben Wissenschaftler in den
Amyloid-Ablagerungen von Alzheimer-Patienten bereits kleine
Beimischungen von "fremden" Diabetes-typischen IAPP-Peptiden
nachgewiesen. Zudem wachsen nach Zugabe von Fibrillen der jeweils
einen Art vermehrt auch Ablagerungen der anderen Art, wie Forscher in
Versuchen mit Mäusen herausgefunden haben.

Mit dem neuen, hochaufgelösten Fibrillen-Modell gibt es nun eine neue
Basis, um die Bildung der Fibrillen bei Diabetes besser zu verstehen
und Medikamente zu entwickeln, die direkt an der Ursache der
Erkrankung ansetzen. "Es lassen sich nun beispielsweise ganz gezielt
Inhibitoren entwickeln, die die Ausbildung dieser Fibrillen
unterdrücken", erklärt Wolfgang Hoyer. Schon seit einigen Jahren
forscht er an entsprechenden neuartigen Bindeproteinen. Diese
verhindern, dass sich einzelne Moleküle zu Amyloid verbinden, und so
möglicherweise den Ausbruch von Diabetes, Alzheimer und Parkinson
verzögern oder sogar aufhalten können. Ein anderer Ansatz sei die
Entwicklung von Ersatzstoffen für das Peptid IAPP, die nicht zur
Fibrillenbildung neigen. IAPP übernimmt unter anderem die Funktion
eines Sättigungshormons im Körper. Die Ersatzstoffe sind daher nicht
nur für die Therapie von Typ-2-Diabetes, sondern auch zur Behandlung
verschiedener weiterer Erkrankungen wie Typ-1-Diabetes und krankhafte
Fettleibigkeit interessant.


Pressemitteilung mit weiteren Infos und Bildmaterial unter 

https://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2020/2020-06-15-iapp-fibril.html


Originalpublikation:

Cryo-EM structure of islet amyloid polypeptide fibrils reveals similarities with amyloid-β fibrils

Christine Röder, Tatsiana Kupreichyk, Lothar Gremer, Luisa U. Schäfer, Karunakar R. Pothula, Raimond B. G. Ravelli, Dieter Willbold, Wolfgang Hoyer, Gunnar F. Schröder

Nature Structural & Molecular Biology (published online 15 June 2020)

DOI: 10.1038/s41594-020-0442-4
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EPIDEMIE/199: Pandemiebewältigung setzt gute Zusammenarbeit von Ärzten voraus (Ärztekammer Niedersachsen)

ÄKN - Ärztekammer Niedersachsen - 17. Juni 2020

Dr. med. Thomas Buck: "Ohne die Zusammenarbeit von
Niedergelassenen, den Kolleginnen und Kollegen aus den Krankenhäusern
und dem Öffentlichen Gesundheitsdienst wäre eine Pandemie nicht
beherrschbar"



Hannover, 17. Juni 2020 (ÄKN) - Dr. med. Thomas Buck, der neue
Vorsitzende der Bezirksstelle Hannover, folgt nach zehn Jahren
Mitarbeit im Bezirksvorstand Dr. med. Cornelia Goesmann im Amt. Der
Facharzt für Kinder- und Jugendmedizin setzt sich besonders für den
Zusammenhalt der Ärzteschaft ein.

Die Ärztekammer Niedersachsen (ÄKN) vertritt als Organ der
Selbstverwaltung sämtliche im Bundesland ansässigen Ärztinnen und
Ärzte. In der Region wird sie durch ihre Bezirksstellen repräsentiert,
denen immer ein Ehrenamtler aus dem Kreise der ortsansässigen
Ärzteschaft vorsteht. Vorsitzende und Vorstände der Bezirksstellen
werden alle fünf Jahre neu gewählt.

In der Bezirksstelle Hannover - mit ihren rund 11.000 Mitgliedern die
größte ÄKN-Bezirksstelle Niedersachsens - wurde jetzt Dr. med. Thomas
Buck in einer Friedenswahl zum neuen Vorsitzenden gewählt. Der
Facharzt für Kinder- und Jugendmedizin mit den zusätzlichen
Weiterbildungen Allergologie und Kinder-Pneumologie gehörte zuvor
bereits zehn Jahre lang dem Bezirksvorstand an - zuletzt in der
Funktion des stellvertretenden Vorsitzenden. Buck ist außerdem
Mitglied im ÄKN-Landesvorstand, im Bezirksausschuss der
Kassenärztlichen Vereinigung Niedersachsen in Hannover sowie Obmann
der Kinder- und Jugendärzte. Im Amt des Bezirksstellenvorsitzenden
folgt Buck auf Dr. med. Cornelia Goesmann, die sich nach 30 Jahren
Mitarbeit in den Gremien von Landes- und Bundesärztekammer entschieden
hatte, einer jüngeren Nachfolge Platz zu machen und nicht mehr zu
kandidieren.

Buck, der als Facharzt für Kinder- und Jugendmedizin seit 2002 in
eigener Praxis in Hannover-Misburg niedergelassen ist, legt besonderen
Wert auf den ärztlichen Zusammenhalt. "Ohne eine hochprofessionelle
und kollegiale Zusammenarbeit zwischen Haus- und Kinderärzten,
niedergelassenen und Krankenhausärzten und den Kolleginnen und
Kollegen im Öffentlichen Gesundheitsdienst wäre eine Pandemie nie
beherrschbar gewesen", sagt Buck. "Das außerordentliche Engagement,
das viele von uns gezeigt haben, sollte uns auch im Auftreten der
Politik und der Gesellschaft gegenüber selbstbewusst machen." Für
viele Ärztinnen und Ärzte ist eine ehrenamtliche Tätigkeit
selbstverständlich. Aus der Gesellschaft für die Gesellschaft. Buck
engagiert sich zum Beispiel ehrenamtlich für Kinder mit Behinderungen
und in der Hospizarbeit. Außerdem unterstützt er seit vielen Jahren
die Ausbildung junger Kolleginnen und Kollegen - etwa über eine
Verbundweiterbildung mit dem Kinder und Jugendkrankenhaus Auf der
Bult. Das fördere über die verschiedenen Versorgungssektoren die
kollegiale Zusammenarbeit: "Nur so kann die Zukunft des ärztlichen
Berufs aussehen", sagt Buck. "Denn wir haben einen wunderbaren Beruf -
trotz aller bürokratischer Hürden und Auflagen."

 * 

Quelle:
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REISEMEDIZIN/121: Sichere Fahrt in die Ferien - Verbandkasten auf Checkliste vor Urlaubsstart (BVMed)

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 16. Juni 2020

Sichere Fahrt in die Ferien: Verbandkasten auf Checkliste vor Urlaubsstart



Berlin | Fern- und Flugreisen sind in Zeiten von Corona für viele
Bundesbürger kein Thema. Bei der Urlaubsplanung rücken das eigene Auto
oder Motorrad als Transportmittel der Wahl wieder in den Vordergrund.
Mit dem Beginn der Urlaubszeit erinnert der Bundesverband
Medizintechnologie, BVMed, deshalb daran, den Kfz-Verbandkasten mit
auf die Checkliste zu nehmen: Ist ein vollständiger Verbandkasten an
Bord? Auch ein Blick auf das Verfalldatum der steril verpackten
Inhaltsteile gehört dazu - und ein Austausch, falls das Datum bereits
überschritten ist. Nicht zuletzt dürfen genormte Warnwesten für alle
Mitreisenden nicht fehlen, um gut und sicher ausgestattet zu sein.
Ebenso wie der Verbandkasten sollten sie griffbereit im Koffer- oder
Fußraum verstaut sein.

Hand aufs Herz: Wann haben Sie zum letzten Mal einen Blick in Ihren
Kfz-Verbandkasten geworfen? Dabei kann theoretisch jeder
Verkehrsteilnehmer von einer Sekunde auf die nächste in die Situation
kommen, Erste Hilfe leisten zu müssen. Bis das Rettungspersonal
eintrifft, können der schnelle Griff zum Verbandkasten und das
richtige Verhalten am Unfallort Leben retten. Zur bestmöglichen
Erstversorgung hält ein vollständig ausgestatteter Pkw- oder
Motorrad-Verbandkasten alle Materialien bereit.

Gerade vor dem Beginn der verkehrsreichen Urlaubszeit empfiehlt der
BVMed deshalb einen ausführlichen Check: Sind alle laut DIN-Norm 13164
vorgeschriebenen Inhaltsteile enthalten? Seit der Anpassung dieser
Norm an die neuesten notfallmedizinischen Erkenntnisse vor sechs
Jahren gehören auch ein 14-teiliges-Pflasterset, ein Verbandpäckchen
speziell für Kinder sowie zwei Hautreinigungstücher zum Inhalt.
Außerdem wichtig: das Verfalldatum von steril verpackten Kompressen
und anderen sterilen Inhaltsteilen. Deren Verpackung kann auf Dauer
durch starke Temperaturschwankungen beeinträchtigt werden. Wenn das
aufgedruckte Datum überschritten ist, kann die Sterilität der
Kompressen oder Verbände nicht mehr gewährleistet werden und die
Herstellergarantie verfällt. Inhaltsteile mit abgelaufenem
Verfalldatum sollten daher unbedingt ersetzt werden.

Auch genormte Warnwesten (DIN EN 471 oder EN ISO 20471:2013) müssen in
Deutschland laut gesetzlicher Vorgabe an Bord sein. Vorgesehen ist
dabei eine Weste pro Fahrzeug - der BVMed rät jedoch gerade bei
Urlaubsfahrten oder Familienausflügen, für jeden Mitfahrer an Bord
eine Weste einzuplanen. Für Kinder und Jugendliche gibt es Warnwesten
in kleineren Größen.

Wer erst im Urlaubsland ein Fahrzeug mietet, ist ebenfalls gut
beraten, wenn ein eigener Verbandkasten nach aktuellem Standard
mitreist. Mietfahrzeuge sind längst nicht überall auf der Welt mit dem
mobilen Ersthilfeset ausgestattet. Zudem gelten unterschiedliche
gesetzliche Regelungen zur Mitführungspflicht. Beim Beladen des
Fahrzeugs empfiehlt der BVMed, Verbandkasten und Warnwesten
keinesfalls unter dem Gepäck zu verstauen, sondern jederzeit
griffbereit in den Koffer- oder Fußraum zu packen.

Neben der Verantwortung für sich und andere sind die rechtlichen
Bestimmungen in Deutschland eindeutig: Wer Verbandkasten und Weste bei
der Hauptuntersuchung nicht vorweisen kann, riskiert laut ADAC einen
sogenannten geringen Mangel. Bei einer Verkehrskontrolle kann außerdem
ein Verwarnungsgeld fällig werden.

Aber auch nicht nur auf Autofahrten, sondern auch im Haushalt, bei der
Gartenarbeit, im Sport oder bei Freizeitaktivitäten kann sich das
mobile Ersthilfeset als kompakter und willkommener Begleiter erweisen:
Kleinere Blessuren wie Prellungen, Schnittverletzungen oder Stiche
lassen sich damit ebenfalls bestmöglich erstversorgen.


14-teiliges Pflasterset bestehend aus:

4 Wundschnellverbände DIN 13019, 10 cm x 6 cm

2 Fingerkuppenverbände

2 Fingerverbände, 12 cm x 2 cm

2 Pflasterstrips, 1,9 cm x 7,2 cm

4 Pflasterstrips, 2,5 cm x 7,2 cm

2 Hautreinigungstücher (nicht für offene Wunden)

1 Verbandpäckchen DIN 13151, 6 cm x 8 cm

2 Verbandpäckchen DIN 13151, 8 cm x 10 cm

1 Verbandpäckchen DIN 13151, 10 cm x 12 cm

1 Verbandtuch DIN 13152 (für Brandwunden), 40 cm x 60 cm

1 Verbandtuch DIN 13152, 60 cm x 80 cm

6 Wundkompressen, 10 cm x 10 cm

2 Fixierbinden DIN 61634, 6 cm x 4 m

3 Fixierbinden DIN 61634, 8 cm x 4 m

2 Dreiecktücher DIN 13168

1 Rettungsdecke, Mindestmaße 210 cm x 160 cm

1 Schere DIN 58279

4 Einmalhandschuhe DIN EN 455

1 Erste-Hilfe-Broschüre

1 Inhaltsverzeichnis

 * 

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

 * 

Quelle:
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RHEUMA/309: Berufstätig mit Rheuma? Rehabilitation und Umgestaltung des Arbeitsplatzes (DGRH)

Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie - 16. Juni 2020

Berufstätig mit Rheuma? 

Rehabilitation und Umgestaltung des Arbeitsplatzes können Verrentung vermeiden

Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e. V. (DGRh) neues Mitglied
der Initiative RheumaPreis



Berlin - Trotz heute verfügbarer Medikamente, die die Zerstörung der
Gelenke häufig stoppen können, erhält immer noch ein beträchtlicher
Anteil aller Menschen mit Gelenkrheuma innerhalb von zehn Jahren eine
Erwerbsminderungsrente. Eine rechtzeitige Reha-Behandlung könnte dies
nach Einschätzung der Deutschen Gesellschaft für Rheumatologie e.V.
(DGRh) oftmals ebenso verhindern wie eine Umgestaltung am
Arbeitsplatz. Die Fachgesellschaft unterstützt daher seit diesem Jahr
die Initiative RheumaPreis, die jedes Jahr Arbeitnehmende und deren
Arbeitgebende auszeichnet, die sich gemeinsam für eine weitere
Berufstätigkeit trotz Erkrankung einsetzen.

In Deutschland leiden 0,8 Prozent der Erwachsenen an einer
rheumatoiden Arthritis, wie Ärzte das entzündliche Gelenkrheuma
bezeichnen. Ebenso häufig ist die ankylosierende Spondylitis, auch
Morbus Bechterew genannt. Beide Erkrankungen können gut behandelt
werden. "Im optimalen Fall können die Patienten bis zum Rentenalter
berufstätig bleiben", erklärt DGRh-Präsident Professor Dr. med.
Hendrik Schulze-Koops von der LMU München.

Im individuellen Fall lässt sich das aber nicht voraussagen. Noch
immer müssen zu viele Patienten ihren Beruf frühzeitig aufgeben. Bei
der rheumatoiden Arthritis ist dies bei bis zu 5 Prozent der
Betroffenen bereits in den ersten zwei Jahren nach der Diagnose der
Fall. Bei der ankylosierenden Spondylitis bleibt die Berufsfähigkeit
länger erhalten. Die Erkrankung beginnt allerdings bereits im früheren
Erwachsenenalter. "Bei mehr als der Hälfte der Patienten kommt es im
Verlauf der Erkrankung zu relevanten Einschränkungen bei der
beruflichen Teilhabe", sagt Professor Dr. med. Dirk Meyer-Olson,
Sprecher der Kommission Rehabilitation, Physikalische Therapie und
Sozialmedizin der DGRh. Moderne Medikamente, sogenannte Biologika oder
Signaltransduktionsinhibitoren, können die Schäden an den Gelenken oft
verhindern und das Voranschreiten begrenzen. "Die Einschränkungen der
Arbeitsproduktivität sind in den letzten Jahren deutlich
zurückgegangen", sagt Meyer-Olsen: "Wir müssen aber erkennen, dass wir
die berufliche Teilhabe nicht bei allen Patienten mit Medikamenten
allein erhalten können."

Eine weitere Möglichkeit, die Erwerbsfähigkeit zu erhalten, besteht
dann in einer Reha-Behandlung. "Die medizinische, berufliche und
soziale Rehabilitation ist in Deutschland fest im
Sozialversicherungssystem verankert", sagt Schulze-Koops: "Sie bietet
insbesondere Menschen mit rheumatischen Erkrankungen gute Chancen, die
berufliche Teilhabe so lange wie möglich zu erhalten." Die DGRh hat
zuletzt 2015 in ihrem Positionspapier "Treat to Participation"
wichtige Eckpunkte zum Stellenwert der rheumatologischen
Rehabilitation in Deutschland formuliert. "Hier sind alle
Rheumatologen aufgefordert, zu erkennen, wann der Zeitpunkt für eine
Reha-Behandlung bei einem Patienten gekommen ist", sind sich
Schulze-Koops und Meyer-Olsen einig. "Die Initiative zur
Reha-Behandlung sollte nicht allein vom Patienten oder Hausarzt
ausgehen."

Eine Reha-Behandlung kann, auch wenn sie erfolgreich verläuft, oftmals
nicht alle Hindernisse beseitigen, die Menschen mit Rheuma daran
hindern, ihren Arbeitsplatz zu erhalten. "Viele Betroffene stoßen bei
Arbeitgebern, aber auch bei Kollegen auf Hürden und Unverständnis,
wenn sie ihre berufliche Tätigkeit fortsetzen wollen", berichtet
Professor Dr. med. Matthias Schneider vom Universitätsklinikum
Düsseldorf. Im beruflichen Umfeld sind deshalb kreative Lösungen
gefordert, um den Arbeitsplatz von Menschen mit Rheuma zu erhalten.
Der RheumaPreis, den eine von Professor Schneider mitbegründete
Initiative jedes Jahr verleiht, zeigt an den Beispielen der
Preisträger, dass ein partnerschaftlicher, offener Umgang von Kollegen
und Vorgesetzten mit der Situation zu erfolgreichen Lösungen führen
kann. Der mit insgesamt 3.000 Euro dotierte Preis wird jährlich an bis
zu drei Arbeitnehmende mit Rheuma sowie ihre Arbeitgeber vergeben.
"Wir freuen uns deshalb, dass die Deutsche Gesellschaft für
Rheumatologie ab diesem Jahr Partner der Initiative RheumaPreis
geworden ist", sagt Schneider. Fachärztliche Behandlung, rechtzeitige
Rehabilitation und die Integration der Patienten ins Arbeitsleben
bieten zusammen die beste Möglichkeit, die Lebensqualität von
Rheuma-Patienten zu erhalten.


Quellen:
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AUSLAND/9440: Aus aller Welt - 18.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



US-Sanktionen gegen China - Beijing droht mit harter Antwort

Nach Inkrafttreten eines US-Gesetzes, das Strafmaßnahmen gegen China
wegen des Vorgehens gegen die muslimische Minderheit der Uiguren
vorsieht, droht die chinesische Regierung mit einer harten Antwort.
Das Außenministerium in Beijing sprach von einer Einmischung in die
inneren Angelegenheiten der Volksrepublik und forderte die
US-Regierung zur Zurücknahme des Gesetzes auf, das absichtlich den
Zustand der Menschenrechte im chinesischen Autonomen Gebiet Xinjiang
verleumde.

18. Juni 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9440: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mord im Tiergarten - Bundesanwaltschaft erhebt Anklage

Die Bundesanwaltschaft hat zehn Monate nach dem Mord an einen
Georgier Anklage gegen einen russischen Staatsangehörigen erhoben.
Sie geht davon aus, daß es sich bei der Tat um einen staatlichen
Tötungsauftrag der russischen Regierung handelte. Hintergrund des
Auftrags sei die Gegnerschaft des späteren Opfers zum russischen
Zentralstaat, zu den Regierungen seiner Autonomen Teilrepubliken
Tschetschenien und Inguschetien sowie zu der prorussischen Regierung
Georgiens gewesen, teilte die Bundesanwaltschaft mit. Ein
Fahrradfahrer hatte den Georgier tschetschenischer Abstammung im
August 2019 im Berliner Tiergarten hinterrücks erschossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9437: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Türkische Kriegsschiffe zielen auf französische Fregatte

Das französische Verteidigungsministerium kritisiert das Verhalten
türkischer Kriegsschiffe im Mittelmeer. Eine französische Fregatte
sei während eines NATO-Einsatzes zur Überwachung des Waffenembargos
gegen Libyen drei Mal von türkischen Schiffen mit dem
Zielverfolgungsradar angestrahlt worden, teilte das Ministerium in
Paris mit. Demnach hatten sich türkische Kriegsschiffe der Fregatte
genähert, als diese ein verdächtiges Frachtschiff inspizierte.
Bereits in der vergangenen Woche hatten drei türkische Kriegsschiffe
verhindert, daß ein Frachter von einer griechischen Fregatte
kontrolliert werden konnte, die im Rahmen der EU-Marinemission
"Irini" im Einsatz war. Der Frachter konnte ohne Kontrolle den
libyschen Hafen Misrata anlaufen. Frankreich wirft der Türkei vor,
das UN-Embargo gegen Waffenlieferungen an Libyen zu verletzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9439: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bundestag befaßt sich mit Gesetz gegen Haßkriminalität im Internet

Das geplante Gesetz zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Haß im
Netz wird nach Angaben von Bundesjustizministerin Christine Lambrecht
eine schnellere Strafverfolgung möglich machen. Sehr viele Menschen
würden sich durch Haßkommentare, durch Hetze im Internet
zurückziehen, sagte die SPD-Politikerin im ZDF-Morgenmagazin. Es
dürfe nicht sein, daß diejenigen, die sich für eine bunte
Gesellschaft einsetzen, mundtot gemacht werden. Der Bundestag
entscheidet am Donnerstagnachmittag über die Neuregelung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9437: Tragisches und Kurioses - 18.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Reptilien-Ei aus der Kreidezeit in der Antarktis gefunden

Ein von chilenischen Wissenschaftlern 2011 in der Antarktis
entdecktes Fossil wurde als weichschaliges Ei identifiziert. Forscher
der University of Texas in Austin vermuten, daß es von einem großen
Meeresreptil stammt. Aufgrund der Größe und da sich kein Skelett im
Inneren befand, war US-Paläontologin Julia Clarke vor zwei Jahren
erstmals auf die Idee gekommen, daß es sich bei dem etwa 66 Millionen
Jahre alten Fundstück um ein Ei handeln könnte. Eine chemische
Analyse bestätigte nun die Annahme. Die texanische Forschungsgruppe
berichtet im Fachmagazin Nature über ihre Studienergebnisse.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8522: Aus Forschung und Technik - 18.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kleiner US-Militärsatellit von der ISS gestartet

Im Auftrag des US-Verteidigungsministeriums haben NASA-Astronauten
den militärischen Kleinsatelliten Red-Eye-2 von der Internationalen
Raumstation ISS in eine Erdumlaufbahn gebracht. Der 100 Kilogramm
schwere Satellit wurde mit Hilfe des Roboterarms Canadarm2 aus dem
japanischen Modul Kibo gestartet. Red-Eye-2 wurde von der Defense
Advanced Research Projects Agency (DARPA) in Arlington (Virginia) zur
Überprüfung neuer Mikrosatellitentechnologien entwickelt. Der erste
Red-Eye-Satellit war im Juni 2019 ausgesetzt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8536: Aus aller Welt - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Viele NGOs halten Überprüfung durch griechische Regierung nicht stand

In den Flüchtlingslagern auf den griechischen Inseln und auf dem
Festland werden künftig nur noch 18 von derzeit 40
Nichtregierungsorganisationen zugelassen sein. Die NGOs waren
aufgefordert worden, sich bis Mitte dieser Woche registrieren und
überprüfen zu lassen. Nach Angaben des Ministeriums für Migration und
Asyl hatten 137 Organisationen die Registrierung beantragt. Von
diesen erreichten 70 eine zweite Evaluierungsphase. Zuletzt wurden 22
in den Lagern tätige Organisationen ausgeschlossen, weil sie die
Frist verstreichen ließen. Der konservativen Regierung in Athen geht
es bei dem neuen Rechtsrahmen laut eigener Darstellung darum, Licht
in den NGO-Sektor zu bringen. Viele NGOs kritisierten die Maßnahmen
in einem offenen Brief. Demnach waren ihnen im
Registrierungsverfahren bürokratische Hindernisse in den Weg gelegt
worden. Auf Grundlage des neuen Gesetzes kann den NGOs der Zugang zu
den Lagern, zu den Flüchtlingen außerhalb der Lager und zu
Fördergeldern verwehrt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8488: Medizin und Gesundheitswesen - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Darmspiegelungen mit erhöhtem Infektionsrisiko

Spiegelungen des Magen-Darm-Traktes stellen eine von vielen Ärzten
bevorzugte Methode in der Krebsvorsorge dar. Ihre Aussagekraft gilt
als hoch und das Infektionsrisiko wird als gering eingestuft.
Zumindest letzteres scheint ein Irrtum zu sein. Im Anschluß an
Spiegelungen soll es beim Magen-Darm-Trakt häufiger zu schweren
Infektionen kommen. Zu diesem Ergebnis gelangt zumindest eine Analyse
von Versichertendaten aus sechs US-Staaten, die Susan Hutfless von
Johns Hopkins Medicine in Baltimore und Mitarbeiter durchgeführt
hatten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8524: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Moskau soll für Auftragsmord in Berlin verantwortlich sein

Im August letzten Jahres wurde im Kleinen Tiergarten in Berlin ein
40jähriger Georgier tschetschenischer Herkunft erschossen. Der
mutmaßliche Täter, ein russischer Staatsbürger, wurde am selben Tag
festgenommen. Die Bundesanwaltschaft zog die Ermittlungen im Dezember
an sich und erwirkte im Februar einen eigenen Haftbefehl gegen den
Verdächtigen. Zur Anklageerhebung vor dem Berliner Kammergericht
teilte die Staatsanwaltschaft am Donnerstag mit, staatliche Stellen
der Zentralregierung der Russischen Föderation hätten dem Angeklagten
den Liquidierungsauftrag erteilt. Hintergrund sei die Gegnerschaft
des späteren Opfers zum russischen Zentralstaat, zu den Regierungen
seiner Autonomen Teilrepubliken Tschetschenien und Inguschetien sowie
zu der pro-russischen Regierung Georgiens gewesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8446: Sprache, Kunst und Medium - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutschlands erste Taschenbücher erschienen 1950

Genau vor 70 Jahren startete der in Reinbek bei Hamburg ansässige
Rowohlt Verlag mit Hans Falladas Roman "Kleiner Mann - was nun?" seine
erste Taschenbuchreihe.

Das neue Format sollte unaufwendig hergestellt, preiswert und ein
Massenprodukt werden. Dennoch wurde auf hohe literarische Qualität
gesetzt. Für damals 1,50 DM erschienen gleich zum Start neben Fallada
die Titel "Am Abgrund des Lebens" von Graham Greene, "Das
Dschungelbuch" von Rudyard Kipling sowie Kurt Tucholskys "Schloß
Gripsholm".

Jeder der Romane wurde mit einer Auflage von 50.000 Exemplaren auf den
Markt gebracht. Nach einem zunächst etwas schleppenden Beginn wurden
Taschenbücher allmählich immer beliebter, so daß auch die anderen
großen Buchverlage mit eigenen Reihen in diesem Format nachzogen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8513: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Anpassung des Abschreckungs- und Verteidigungsdispositivs der NATO

Der NATO-Generalsekretär Stoltenberg hat am Mittwochabend nach
Beratungen mit den Verteidigungsministern der Allianz die Ausweitung
der nuklearen Abschreckungsfähigkeiten gegenüber Rußland als Antwort
auf dessen Stationierung von atomwaffenfähigen Marschflugkörpern in
Europa angekündigt. Außerdem werde die NATO ihre bodengestützte
Luftverteidigung und ihre Aufklärungskapazitäten ausbauen, hieß es
auf der Pressekonferenz. Stoltenberg versicherte, daß man auf seiten
der NATO ein Wettrüsten vermeiden wolle und darauf verzichte,
landgestützte atomare Mittelstreckenwaffen in Europa zu stationieren.
Als Antwort auf die Umsetzung der NATO-Pläne wird Moskau nach eigenen
Angaben die Truppenkontingente im Westen Rußlands aufstocken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8527: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutschlands Gesundheitsexperten im Ausland hochwillkommen

Die Bundesregierung unterstützt mehrere Länder bei der Bekämpfung der
Corona-Pandemie mit Ärzten, Laborwissenschaftlern, Corona-Tests und
demnächst auch Beatmungsgeräten. Das berichtete
Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) im
RTL-Frühstücksfernsehen am Donnerstag. Demnach haben mehr als zehn
Länder die dort hochwillkommene Hilfe angefragt. Die sogenannte
"Schnell Einsetzbare Expertengruppe Gesundheit" (SEEG) wird
voraussichtlich in etwa einer Woche nach Togo und Peru fliegen. Ein
Einsatz im brasilianischen Manaus wird vorbereitet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8496: Tragisches und Kurioses - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Japan ließ im Mai nur 1700 Touristen ins Land

Im Mai wurden in Japan wegen der Coronavirus-Pandemie lediglich rund
1700 ausländische Besucher gezählt.

Wie der nationale Fremdenverkehrsverband mitteilte, sei das der mit
Abstand größte Einbruch an Touristenzahlen seit dem Beginn der
statistischen Erhebungen im Jahr 1964.

Im Mai 2019 hatte Japan noch fast 2,8 Millionen Touristen gezählt.
Laut ARD Tagesschau waren die Grenzen wegen der Seuche von den
Behörden bis auf Ausnahmen für Reisende aus mehr als 100 Staaten
geschlossen, darunter China, die USA und die Europäische Union.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8525: Arbeit, Soziales und Familie - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



UNHCR meldet neue Rekordzahl an Flüchtlingen weltweit

Im vergangenen Jahr befanden sich weltweit 79,5 Millionen Menschen im
eigenen Land oder im Ausland auf der Flucht vor Krieg, Gewalt,
Verfolgung und Katastrophen. Den Rekord an Flüchtlingen, die rund ein
Prozent der Weltbevölkerung stellen, meldete der Vorsitzende des
Uno-Flüchtlingshilfswerks (UNHCR), Filippo Grandi, in Genf. Demnach
stammen mehr als zwei Drittel der Flüchtlinge aus Syrien,
Afghanistan, dem Südsudan, Myanmar und Venezuela. Letzteres Land ist
hinzugekommen, weil 3,6 Millionen Venezolaner im Ausland erstmals in
einer neuen Kategorie gezählt wurden. Sie haben oft gar keinen Antrag
auf Anerkennung als Flüchtling gestellt, benötigen aber laut
UNHCR-Jahresbericht Schutz etwa vor Abschiebung. Mehr Flüchtlingen
als Deutschland haben nur die Türkei, Kolumbien, Pakistan und
Uganda Schutz geboten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8499: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel läßt Rentiere hungern

Forscher der Technisch-Naturwissenschaftlichen Universität Norwegens
(NTNU) staunten nicht schlecht, als sie wilde Rentiere im arktischen
Norden Norwegens beim Fressen von Seetang beobachten konnten.
Schließlich stehen eigentlich kleine Pflanzen und Gräser unterhalb es
Schnees auf ihrem Speiseplan. Aber die Erderwärmung sorgte mit den
warmen Wintern regelmäßig für Regen, durch den auf vielen
Schneedecken eine Eisschicht entsteht. Diese konnten die Rentiere
nicht durchdringen. Die Forscher sind überzeugt, daß die Tiere daher
nach anderen Nahrungsquellen Ausschau hielten und schließlich auf
Seetang zurückgriffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8513: Märkte und Finanzen - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission überprüft Fusion von Fiat Chrysler und PSA

Fiat Chrysler und PSA wollen bis März 2021 zum viertgrößten
Autokonzern weltweit fusionieren. Die EU-Kommission werde die Pläne
allerdings noch eingehend prüfen, hieß es am Mittwoch. Bedenken gibt
es, weil der fusionierte Konzern in 14 EU-Staaten sowie
Großbritannien eine zu starke Marktposition im Bereich von
Lieferwagen bis 3,5 Tonnen bekäme. Wettbewerbshüter in den USA,
China, Japan und Rußland haben den Zusammenschluß bereits genehmigt.
Unter dem Dach von PSA firmieren Opel, Peugeot und Citroën. Fiat
Chrysler führt unter anderem die Marken Alfa Romeo, Dodge und Jeep.
In beiden Konzernen zusammen produzierten vor der Corona-Pandemie
rund 400.000 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen etwa 8,7 Millionen
Fahrzeuge jährlich und sorgten für einen Umsatz von 170 Milliarden
Euro.

18. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8522: Aus Forschung und Technik - 18.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Leichtsinniger Umgang mit Passwörtern

Es bleibt dabei. Obgleich Experten immer wieder darauf hinweisen,
welche Gefahren darin liegen, wenn Fremde ein Passwort erfahren, ist
der Umgang mit ihnen mehr als mangelhaft. So ergab eine Studie der
International School of Management in Stuttgart und der Universität
Luxemburg, daß Nutzer einen laxen Umgang mit ihrem Passwort pflegen.
Fast die Hälfte der Befragten (47,9 Prozent) rückten mit dem Passwort
heraus, wenn dafür eine kleine Belohnung in Aussicht stand. Nur jeder
Zehnte gab gegenüber den unlegimentierten Befragern nichts preis.

18. Juni 2020
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/624: Ein Neandertaler aus der Tschagyrskaja-Höhle (idw)

Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 17.06.2020

Ein Neandertaler aus der Tschagyrskaja-Höhle



Bisher hatten Forschende die Genome von zwei Neandertalern in einer hohen
Qualität sequenziert. Einer dieser beiden Neandertaler stammte aus der
Vindjia-Höhle im heutigen Kroatien, der andere aus der Denisova-Höhle im
sibirischen Altai-Gebirge. Ein Forschungsteam unter der Leitung von Svante
Pääbo vom Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie in Leipzig
hat nun das Genom eines dritten Neandertalers in einer hohen Qualität
sequenziert, dessen Überreste in der etwa 106 Kilometer von der
Denisova-Höhle entfernten Tschagyrskaja-Höhle gefunden worden waren.

Die Forschenden extrahierten DNA aus Knochenpulver und sequenzierten diese
in einer hohen Qualität. Sie zeigen, dass die Knochen von einer
Neandertaler-Frau stammen, die vor 60.000 bis 80.000 Jahren lebte, und
dass sie und andere sibirische Neandertaler in kleinen Gruppen von weniger
als 60 Individuen zusammenlebten. Der Vergleich mit anderen
Neandertalergenomen ergab, dass die Neandertaler-Frau aus der
Tschagyrskaja-Höhle enger mit dem kroatischen als mit dem sibirischen
Neandertaler, der etwa 40,000 Jahre vor ihr lebte, verwandt war. Die
Neandertaler-Populationen aus Westeuropa scheinen also irgendwann
diejenigen aus Sibirien ersetzt zu haben.

"Außerdem fanden wir heraus, dass die Gene, die während der Adoleszenz im
Striatum exprimiert wurden, mehr Veränderungen unterlegen waren, die eine
Änderung der resultierenden Aminosäure zur Folge hatten, als das in
anderen Bereichen des Gehirns der Fall war", sagt Fabrizio Mafessoni,
Erstautor der Studie. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass das Striatum
- ein Teil des Gehirns, der verschiedene Aspekte der Kognition wie
Planung, Entscheidungsfindung, Motivation und Belohnungswahrnehmung
koordiniert - bei Neandertalern eine einzigartige Rolle gespielt haben
könnte.


Originalpublikation:

Fabrizio Mafessoni et al.

A high-coverage Neandertal genome from Chagyrskaya Cave

PNAS, 16 June 2020,

https://doi.org/10.1073/pnas.2004944117

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2234
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, 17.06.2020
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FORSCHUNG/515: Ostfriesland im Klimawandel - Starkregen, Hochwasser, Sturmflut (idw)

Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung -
17.06.2020

Ostfriesland im Klimawandel: Starkregen, Hochwasser, Sturmflut



Durch den Klimawandel steigt der Meeresspiegel und mit ihm die Gefahr der
Überflutung an den Küsten und Inseln Ostfrieslands. Bislang sind die rund
1,2 Millionen Anwohner zum Beispiel durch Deiche am Meer und Schleusen und
Pumpen im Inland vor Überflutungen geschützt. Welchen Bedarf an
Schutzmaßnahmen es in Zukunft geben könnte, soll ein jetzt gestartetes,
gemeinsames Projekt norddeutscher Einrichtungen und Hochschulen
herausfinden.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung stellt dafür rund 2,3
Millionen Euro zur Verfügung. Koordiniert wird das Projekt WAKOS vom
Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung.

Durch den Klimawandel steigt der Meeresspiegel und mit ihm die Gefahr der
Überflutung an den Küsten und Inseln Ostfrieslands. Bislang sind die rund
1,2 Millionen Anwohner zum Beispiel durch Deiche am Meer und Schleusen und
Pumpen im Inland vor Überflutungen geschützt. Welchen Bedarf an
Schutzmaßnahmen es in Zukunft geben könnte, soll ein jetzt gestartetes,
gemeinsames Projekt norddeutscher Einrichtungen und Hochschulen
herausfinden. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung stellt dafür
rund 2,3 Millionen Euro zur Verfügung. Koordiniert wird das Projekt WAKOS
vom Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und
Küstenforschung.

In dem Projekt WAKOS - "Wasser an den Küsten Ostfrieslands: Basis für
maßgeschneiderte Klimaservices für die Anpassung" erfolgt eine kombinierte
Betrachtung des Küstenschutzes und der Binnenentwässerung. Der
Projektkoordinator und HZG-Küstenforscher Dr. Ralf Weiße erklärt: "Bereits
seit einigen Jahren existieren Forschungsprojekte in Ostfriesland, die
sich mit dem Klimawandel und den Folgen für die Region befassen. Die
WAKOS-Projektpartner haben sich alle aktiv an dieser Forschung beteiligt
und ihre Ergebnisse fließen in dieses neue Verbundprojekt ein." So konnte
zum Beispiel in einem Vorläuferprojekt gezeigt werden, dass das Anlegen
von Wasserrückhalteflächen dabei hilft, Überlastungen der
Binnenentwässerung einzudämmen und das Aufsteigen salzhaltigen
Grundwassers zu vermeiden. Ebenso wurden Bedingungen für extreme
Sturmfluten und der Umgang in der Bevölkerung damit erforscht.

Neben dem Helmholtz-Zentrum Geesthacht (HZG) zählen zu den Partnern der
Niedersächsische Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten und
Naturschutz Forschungsstelle Küste (NLWKN-FSK), die Universität Hamburg
(UHH), die Universität Oldenburg (UOL) und die Jade Hochschule
Wilhelmshaven/Oldenburg/Elsfleth (Jade-HS). Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler untersuchen dazu in fünf Teilprojekten mögliche Strategien
im Umgang mit dem Meeresspiegelanstieg, Starkregen, Hochwasser und
Sturmflut. Sie untersuchen auch, welche Informationen die Menschen in der
Region benötigen und wie Informationen zum Handeln helfen.

Die Küstenforscher des Helmholtz-Zentrums Geesthacht werden in ihrem
Teilprojekt Klimamodellrechnungen anpassen und neu berechnen. Die mögliche
zukünftige Entwicklung wird dabei in mehreren Szenarien betrachtet. Dazu
werden verschiedene Bedingungen des Klimawandels eingegeben (Erhöhung der
Temperatur um 1,5 sowie 2, 3 und 4 Grad Celsius) und anschließend
Sturmfluten und Seegang simuliert. Erstmals soll das gemeinsame Auftreten
extremer Sturmfluten, Starkregenereignissen, kritischer
Entwässerungszustände bei steigendem Meeresspiegel, verzögerter Anpassung
der Watten und Riffbögen sowie Veränderungen der Süßwasserreservoire der
Inseln berücksichtigt werden. Ralf Weiße: "Wir werden Klimainformationen
für die Küstenschutz-Konzepte zusammenstellen. Zunächst geht es darum,
verschiedene Klimawandelszenarien darzustellen und den Bedarf an
Information in der Region herauszufinden."

Prof. Dr. Beate Ratter von der Universität Hamburg ist für den
sozialwissenschaftlichen Teil des Projekts zuständig. Es geht darum, den
Informationsbedarf der Einheimischen zu analysieren, gemeinsame Strategien
mit den Akteuren zu entwickeln und das lokale Wissen für die Forschenden
zugänglich zu machen. "Das ist ein kaum zu überschätzender Datenschatz in
einer Region, die seit 1500 Jahren Erfahrung mit dem Küstenschutz hat", so
Beate Ratter.

Die Universität Oldenburg ist mit zwei Arbeitsgruppen im Projekt
vertreten: Unter der Leitung der Hydrogeologin Prof. Dr. Gudrun Massmann,
untersucht ein Team, wie sich die Süßwasservorkommen unter den Inseln
aufgrund des Klimawandels verändern und wie sich dies auf die
Wasserversorgung der Inseln auswirkt. Mithilfe von Computersimulationen
schätzen die Forscher ab, welche Rolle das allmähliche Versalzen des
Süßwassers durch den Meeresspiegelanstieg und das plötzliche Versalzen
durch Extremereignisse wie Sturmfluten spielen können. Die Arbeitsgruppe
Ökologische Ökonomie, unter der Leitung von Prof. Dr. Bernd Siebenhüner
und Dr. Leena Karrasch, analysiert, welchen Herausforderungen sich die
Modellregion beim Anpassen an den Klimawandel stellen muss. Die Forscher
identifizieren und beschreiben die Wechselbeziehungen gesellschaftlicher
Prozesse, die mit dem Wandel einhergehen. Um dies zu ermitteln, führen sie
unter anderem Experteninterviews und Gespräche in Fokusgruppen. Ziel ist,
Konzepte zu entwickeln, die die Anpassungsfähigkeit und die
Widerstandskraft der Region insgesamt stärken.

Die Jade Hochschule leitet das Arbeitspaket "Daten und Modelle". Hierbei
geht es vorrangig darum, die regionalen Wasserhaushalts- und
Wassermanagementmodelle für die Anwendung in Ostriesland zu verbessern.
Zudem sollen zukünftige hydrologische Klimafolgen bestimmt und Szenarien
für das Zielgebiet entwickelt werden. "Besonderer Charme des Projekts ist,
dass alle beteiligten Arbeitsgruppen bereits zu verwandten Fragestellungen
im Projektgebiet gearbeitet haben", sagt Dr. Helge Bormann, Projektleiter
an der Jade Hochschule. "Sie kennen damit die Region und die Akteure
bereits gut und können auf vorhandenen Erfahrungen aufbauen."

Die Forschungsstelle Küste im NLWKN bildet dabei die Schnittstelle
zwischen Forschung und Praxis: Hier werden zielgerichtet zusammen mit den
Akteuren in der Region Ostfriesland Informationen und Bedarfe
zusammengetragen und konkretisiert. Außerdem untersuchen die
Wissenschaftler der Landeseinrichtung die morphologische
Reaktionsfähigkeit des Insel- und Küstenvorfeldes auf die innerhalb des
Projektverbundes entwickelten Klimaszenarien. "Denn von der
Anpassungsfähigkeit der Riffe und Watten unter sich verändernden
klimatischen Bedingungen hängt die zukünftige Belastung auf die Deiche,
Strände und Dünen ab", erklärt der Leiter der FSK, Dr. Andreas Wurpts.

Das Verbundprojekt "Wasser an den Küsten Ostfrieslands: Basis für
maßgeschneiderte Klimaservices für die Anpassung, WAKOS" wird durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmenprogramm "Forschung
für Nachhaltige Entwicklungen" (FONA3) mit 2,3 Euro finanziert. In der
ersten Antragsphase werden zielgruppenrelevante Informationen über
Nutzungs- und Zielkonflikte sowie von Wissenslücken und Erwartungen
identifiziert. Anschließend werden maßgeschneiderte
Klimainformationsangebote entwickelt, die als Handlungsoptionen in einem
gleichberechtigten Dialog zwischen Entscheidern, Akteuren und Betroffenen
verhandelt werden. Nach Ablauf der ersten Phase (Oktober 2022) werden in
einer möglichen zweiten Phase die Ergebnisse zu konkreten Produkten für
die spezifischen Regionen weiterentwickelt.


Weitere Informationen unter:

https://hzg.de/institutes_platforms/coastal_research/system_analysis/coastal_climate/index.php.de

- Zur HZG-Website Küstenklima

https://www.fona.de/de/massnahmen/foerdermassnahmen/RegIKlim/wakos.php

- Mehr Informationen auf der FONA-Website

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution120

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Geesthacht -

Zentrum für Material- und Küstenforschung, 17.06.2020

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





THEORIE/087: Quantenphysik - Physiker entwickeln neue Theorie von Bose-Einstein-Kondensaten (idw)

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 17.06.2020

Quantenphysik: Physiker der Uni Halle entwickeln neue Theorie von
Bose-Einstein-Kondensaten



Bose-Einstein-Kondensate werden häufig als fünfter Aggregatzustand
beschrieben: Bei extrem niedrigen Temperaturen verhalten sich die Atome
eines Gases wie ein einziges Teilchen. Die genauen Eigenschaften dieser
Systeme sind notorisch schwer zu erforschen. In der Fachzeitschrift
"Physical Review Letters" schlagen Physiker der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU) und der Ludwig-Maximilians-Universität München eine
neue Theorie vor, um die Quantensysteme effizienter und vollständiger zu
beschreiben.

Die Erforschung des exotischen Materiezustands geht auf Albert Einstein
zurück, der die Existenz von Bose-Einstein-Kondensaten im Jahr 1924
theoretisch vorhergesagt hat. "Seitdem versuchte man lange Zeit, ihre
Existenz auch experimentell nachzuweisen", sagt Dr. Carlos Benavides-Riveros
vom Institut für Physik der MLU. Erst im Jahr 1995 gelang es
Forschern aus den USA, die Kondensate auch experimentell herzustellen.
2001 erhielten diese dafür den Nobelpreis für Physik. Seither arbeiten
Physikerinnen und Physiker weltweit daran, diese Systeme besser zu
beschreiben und so ihr Verhalten genauer vorhersagen zu können.

Normalerweise sind dafür extrem komplexe Gleichungen und Modelle nötig.
"In der Quantenmechanik werden Systeme mit vielen wechselwirkenden
Teilchen durch die Schrödingergleichung beschrieben. Wegen der
exponentiell steigenden Zahl der Freiheitsgrade ist diese Gleichung aber
nicht einfach zu lösen. Dies ist das sogenannte Vielteilchenproblem,
dessen Lösung eine der wichtigsten Herausforderungen der heutigen
theoretischen und rechnergestützen Physik ist", erklärt Benavides-Riveros.
Die Arbeitsgruppe der MLU schlägt nun eine Methode vor, die
vergleichsweise einfach ist. "Einer unserer Schlüsselgedanken ist, dass
die Partikel im Kondensat paarweise wechselwirken", so Ko-Autor Jakob
Wolff von der MLU. Deshalb sei die Beschreibung solcher Systeme mit
deutlich einfacheren und etablierten Methoden möglich, die etwa in
elektronischen Quantensystemen zum Einsatz kommen.

"Unsere Theorie ist exakt und deckt verschiedene physikalische Regime und
Szenarien ab, zum Beispiel stark wechselwirkende ultrakalte Atome, und
sieht vielversprechend aus, um supraleitende Materialien beschreiben zu
können", fasst Jakob Wolff zusammen.


Originalpublikation:

Benavides-Riveros C. L., Wolff J., Marques M. A. L. & Schilling C..

Reduced Density Matrix Functional Theory for Bosons.

Physical Review Letters (2020).

doi: 10.1103/PhysRevLett.124.180603

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.124.180603

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 17.06.2020
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





FINANZEN/1543: Nachtragshaushalt - Es fehlt die Zukunftsperspektive

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Juni 2020

Nachtragshaushalt: Es fehlt die Zukunftsperspektive



Zum Kabinettsbeschluss des zweiten Nachtragshaushaltes für das Jahr
2020 erklärt Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik:

Der Nachtragshaushalt der Bundesregierung wirkt vor allem kurzfristig,
aber es fehlt die langfristige Zukunftsperspektive. Das ist
Krisenmanagement, aber keine Krisenvorsorge. Im kurzfristigen
konjunkturellen Bereich schlägt die Bundesregierung eine Reihe an
sinnvollen Maßnahmen vor, auch wenn es im Detail noch bessere
Instrumente gibt. Insgesamt ist das Paket besser als befürchtet, aber
niedrige Erwartungen aufgrund der sonstigen Regierungsleistung der
Großen Koalition können nicht der richtige Maßstab für ein solches
Konjunkturpaket sein.

Die Bundesregierung hinterlässt eine gefährliche Lücke bei den
Investitionen. Sie rechnet sich die Investitionen an mehreren Stellen
schön und gibt keinerlei Garantien über 2021 hinaus. Was jetzt
notwendig ist, ist die Ankündigung eines großen Investitionspakets für
die sozial-ökologische Transformation über die nächsten zehn Jahre in
Höhe von 500 Milliarden Euro. Starke und verlässliche öffentliche
Investitionen sind das beste Mittel, um nachhaltig aus der Coronakrise
zu kommen und sie schaffen eine erhöhte Resilienz gegenüber weiteren
Schocks. Klar ist: Gegen die Klimakrise gibt es keinen Impfstoff. Wir
haben nur einen Schuss frei, um mit den vielen Milliarden Euro, die
jetzt ausgegeben werden, auch gleichzeitig die Klimakrise zu
bewältigen. Wir brauchen ein Jahrzehnt der Zukunftsinvestitionen und
dauerhafte Finanzierungszusagen dafür.

Das Konjunkturpaket der Bundesregierung hat eine soziale Schieflage.
Wer 130 Milliarden Euro in die Hand nimmt, sollte auch die Ärmsten der
Gesellschaft im Blick haben. Eine Aufstockung der Hartz-IV-Regelsätze
ist dringend nötig. Soloselbstständige sind erneut die großen
Verliererinnen und Verlierer der Maßnahmen. Eine reine Unterstützung
für Betriebskosten geht an der Lebensrealität vieler
Soloselbstständiger vorbei. Hier braucht es ein Rettungspaket, das
auch Lebenshaltungskosten berücksichtigt.

Es ist richtig, dass die Bundesregierung mit ihrem Nachtragshaushalt
zusätzliche Kredite aufnimmt. Eine Krise dieses Ausmaßes kann nicht
allein aus Steuermitteln bewältigt werden. Wichtig ist, dass die
Bundesregierung jetzt deutlich macht, dass auf die kreditfinanzierten
Rettungsprogramme keine harten Sparprogramme folgen. Um das zu
ermöglichen, sind sehr lange Tilgungsfristen notwendig. Eine zu
schnelle, restriktive Tilgung würde die wirtschaftliche Erholung und
Investitionsfähigkeit des Staates gefährden. 20 Jahre für die Tilgung
der Kredite sind deutlich zu kurz, es droht eine übermäßige Belastung
der kommenden Haushalte. Zumal längst nicht sicher ist, ob es zur
direkten Krisenbewält igung bei diesen Beträgen bleibt oder ob nicht
im Herbst nochmal nachgelegt werden muss.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





RECHT/894: Tätigkeitsberichte des Bundesbeauftragten zeigen anhaltend großen gesetzgeberischen Handlungsbedarf auf

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Juni 2020

Tätigkeitsberichte des Bundesbeauftragten zeigen anhaltend großen gesetzgeberischen Handlungsbedarf auf



Zur heutigen Vorstellung des 28. Tätigkeitsberichts zum Datenschutz
und des 7. Tätigkeitsberichts zur Informationsfreiheit erklärt
Konstantin von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Wir danken dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (BfDI), Prof. Ulrich Kelber, und seinem Haus für
ihre wichtige Arbeit für den Grundrechtsschutz in der digitalen
Gesellschaft und ihren unermüdlichen Einsatz für die Weiterentwicklung
der Informationsfreiheit.

Die Tätigkeitsberichte zeigen einmal mehr den unverändert hohen, auch
gesetzgeberischen Handlungsbedarf in beiden Feldern auf und geben
unserer Arbeit als Parlament wichtige Impulse.

Erneut wird deutlich, dass die Bundesregierung und das federführend
zuständige Bundesinnenministerium die ganz wesentliche Bedeutung eines
effektiven Daten- und Grundrechtsschutzes für die
gemeinwohlorientierte Gestaltung des digitalen Wandels unserer
Gesellschaft bis heute verkennt. Massive Chancen, die sich durch die
Weiterentwicklung der Informationsfreiheit und die Vitalisierung
unserer Demokratie ergeben, vergibt man seit Jahren.

Stattdessen werden die Befugnisse der Sicherheitsbehörden zum Sammeln
und Speichern personenbezogener Daten der Bürgerinnen und Bürger immer
stärker ausgeweitet. Der BfDI weist zurecht darauf hin, dass diese
rechtsstaatlich fragwürdige Entwicklung ein Ende haben muss und wir
dringend eine "Überwachungsgesamtrechnung" brauchen. Auch muss die
parlamentarische Kontrolle durch Parlament und Aufsichtsbehörden
weiter gestärkt werden.

Nicht akzeptabel ist, dass der Bundesbeauftragte wiederholt und
bewusst aus zahlreichen Prüfvorgängen rausgehalten und seine
Einschätzungen und Empfehlungen von der Bundesregierung wissentlich
übergangen werden. Als Grüne werden wir uns einsetzen, dass diese
Praxis endlich ein Ende hat. Wir werben bei den anderen Fraktionen
dafür, dass die Tätigkeitsberichte im Parlament debattiert und
fraktionsübergreifend Vorschläge daraus abgeleitet werden.

Insgesamt wird deutlich, dass die Tätigkeit des BfDI, der sich als
bürgerrechtliches Korrektiv einmischt und Impulse setzt, wichtiger
denn je ist. Dies wurde gerade im Hinblick auf die Entwicklung der
Corona-Tracing-App erneut deutlich. Beste Datenschutz- und
IT-Sicherheitsstandards sind längst nicht nur ein wichtiger
Standortfaktor, sondern auch elementar für die Akzeptanz digitaler
Anwendungen.
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SICHERHEIT/1000: Türkei - Luftangriffe auf Ziele im Nordirak umgehend beenden

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Juni 2020

Türkei: Luftangriffe auf Ziele im Nordirak umgehend beenden



Zu den aktuellen türkischen Luftangriffen auf Ziele im Nordirak
erklären Claudia Roth und Cem Özdemir:

Mit Kampfflugzeugen und bewaffneten Drohnen fliegt die türkische Armee
neue Angriffe auf mutmaßliche Stützpunkte der PKK im nordirakischen
Grenzgebiet. Militärische Operationen dieser Art ohne Zustimmung der
irakischen Zentralregierung stellen einen klaren Fall von Verletzung
des Völkerrechts dar. Dieses Vorgehen findet im Kontext von mehreren
regionalen und internationalen Krisen und zunehmender weltweiter
Erosion des Völkerrechtes statt. Die zerstörerischen Folgen eines
solch enthemmten militärischen Vorgehens für die gesamte Region und
die weltweite regelbasierte Friedensordnung dürfen nicht unterschätzt
werden.

Unbestritten ist, dass die Kurdenfrage in der Türkei eine
innenpolitische und menschenrechtspolitische Frage ist, die seit
Jahrzenten auf eine mutige, demokratische und menschenrechtsbasierte
Lösung wartet. Die miserable Wirtschaftslage und wachsende
innenpolitische Unzufriedenheit mit der Politik von Präsident Erdogan
scheinen die eigentlichen Gründe der zunehmend aggressiven
außenpolitischen Aktivitäten der Türkei zu sein, die wir in diesen
Tagen im Umgang mit Zypern, Griechenland, Libyen, Syrien und nun im
Nordirak erleben. Durch militärische Muskelspiele will Erdogan von
seinem eigenen innenpolitischen Versagen ablenken und mit
brandgefährlichem Nationalismus befeuern.

Wir fordern die Bundesregierung auf, sich proaktiv im Rahmen der NATO
sowie des UN-Sicherheitsrates dafür einzusetzen, dass die Luftangriffe
im Nordirak und alle anderen Fälle von militärischen Machtspielen und
Verstößen gegen das Völkerrecht der Türkei in der Region deutlich
thematisiert werden. Jetzt ist es an der Zeit, dieser aggressiven und
zerstörerischen Außenpolitik von Präsident Erdogan entschieden
entgegenzutreten und die Wahrung von Völkerrecht, Menschenrechten und
Demokratie endlich zum zentralen Kriterium deutsch-türkischer
Beziehungen zu erheben.
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SOZIALES/2002: Endlich greift Bundesregierung den Gemeinnützigen unter die Arme - mit Schwachstellen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Juni 2020

Endlich greift Bundesregierung den Gemeinnützigen unter die Arme - mit Schwachstellen



Zur Verabschiedung von Eckpunkten zum Ausbau der Förderung
gemeinnütziger Organisationen aufgrund der Corona-Pandemie erklären
Dr. Anna Christmann, Sprecherin für Bürgerschaftliches Engagement, und
Dieter Janecek, Obmann im Wirtschaftsausschuss:

Nach monatelangem Spießrutenlauf hat sich die Bundesregierung endlich
im Konjunkturpaket dazu durchgerungen, die fehlenden Nothilfen für
gemeinnützige Organisationen zu gewähren. Wir begrüßen diesen Schritt
und sind froh, dass nun endlich auch die selbstlos tätige
Zivilgesellschaft und Sozialwirtschaft staatlichen Schutz erfahren -
das war überfällig.

Kritisch sehen wir jedoch, dass gerade die gemeinnützigen Unternehmen
und Organisationen, die nicht dauerhaft wirtschaftlich tätig sind, von
den Überbrückungshilfen ausgenommen wurden. Für sie bliebe nur das
KfW-Sonderprogramm für gemeinnützige Organisationen. Gemeinnützige
dürfen aber kaum große Rücklagen bilden oder Gewinne erwirtschaften.
Gerade ihnen dürfte es schwer fallen, Schulden durch Kredite
abzustottern. Weiteres Problem an den vorgesehenen
Überbrückungshilfen: Sie sollen nur bis August gewährt werden.
Planungssicherheit sieht anders aus.

Bereits im April hatten wir einen Antrag zu Sozialunternehmen
gestellt, da die Branche massiv betroffen ist und zugleich vielfach
durch das Förderraster fiel. Wir hatten daher Maßnahmen vorgeschlagen,
mit denen sozial ausgerichtete Unternehmen aufgefangen werden. In
puncto KfW-Liquiditätshilfen und Förderprogrammen hatten wir schon
damals die Option gesehen, diese kurzfristig auch für gemeinnützige
Unternehmen zu öffnen. Gleichzeitig hatten wir aber auch eine
umfassende Ausweitung der Soforthilfen gefordert.

Ebenfalls vor Monaten hatten wir zudem einen "Rettungsschirm
Zivilgesellschaft" gefordert. Darüber sollten jene kleinen
Gemeinnützigen, zum Beispiel Vereine, Soforthilfe erhalten, die bisher
von Nothilfen ausgeschlossen waren. Dazu hatten wir angeregt, die neue
Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt ins Boot zu holen.
Engagementministerin Giffey hat sich dieser Debatte aber nicht
gestellt.

Leider sind schon vor Wochen unsere Anträge mit Verweis auf mangelnde
Umsetzbarkeit und Mittel abgelehnt worden. Inzwischen ist die Einsicht
nun da, sie kommt jedoch relativ spät - hoffentlich nicht zu spät.
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WIRTSCHAFT/2940: Weltinvestitionsbericht der Unctad - Globaler Solidaritätspakt dringend nötig

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Juni 2020

Weltinvestitionsbericht der Unctad: Globaler Solidaritätspakt dringend nötig



Zum Weltinvestitionsbericht der Unctad, erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher
für Entwicklungspolitik:

Die Covid-19-Pandemie hat dramatische sozio-ökonomische Folgen für die
Länder des Globalen Südens. Der Weltinvestitionsbericht zeigt deutlich
auf, dass diesen Ländern durch den massiven Abzug von
Kapitalinvestitionen auch weltwirtschaftlich eine globale Triage
droht. Die sich abzeichnende weltweite wirtschaftliche Depression hat
dabei besonders schwerwiegende Auswirkungen für den Globalen Süden:
Millionen von Menschen sind von extremer Armut und Hunger bedroht,
Arbeitsplätze und die damit verbundenen Existenzen stehen vor dem Aus
und die soziale Ungleichheit wird weiter befeuert. Es braucht einen
globalen Solidaritätspakt der Weltgemeinschaft. Dabei braucht es
kurzfristig zusätzliche massive finanzielle Mittel, um humanit ären
Bedarfen, Armut und Hunger zu begegnen und den Aufbau öffentlicher
Gesundheits- und sozialer Sicherungssysteme voranzubringen.
Gleichzeitig müssen die Länder des Globalen Südens in die Lage
versetzt werden, eigene Programme aufzulegen. Die dramatische
Schuldenlage der Länder verhindert dies allerdings. Das beschlossene
Schuldenmoratorium der G20 reicht dazu nicht aus. Die Bundesregierung
muss sich dafür einsetzen, Schuldenerlasse und ein geordneten
Staateninsolvenzverfahren voranzutreiben. Hierzu gibt es bislang kein
Bekenntnis. Ein fatales Zeichen in Zeiten so dringend nötiger globaler
Solidarität.
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WIRTSCHAFT/2939: Neue Rekordwerte bei Rüstungsexporten sind unverantwortlich

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Juni 2020

Neue Rekordwerte bei Rüstungsexporten sind unverantwortlich



Zum Rüstungsbericht erklärt Katja Keul, Sprecherin für

Abrüstungspolitik:

Im vergangenen Jahr hat sich die Summe der Rüstungsexporte im
Vergleich zum Vorjahr fast verdoppelt von 4,8 auf 8 Milliarden Euro.
Da hilft es auch nicht, wenn die Regierung darauf verweist, dass 55
Prozent davon an Bündnispartner geliefert wurden. Trotzdem wurden mit
3,53 Milliarden Euro deutlich mehr Rüstungsgüter an Drittstaaten
exportiert als in den letzten Jahren. Diese neuen Rekordwerte bei den
Rüstungsexporten sind unverantwortlich. Die zunehmend eskalierende
Sicherheitslage in vielen Regionen der Welt hindert die
Bundesregierung leider nicht daran, durch die Genehmigung von
Waffenexporten an der Eskalationsspirale mitzuwirken.

So finden sich unter den Ländern mit den höchsten Genehmigungswerten
mal wieder Algerien, Ägypten, die Emirate, Katar und Indonesien.
Geradezu skandalös ist die Schwärzung der Empfängerländer in der Liste
der tatsächlichen Kriegswaffenausfuhren, die in der Vergangenheit
immer öffentlich benannt wurden. Hier kann nur vermutet werden, dass
es der Bundesregierung darum geht, die Kriegswaffenlieferungen an die
Türkei unter den Tisch kehren zu wollen. Bei der Transparenz darf es
keine Rückschritte geben.

Einzig positiv zu bewerten ist die Tatsache, dass Kleinwaffen im
Wesentlichen nur noch an Bündnispartner exportiert werden. Allerdings
haben im letzten Jahr auch unseren engsten Bündnispartner wie
Frankreich ihre Rüstungsexporte an Drittstaaten erheblich erhöht. Die
Bundesregierung muss sich endlich für eine europäische Kontrolle der
im Gemeinsamen Standpunkt vereinbarten Kriterien stark machen. Wer
allerdings in diesem Ausmaß Kriegswaffen exportiert, kann auf
internationaler Ebene kaum glaubhaft auftreten. Künftige
deutsch-französische Rüstungskooperation darf jedenfalls nicht dazu
führen, dass Rüstungsexporte in Drittstaaten gerade in den Nahen Osten
noch weiter erleichtert werden.

Wir fordern seit langem ein Rüstungsexportkontrollgesetz, mit dem
sicherheitspolitische und humanitäre Kriterien gesetzlich verankert
werden. Ein solches Gesetz muss auch eine Begründungspflicht der
Regierung gegenüber dem Parlament enthalten sowie effektiven
Endverbleibskontrollen vorsehen. Es braucht darüber hinaus einer
justiziellen Kontrolle von Einzelentscheidungen und damit eine
Klagebefugnis für Verbände. Die Bundesregierung kann sich ihre
floskelhaften Beschwörungen einer restriktiven Genehmigungspraxis vor
dem Hintergrund dieser Zahlen schlicht sparen - sie hat hier jede
Glaubwürdigkeit verloren.
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WIRTSCHAFT/2938: Rohstoffpolitik der Bundesregierung tritt auf der Stelle

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Juni 2020

Rohstoffpolitik der Bundesregierung tritt auf der Stelle



Zur heutigen Kabinettssitzung und der dabei geplanten Befassung mit
dem Entwurf eines Deutschen Ressourceneffizienzprogramms III
(ProgRess III) erklären Dieter Janecek, Sprecher für Industriepolitik
und digitale Wirtschaft, und Dr. Bettina Hoffmann, Sprecherin für
Umweltpolitik und Umweltgesundheit:

Mit ProgRess III tritt die Bundesregierung auf der Stelle. Zwei
Ressourceneffizenzprogramme der Bundesregierung konnten nicht
verhindern, dass der deutsche Rohstoffverbrauch weiterhin steigt. Es
ist absehbar, dass auch das dritte Ressourcenprogramm der
Bundesregierung daran nichts ändert. Auch ProgRess III bleibt ein
längliches Sammelsurium von Plänen, Ankündigungen und Prüfaufträgen.

Der Großteil der Maßnahmen beschränkt sich auf unverbindliche
Informations- und Beratungsinstrumente. Daneben wird zum Teil auf
laufende Prozesse verwiesen oder es werden Maßnahmen aufgeführt, zu
denen die Bundesregierung ohnehin verpflichtet ist, zum Beispiel im
Hinblick auf die Umsetzung von EU-Richtlinien. Es fehlen konkrete
Gesetzesinitiativen und mit substanziellen Finanzmitteln unterlegte
Förderprogramme.

Die deutsche Industrie hat beim Verbrauch metallischer Rohstoffe
weltweit eine zentrale Rolle. Bei Aluminium und Kupfer ist sie zum
Beispiel die drittgrößte Verbraucherin. Entsprechend groß ist die
Verantwortung Deutschlands. Leider bleibt offen, um wieviel die
Zunahme des Rohstoffverbrauchs national und europäisch reduziert
werden soll. Ohne ein konkretes Reduktionsziel lässt sich jedoch
schwer ein Pfad nachverfolgen oder überprüfen.

Die reine Konzentration auf Rohstoffeffizienz führte in der
Vergangenheit zu Rebound-Effekten. Wir brauchen deshalb dringend eine
echte Rohstoffwende, die nicht nur zu einer relativen, sondern zu
einer absoluten Verminderung des Ressourcenverbrauchs führt. Wir haben
bereits im vergangenen Jahr in unserem Antrag zu einer Rohstoffwende
gefordert, den Ressourcenverbrauch um den Faktor 10 bis 2050 zu
senken.

Außerdem setzen wir uns dafür ein, das Ressourceneffizienzprogramm in
einen Aktionsplan zur Kreislaufwirtschaft zu überführen. Darin
enthalten sein müssen unter anderem gesetzlich verankerte
Abfallreduktionsziele sowie eine Ausweitung der
Herstellerverantwortung auf Produktgruppen wie Baustoffe, Möbel und
Textilien.
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AGRAR/372: Lebensmittelpreise nicht auf Kosten der Landwirtschaft senken

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Lebensmittelpreise nicht auf Kosten der Landwirtschaft senken

Koalitionsfraktionen bringen Zweites Corona-Steuerhilfegesetz auf den
Weg



Am morgigen Freitag wird der Deutsche Bundestag erstmals über das von
den Koalitionsfraktionen eingebrachte "Zweite
Corona-Steuerhilfegesetz" beraten. Dazu erklären der agrarpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, und der
zuständige Berichterstatter, Hans-Jürgen Thies:

Albert Stegemann: "Die steuerlichen Maßnahmen sind für viele
landwirtschaftliche Betriebe eine Entlastung. Die Versorgung mit
hochwertigen und vielfältigen Lebensmitteln hat für uns in
Deutschland und in Europa weiterhin höchste Priorität. Landwirte
müssen dabei von ihrer Arbeit leben können. Die steuerlichen
Entlastungen dürfen nicht dazu führen, dass Preissenkungen bei
Lebensmitteln zu Lasten der Landwirtinnen und Landwirte gehen."

Hans-Jürgen Thies: "Die Corona-Pandemie stellt nahezu alle
Wirtschaftsbereiche vor enorme Herausforderungen. Auch die Land- und
Forstwirtschaft hat mit Absatzeinbußen, Lieferengpässen und
Investitionsunsicherheiten zu kämpfen. Mit dem umfangreichen
Maßnahmenbündel sorgen wir dafür, dass sich unsere heimischen
Betriebe nach dem Corona-Schock schnell erholen und konjunkturellen
Aufschwung erfahren. Die Verlängerung der Reinvestitionsfristen, die
Erhöhung des Verlustrücktrags, die Reduzierung der Umsatzsteuer und
die Einführung der degressiven Abschreibung stellt zügig Liquidität
zur Verfügung und trägt zur wirtschaftlichen Erholung bei. Die
Versorgung mit regionalen und hochwertigen Lebensmitteln hat größten
Stellenwert und gehört zur systemrelevanten kritischen
Infrastruktur."
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AGRAR/371: Schäden beheben und unsere Wälder fit für die Zukunft machen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Juni 2020

Schäden beheben und unsere Wälder fit für die Zukunft machen

Holz als klimaneutralen Rohstoff stärker nutzen



Im Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft des Deutschen
Bundestages wurden am heutigen Mittwoch die "Eckpunkte der
Waldstrategie 2050" intensiv diskutiert. Dazu erklären der
agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert
Stegemann, und der forstpolitische Sprecher der Fraktion, Alois
Gerig:

Albert Stegemann: "Unser Ziel muss sein, dass die nachhaltige
Bewirtschaftung der Wälder langfristig gesichert wird und dadurch die
vielfältigen Funktionen des Waldes erhalten bleiben. Dafür ist
weitere innovative Wald- und Holzforschung notwendig. Die
Stellungnahme des wissenschaftlichen Beirats ist ein hilfreicher und
konstruktiver Beitrag, um unsere Wälder fit zu machen für den
Klimawandel. Gleichzeitig veranschaulicht die Stellungnahme, dass die
Nutzung des klimaneutralen Rohstoffes Holz noch stärker ausgebaut
werden könnte. Vor diesem Hintergrund haben wir uns in den
Verhandlungen für das Konjunkturpaket dafür eingesetzt, dass neben
der Unterstützung der Waldbesitzer eine stärkere Nutzung von Holz als
Baustoff erfolgen soll."

Alois Gerig: "Die 700 Mio. Euro aus dem Konjunkturpaket plus
die 800 Mio. Euro Waldhilfen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) sind ein wichtiger Beitrag, im
dritten Trockenjahr in Folge die katastrophale Lage in deutschen
Wäldern zu entschärfen. Der Beirat stärkt uns in unserer Auffassung,
dass angesichts der enormen Waldschäden Wiederaufforstungen und ein
gezielter Waldumbau erforderlich sind. Damit dies gelingt, müssen wir
die Waldbesitzer motivieren, auch in Zukunft ihre Wälder aktiv zu
bewirtschaften - besonders Kleinwaldbesitzer. Dafür ist es
erforderlich, eine flächendeckende Beförsterung sicherzustellen und
auch Forstbetriebsgemeinschaften und Waldgenossenschaften besser zu
unterstützen. Darüber hinaus gibt der Beirat wichtige Denkanstöße,
wie wir innovative Laubholznutzungen voranbringen, Wald und Wild in
eine tragfähige Balance bringen und Ökosystemdienstleistungen der
Wälder in Zukunft honorieren können. Weitere Waldstilllegungen sind
nicht angezeigt - 'Schützen durch Nützen' hat sich als Erfolgsrezept
bewährt."
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AUSSEN/1927: Eindrucksvolle Solidarität mit den Entwicklungs- und Schwellenländern

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Eindrucksvolle Solidarität mit den Entwicklungs- und Schwellenländern

Deutschland als Vorreiter in der weltweiten Gesundheitsförderung



Im Deutschen Bundestag wird am morgigen Freitag der Antrag
"Entwicklungs- und Schwellenländer bei der Bewältigung der
Corona-Pandemie unterstützen" voraussichtlich beschlossen. Dazu
erklären der entwicklungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volkmar Klein, und der Berichterstatter
für globale Gesundheit der Fraktion, Georg Kippels:

Volkmar Klein: "Deutschland zeigt in der Krise in
beeindruckender Art und Weise Solidarität mit den Entwicklungs- und
Schwellenländern. Jeweils 1,55 Milliarden Euro erhält das
Bundesministerium für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit
2020 und 2021, um die Folgen der Corona-Pandemie weltweit zu
bewältigen. Dies ist ein starkes Signal für eine verantwortungsvolle
und wertebasierte Politik, die nicht nur das eigene Land in den Blick
nimmt. Das Geld ist auch gut angelegt. Bis zur Entwicklung eines
Impfstoffes droht in unserer globalisierten Welt immer die Rückkehr
des Virus aus anderen Ländern. Nur gemeinsam können wir diese
Herausforderung erfolgreich bewältigen."

Georg Kippels: "Bereits heute ist Deutschland ein Vorreiter in
der weltweiten Gesundheitsförderung. Mit den bereitgestellten Mitteln
kann unser Land nun noch viel mehr leisten, um Leben zu retten. Der
Aufbau von Krankenhäusern, die Unterstützung von Hygienemaßnahmen,
die Lieferung medizinischer Ausrüstung - all das hilft unmittelbar.
Aber auch die indirekten Folgen der Pandemie können so besser
bewältigt werden. Armut durch Verlust der Beschäftigung heißt in
Entwicklungs- und Schwellenländern in der Regel Hunger und Not.
Kinder können nicht mehr zur Schule gehen und müssen sich als
Tagelöhner verdingen. Die Situation von Flüchtlingen droht sich noch
weiter zu verschärfen. All diese Probleme können nun besser bewältigt
werden."
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INNEN/3610: Digitaltag nutzen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Digitaltag nutzen



Digitaltag informiert, sensibilisiert und regt zum Diskutieren an

Am morgigen Freitag findet der Digitaltag statt. Bei dieser
virtuellen Veranstaltung werden aus allen Teilen des Landes dezentral
Veranstaltungen organisiert, die für alle Menschen zugänglich sind
und die die Akzeptanz der Digitalisierung stärken sollen. Hierzu
erklären die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und der digitalpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Tankred Schipanski:

Schön: "Die Digitalisierung als Chance begreifen - Technik
erlebbar machen. Das ist das Ziel des Digitaltages. Jede
Veranstaltung trägt dazu bei, dass die Digitalisierung und deren
Potenzial besser verstanden wird und damit der digitale Wandel in
unserer Gesellschaft mehr Akzeptanz findet. Es gilt, damit bereits
bei den Kleinsten in unserer Gesellschaft anzufangen. Wir müssen die
Krise nutzen, damit sich digitale Bildung in Deutschland endlich
durchsetzt. Ein 'Weiter so' darf es nicht geben. Deswegen brauchen
wir einen digitalen Bildungsgipfel: Bund und Länder müssen sich jetzt
zusammensetzen und gemeinsam Defizite beheben und die Zukunft der
Bildung gestalten. Wir brauchen einen bildungspolitischen 'Neustaat'.
Und: Der Staat muss bei sich selbst anfangen. Nicht erst seit Corona
schauen wir mit Sorge auf Föderalismus, Verwaltung und internationale
Zusammenarbeit. Während die Welt sich in tosendem Tempo verändert,
stößt der Staat an seine Grenzen. Projekte dauern zu lange oder
scheitern ganz. Wir sitzen in der Komplexitätsfalle: Wir sind häufig
zu hierarchisch, zu bürokratisch und zu langsam. Das muss sich
ändern; das ist unser Ziel."

Schipanski: "Der Digitaltag bringt Menschen zusammen, die die
digitale Zukunft unseres Landes gestalten möchten. Dabei können sich
Interessierte über Digitalthemen informieren und mitdiskutieren.
Hierfür haben unterschiedlichste Organisationen in ganz Deutschland
virtuelle Veranstaltungen organisiert. Ziel ist es, für die
Herausforderungen und Chancen der digitalen Gesellschaft zu
sensibilisieren. Besonders gelungen finde ich, dass der Digitaltag
auch kleineren Organisationen in weniger zentralen Regionen
Aufmerksamkeit für ihre spannenden Projekte bringt. Den Austausch mit
Interessierten und fachkundigen Menschen zu stärken, ist
charakteristisch für den Digitaltag."
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INNEN/3609: Rot-rot-grünes Gesetz könnte Einsatz von Spezialkräften des Bundes erschweren

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Rot-rot-grünes Gesetz könnte Einsatz von Spezialkräften des Bundes
erschweren

Antidiskriminierungsgesetz würde dann auch Terrorismusbekämpfung
schwächen



Die Kritik am Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG)
wächst. Nun droht Bundesinnenminister Horst Seehofer mit
Konsequenzen: Er will vorerst keine Beamten der Bundespolizei mehr zu
Einsätzen in die Hauptstadt schicken. Dazu erklärt der
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Thorsten
Frei:

"Mit dem Antidiskriminierungsgesetz hat sich die rot-rot-grüne
Berliner Landesregierung ein dickes Eigentor geschossen. Nicht nur,
dass einzelne Bundesländer bereits prüfen, ob sie überhaupt noch
Einsatzkräfte in die Hauptstadt schicken wollen, um bei Großeinsätzen
Amtshilfe zu leisten. Nun bringt sich Berlin auch noch um die
Unterstützung durch die Bundespolizei, denn natürlich kann das
Bundesinnenministerium nicht riskieren, dass seine Uniformträger zum
Ziel willkürlicher Anschuldigungen durch Verdächtige werden.

Das kann weitreichende Folgen haben - die Bundespolizei deckt
zahlreiche Spezialfähigkeiten ab, auch in der Terrorismusbekämpfung.
So unterhält die Bundespolizei mit den Beweissicherungs- und
Festnahmeeinheiten (BFE+) spezialisierte Polizeikräfte zur
Terrorbekämpfung, die die Reaktions- und Durchhaltefähigkeit der
Bundespolizei im Falle eines terroristischen Anschlags erhöhen und
die GSG 9 bei Terror- und Sonderlagen entlasten sollen. Die Aufgabe
dieser Einheiten ist es, Angreifer bei Gefährdungslagen zu binden und
Unbeteiligte zu schützen. Nun muss in einer Einsatzlage im Zweifel
noch einmal separat abgewogen werden, ob man diese Polizisten der
zusätzlichen Gefahr aussetzt, zum Ziel beliebiger Unterstellungen
durch Tatverdächtige zu werden."
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RECHT/1037: Hass und Hetze gehen nicht mehr durchs Netz

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Hass und Hetze gehen nicht mehr durchs Netz

Rechtsextremismus und Hasskriminalität werden zukünftig effektiver
verfolgt und härter geahndet



Hass und Hetze, Beleidigungen und Gewaltandrohungen in sozialen
Medien sind ein ernstzunehmendes und stetig zunehmendes Phänomen. Der
Deutsche Bundestag wird daher voraussichtlich am heutigen Donnerstag
das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der
Hasskriminalität in 2. und 3. Lesung verabschieden. Dazu erklären der
rechtspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr.
Jan-Marco Luczak, und der zuständige Berichterstatter Ingmar Jung:

Dr. Jan-Marco Luczak: "Die Anonymität des Netzes ist ein
Nährboden für Hass und Hetze, Beleidigung und Bedrohungen. Sie sind
Wegbereiter und Brandbeschleuniger für die furchtbaren Anschläge von
Halle und Hanau oder die Ermordung von Walter Lübcke. Das können und
wollen wir nicht länger hinnehmen.

Die Verrohung im Netz bedroht unsere freiheitliche demokratische
Grundordnung, weil Menschen sich nicht mehr trauen, ihre Meinung frei
und offen zu äußern. Der Staat darf aber nicht zusehen, wenn versucht
wird, Menschen mundtot zu machen und einen offenen Diskurs zu
ersticken. Deswegen steuern wir heute energisch entgegen. Wer im Netz
hetzt und droht, wird künftig härter bestraft und effektiver
verfolgt.

Nicht hinnehmbare Strafbarkeitslücken schließen wir. Wer mit
sexuellen Übergriffen oder mit Gewalt droht, wird künftig bestraft.
Auch müssen soziale Netzwerke strafbare Inhalte nun direkt an das
Bundeskriminalamt melden, damit Täter identifiziert und bestraft
werden können. Wer meint, in der Anonymität der digitalen Welt
unerkannt Straftaten begehen zu können, der wird in der realen Welt
Besuch von der Polizei bekommen.

Unser Rechtsstaat gilt - real und digital! Wir werden Recht und
Gesetz auch im Netz konsequent umsetzen."

Ingmar Jung: "Der Rechtsstaat muss sicherstellen, dass
strafbare Inhalte konsequent und effektiv verfolgt werden. Denn Hass
und Hetze sind der Nährboden für weitere Straftaten und haben in
unserer Gesellschaft keinen Platz.

Endlich können wir auch die Betreiber sozialer Netzwerke mit in die
Verantwortung nehmen und dazu verpflichten, die gemeldeten und
strafbaren Inhalte an die Strafverfolgungsbehörden auszuleiten.

Wichtig ist auch hier die Zentralstellenfunktion des
Bundeskriminalamts in Wiesbaden. Dort werden die gemeldeten Inhalte
gesammelt, geprüft und an die zuständigen Staatsanwaltschaften
weitergeleitet. So bleibt das Verfahren effektiv und gleichzeitig
wird der Prüfungs- und Bürokratieaufwand bei den sozialen Netzwerken
auf ein Mindestmaß begrenzt. Zur Sicherung der Strafverfolgung muss
das Bundeskriminalamt dann aber auch die eigene Kompetenz zur
IP-Adressabfrage haben. Auch dies sichert das neue Gesetz.

Ebenfalls ist der besondere Schutz von Kommunalpolitikerinnen und
Kommunalpolitikern sowie von Personen, die sich ehrenamtlich
engagieren, für uns von besonderer Bedeutung. Mit dem Gesetz wird
ausdrücklich klargestellt, dass der besondere Schutz vor Beleidigung,
Übler Nachrede und Verleumdung im politischen Kontext auch für diese
gilt. Auch wenn dies eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein
sollte."
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RECHT/1036: Wir dulden keinen Hass im Internet

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Wir dulden keinen Hass im Internet

Der Bundestag beschließt Gesetzesverschärfungen bei Hetze im
Internet, Kinderpornografie und zum besseren Schutz von
Kommunalpolitikern



Der Deutsche Bundestag wird am heutigen Donnerstag voraussichtlich in
2. und 3. Lesung das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und
der Hasskriminalität beschließen. Dazu erklärt der Stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Thorsten Frei:

"Der heute vom Deutschen Bundestag beschlossene Gesetzentwurf zur
besseren Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität
ist eine Kampfansage an all diejenigen, die ihren Hass in den
sozialen Netzwerken des Internets verbreiten, dort gegen andere
Menschen hetzen und sie einschüchtern. Der Staat wehrt sich. Täter
werden zur Rechenschaft gezogen und Opfer geschützt. Aus Worten
können Taten werden. Das haben uns die schrecklichen Taten von
Halle/Saale, Hanau und die Ermordung des Kasseler
Regierungspräsidenten Dr. Walter Lübcke eindringlich vor Augen
geführt. Dabei ist es auch egal, ob Hass und Hetze in der realen oder
in der digitalen Welt verbreitet werden. Beides ist gefährlich und
gegen beides gehen wir gleichermaßen entschieden vor.

Deshalb verpflichten wir mit diesem Gesetz jetzt Facebook, Twitter
und Co., künftig strafbare Inhalte an das Bundeskrimimalamt zu
melden, damit eine Strafverfolgung eingeleitet werden kann. Diese
Meldepflicht gilt auch für Kinderpornografie. Gerade die in jüngster
Zeit aufgedeckten Fälle des sexuellen Missbrauchs von Kindern haben
uns noch einmal darin bestätigt, dass wir entschlossener gegen diese
Verbrechen an Kindern vorgehen müssen. Weitere Gesetzverschärfungen
beim sexuellen Missbrauch wollen wir nun in den kommenden Wochen auf
den Weg bringen.

Wir haben außerdem durchgesetzt, dass das Bundesjustizministerium in
Kürze einen Gesetzesentwurf vorlegen wird, mit dem das
Veröffentlichen von so genannten 'Feindeslisten' im Internet künftig
unter Strafe gestellt wird.

Rauer ist das gesellschaftliche Klima auch für diejenigen geworden,
die sich vor Ort in unseren Städten und Kommunen politisch engagieren
und für das Gemeinwohl eintreten. Drohungen gegen unsere
Bürgermeister und Gemeindevertreter gehören leider inzwischen zum
Alltag. Mit dem heute beschlossenen Gesetz sorgen wir dafür, dass
unsere Kommunalpolitiker künftig denselben strafrechtlichen Schutz
bei Beleidigungen und Drohungen erhalten wie Landes- oder
Bundespolitiker.

Außerdem schützen wir medizinisches Personal in ärztlichen
Notdiensten und in Notaufnahmen strafrechtlich mit diesem Gesetz in
gleicher Weise wie Hilfeleistende der Feuerwehr, des
Katastrophenschutzes oder eines Rettungsdienstes. Denn wer anderen in
einer Notsituation hilft, sei es vor Ort bei einem Unglücksfall oder
in der Notaufnahme eines Krankenhauses, hat den identischen Schutz
vor Angriffen und Bedrohungen verdient. Wer diejenigen angreift, die
anderen helfen und sie im Notfall versorgen, muss die ganze Härte
unseres Rechtsstaats zu spüren bekommen."
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RECHT/1035: Autorennen in der Stadt mit Härte entgegentreten

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Autorennen in der Stadt mit Härte entgegentreten



Statement des Stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Thorsten Frei:

"Die Entscheidung des Bundesgerichtshofs ist ein gutes Signal für die
Sicherheit auf unseren Straßen. Sie zeigt: Wer mit 160
Stundenkilometern durch Innenstädte rast, kann sich nachher nicht mit
fehlendem Mordvorsatz herausreden. Das hat der Bundesgerichtshof
völlig zutreffend nun bestätigt. Klar ist: Autorennen sind illegal,
und sie sind eine absolut intolerable Gefahr für alle anderen
Verkehrsteilnehmer. Denn ob Fußgänger, Radfahrer, Motorradfahrer oder
Autofahrer: Wem ein Auto mit 160 oder mehr Stundenkilometern
entgegenjagt, dem drohen Tod oder schwerste Verletzungen. Solche
Täter müssen mit aller Härte bestraft werden."
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UMWELT/880: Klares Signal für den Ausbau Erneuerbarer Energien

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Klares Signal für den Ausbau Erneuerbarer Energien

Finanzielle Anreize für die Installation von Photovoltaikanlagen



Der Deutsche Bundestag wird am heutigen Donnerstag die Abschaffung
des 52-GW-Photovoltaikdeckels beschließen. Dazu erklärt die
Beauftragte für Klimaschutz der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Anja
Weisgerber:

"Die Abschaffung des 52-Gigawatt-Photovoltaikdeckels ist ein starkes
Signal für mehr Klimaschutz durch die Nutzung und den Ausbau der
Erneuerbaren Energien. Ein weiterer Zubau von Photovoltaikanlagen
wäre zwar in jedem Fall noch möglich gewesen, nach unserer
Entscheidung wird aber auch weiterhin jede neu gebaute Anlage über
das EEG gefördert. Vor allem für die Häuslebauer in Deutschland
setzen wir damit einen attraktiven Anreiz für die Installation von
Photovoltaikanlagen. Mit derartigen Anreizen wird die Energiewende
gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern gelingen.

Mit der Einführung einer neuen Länderöffnungsklausel im Baugesetzbuch
für die Windenergie an Land wird den Ländern ermöglicht, einen
Mindestabstand von bis zu 1.000 Metern zwischen Windenergieanlagen
und Wohngebäuden in ihre Landesgesetze aufzunehmen. Auf diese Weise
können die Länder individuell über die Abstandsregeln entscheiden.
Auch damit setzen wir ein klares Signal für flexible Lösungen vor Ort
und mehr Akzeptanz der Windkraft durch die Bürger.

Trotz der Corona-Pandemie halten wir an unseren Klimazielen fest -
ohne Wenn und Aber. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien ist ein
zentrales Element zur Erreichung dieser Ziele. Bis zum Jahr 2030 soll
der Anteil der Erneuerbaren Energien am Stromverbrauch 65 Prozent
betragen. Um den Ausbau zu überwachen und das Ausbauziel zu
erreichen, werden wir zudem in der neu eingerichteten
Bund-Länder-Arbeitsgruppe einen Koordinierungsmechanismus
entwickeln."
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WIRTSCHAFT/2927: Klare Spielregeln beim Aufkauf von Firmen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Klare Spielregeln beim Aufkauf von Firmen

Novelle des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG) ermöglicht vorausschauende
Prüfung bei Übernahmen



Mit der Novelle des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG) wird die
EU-Screening-Verordnung umgesetzt. Die Novelle ermöglicht zugleich
eine vorausschauende Prüfung kritischer Unternehmenserwerbe. Dazu
erläutert der wirtschafts- und energiepolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Joachim Pfeiffer:

"Die Novelle des AWG stellt sicher, dass während einer Prüfung keine
voll-endeten Tatsachen geschaffen werden. Es ist richtig und wichtig,
dass bis zum Prüfabschluss der Erwerb als schwebend unwirksam gilt.
Dabei wird künftig geprüft, ob ein Erwerb zu einer voraussichtlichen
Beeinträchtigung der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit führt. Dies
gilt ebenfalls für mögliche Beeinträchtigungen anderer
EU-Mitgliedsstaaten oder -Projekte.

Unternehmen erhalten gleichzeitig Planungssicherheit. Dafür hat die
Union verbesserte, transparente Fristenregelungen auf den Weg
gebracht. Von der auf zwei Monate verkürzten Vorprüfung profitieren
mehr als zwei Drittel der Prüffälle und insbesondere Start-ups, die
auf eine kurzfristige Fremdfinanzierung angewiesen sind. Die
Hauptprüfung beträgt nun im Normalfall vier Monate und kann bei
komplexen Einzelfällen um bis zu drei Monate verlängert werden. Dabei
macht auch die eingeführte Fristhemmung die Prüfung für Unternehmen
planbarer. Mit der Novelle kann das Parlament bei Bedarf außerdem
nachsteuern. Die Prüffristen sind nun im AWG geregelt."


Hintergrund:

Mit dem Gesetzentwurf wird das deutsche Investitionsprüfungsrecht an
die am 11. April 2019 in Kraft getretene EU-Screening-Verordnung
angepasst. Die Verordnung ist das Ergebnis einer gemeinsamen
Initiative von Deutschland, Italien und Frankreich. Sie verbessert
die Zusammenarbeit der EU-Mitgliedsstaaten im Bereich der
Investitionsprüfung, schafft zusätzliche Rechtssicherheit für
Unternehmen und erschließt neue Handlungsspielräume für die
Mitgliedstaaten. Die Verordnung wird am 11.10.20 wirksam.

Aufgrund der Corona-Krise hat die Novellierung des deutschen
Investitionsprüfungsrechts mittlerweile drei Teile und wurde
inhaltlich ausgeweitet und geschärft. Der erste Teil enthält die
Regelungen auf gesetzlicher Ebene (AWG). Mit der Novelle werden die
Prüfungsfristen nun im AWG geregelt. Damit kann das Parlament bei
Bedarf nachsteuern. Ergänzend zur AWG-Novelle ist zeitlich
nachgelagert auch eine Novelle der Außenwirtschaftsverordnung (AWV)
vorgesehen. Darin soll geregelt werden, welche Fallgruppen geprüft
werden. Aufgrund der aktuellen Entwicklungen ist kurzfristig eine
eilige, Corona-bezogene Novelle vorgezogen worden.
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EUROPA/1800: Rechtsbruch durch griechische Küstenwache in der Ägäis

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juni 2020

Rechtsbruch durch griechische Küstenwache in der Ägäis



"Das brutale Vorgehen der griechischen Küstenwache gegen Geflüchtete
zeigt: Bei der Bekämpfung schutzsuchender Menschen an den
EU-Außengrenzen sind den Behörden offenbar alle Mittel recht. Bereits
bei den massiven Menschenrechtsverletzungen an der
griechisch-türkischen Grenze fehlte jegliche Aufarbeitung durch die
EU, im Gegenteil: Massive Rechtsbrüche werden durch Schweigen oder gar
Lob der EU gerechtfertigt", erklärt Michel Brandt, Obmann der Fraktion
DIE LINKE im Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe, zu
Berichten über die Aussetzung geflüchteter Menschen auf aufblasbare
Rettungsinseln durch die griechische Küstenwache. Brandt weiter:

"Für das Ziel der Abschottung werden Menschlichkeit sowie völker- und
europarechtliche Grundsätze bereitwillig geopfert. Ich verurteile
diese Politik der Abschottung und Abschreckung aufs Schärfste.

Deutsche Frontex-Beamte in der Ägäis sind für die gewaltsamen
Push-Backs mitverantwortlich. Ich fordere die sofortige Beendigung des
Einsatzes. Die EU muss eine Untersuchung der Vorwürfe gegen
Griechenland einleiten, es braucht ein klares Bekenntnis der
EU-Kommission zu den Menschenrechten. Menschenrechtsverletzungen an
den EU-Außengrenzen dürfen nicht länger folgenlos bleiben. Der Schutz
von Menschen auf der Flucht muss höchste Priorität haben."

 * 
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FINANZEN/1591: Nachtragshaushalt - Soziale Gerechtigkeit ins Zentrum rücken

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. Juni 2020

Nachtragshaushalt: Soziale Gerechtigkeit ins Zentrum rücken



Zur Debatte um den Nachtragshaushalt sagt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Für den Nachtragshaushalt sind dringend Nachbesserungen an den damit
finanzierten Programmen notwendig. Das Konjunkturprogramm der
Bundesregierung hat weiter eine erhebliche soziale Schieflage. Eltern,
Arbeitslose und Pflegekräfte bekommen beispielsweise kaum etwas. Es
wäre aus meiner Sicht höchste Zeit, dass die Pflegekräfte wie in
Frankreich auf die Straße gehen, weil die Bundesregierung für sie
offensichtlich außer Klatschen nichts übrig hat. Konzerne bekommen
ihre Milliardenhilfen dagegen praktisch ohne Auflagen. Der Staat muss
endlich seine Steuerungsaufgabe wahrnehmen und dafür sorgen, dass
Arbeitsplätze gesichert und das Klima geschützt werden.

So wie das Paket jetzt ist, wird damit die Chance vertan, für ein
besseres Gesundheitssystem, eine nachhaltige Verkehrswende und mehr
bezahlbaren Wohnraum zu sorgen.

Eine offene Frage ist, wer das Konjunkturprogramm bezahlen wird, in
den kommenden Jahren, innerhalb der Generationen. Der
Nachtragshaushalt kann auch nur dann sozial gerecht sein, wenn die
Schuldentilgung am Ende über ein sozial gerechtes Steuersystem
erfolgt, bei dem vor allem die Reichen, die Konzerne und die
Profiteure der Krise ihren Anteil zahlen.

Dazu gehört unter Anderem eine Vermögensabgabe als Einstieg für die
Einführung einer Vermögenssteuer, die Erhöhung des
Spitzensteuersatzes, die angemessene Besteuerung von Konzerngewinnen
und die konsequente Durchsetzung dieses Steuersystems. Dazu müssen
endlich genug Steuerprüferinnen und Steuerprüfer eingestellt werden,
um die Steuererklärungen der großen, verzweigten und trickreichen
Konzerne auch wirklich unter die Lupe nehmen zu können. Die
Schuldenbremse wieder zu aktivieren, während die Schulden aus der
Krise beglichen werden, hieße, dramatische Kürzungsprogramme der
öffentlichen Leistungen zu erzwingen. Damit wird die staatliche
Infrastruktur in Deutschland zerstört, zu Lasten der Allgemeinheit.
Das ist das Gegenteil von Generationengerechtigkeit. Deshalb muss die
Schuldenbremse dauerhaft abgeschafft werden.

Das alles ist keine Frage der Generationengerechtigkeit, sondern eine
der sozialen Gerechtigkeit. Die kommenden Generationen erben nicht nur
die Schulden aus der Krise, sondern auch die Guthaben derer, bei denen
die Schulden aufgenommen werden. Was die kommenden Generationen auch
erben ist aber eine funktionierende oder eben eine kaputt gesparte
Infrastruktur. Deswegen ist Generationengerechtigkeit kein Argument
gegen Investitionsprogramme, sondern dafür.
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FINANZEN/1590: Nachbesserungen am Konjunkturprogramm sind dringend nötig

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juni 2020

Nachbesserungen am Konjunkturprogramm sind dringend nötig



"Das Konjunkturprogramm greift zwar soziale Forderungen der LINKEN
auf, doch gegen die dramatische soziale Spaltung unserer Gesellschaft
wird viel zu wenig getan", kommentiert Gesine Lötzsch,
haushaltspolitische Sprecherin und stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE, das Konjunkturpaket. Lötzsch weiter:

"Im Konjunkturpaket wurden viele Forderungen der LINKEN aufgenommen:
Mehr Geld für Kinder, mehr Geld für Kommunen, mehr Geld für die
Jugendherbergen und mehr Geld für den öffentlichen Nahverkehr. Doch es
gibt auch Kritikpunkte. Wir wollen einen Corona-Zuschlag von 100 Euro
für Menschen, die in Armut leben. Ich denke an Hartz-IV-Empfänger und
Armutsrentner.

Wir sind auch dagegen, dass im Windschatten der Corona-Krise die
Bundeswehr nach Wünschen von Trump weiter aufgerüstet wird.

Vor allem müssten wir die Finanzierung klären. Das haben die
Regierungskoalitionen noch völlig offengelassen. Sie sehen das
Konjunkturpaket als Wahlgeschenk. Nach der Wahl wird dann die Rechnung
präsentiert - da machen wir nicht mit. Wir fordern eine einmalige
Vermögensabgabe, die grundsätzlich auch das Grundgesetz für möglich
hält.

Die Bundesregierung hätte das Konjunkturprogramm mit grundlegenden
Reformen verbinden müssen. Nach der Krise wird die Bereitschaft,
Reformen durchzuführen, dramatisch sinken. Das ist die Erfahrung aus
der Finanzkrise von 2008. Jetzt ist Zeit für mehr Gerechtigkeit. Die
Vermögensabgabe wäre ein erster Schritt."

 * 
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GESUNDHEIT/1215: Auch Sachverständige fordern gesetzlichen Rahmen für Unabhängige Patientenberatung

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juni 2020

Auch Sachverständige fordern gesetzlichen Rahmen für Unabhängige Patientenberatung



"In der öffentlichen Anhörung im Bundestag bestätigten die
Sachverständigen die Kritik der LINKEN an der Unabhängigen
Patientenberatung UPD, deren Mutterfirma eigene kommerzielle
Interessen verfolgt. Wir brauchen für die Zukunft eine - übrigens auch
von Krankenkassen - unabhängige Beratungsstruktur, eine Finanzierung
aus Steuermitteln ohne turnusmäßige Ausschreibung und ein neues
Trägermodell. Die maßgeblichen Patientenorganisationen sollten dabei
mit der dann auch wirklich unabhängigen Patientenberatung dauerhaft
betraut werden", erklärt Harald Weinberg, krankenhauspolitischer
Sprecher und Sprecher für Prävention und Gesundheitsförderung der
Fraktion DIE LINKE, zur heutigen Anhörung des Gesundheitsausschusses
des Deutschen Bundestags zum Antrag der LINKEN "UPD - Gemeinnützigkeit
und Unabhängigkeit wiederherstellen". Weinberg weiter:

"Kommerzielle und finanzielle Interessen einer Mutterfirma wie bei der
jetzigen Sanvartis-Careforce-UPD erschüttern das Vertrauen bei den
Ratsuchenden. Zudem gibt es harsche Kritik an Umfang und Qualität der
Sanvartis-UPD.

Zudem stellt der Bundesrechnungshof, so berichten es mehrere Medien,
fest, dass durch hohe Zahlungen der UPD an andere Firmen der
Sanvartis-Unternehmensallianz der Eindruck fehlender Unabhängigkeit
und Neutralität entstehen könne. Leider wird der Bericht des
Bundesrechnungshofs bisher geheim gehalten und ist in voller Länge nur
wenigen Politikerinnen und Politikern bekannt. Die gesamte
Öffentlichkeit, alle ratsuchenden Patientinnen und Patienten sowie
alle gesetzlich Versicherten haben aber ein Recht darauf zu erfahren,
wofür die Versichertengelder bei der UPD wirklich verwendet wurden.

Bereits im kommenden Jahr würde der Spitzenverband der Gesetzlichen
Krankenversicherung die Ausschreibung für weitere sieben Jahre
einleiten. Im Interesse aller Ratsuchenden ist die Bundesregierung
daher gefordert, schnell eine patientenorientierte Lösung gesetzlich
zu verankern. Im Antrag der Linksfraktion und in den Stellungnahmen
der allermeisten Sachverständigen zur heutigen Anhörung ist enthalten,
wie dies auszusehen hat."
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INNEN/5140: Menschen mit Behinderungen sind auch beim Sport noch deutlich benachteiligt

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juni 2020

Menschen mit Behinderungen sind auch beim Sport noch deutlich benachteiligt



"Mit Inkrafttreten der UN-BRK am 26. März 2009 ist der Staat dazu
verpflichtet, Menschen mit Behinderungen eine umfassende Teilhabe auch
am Sport zu ermöglichen. Tatsache ist, dass zwischen Anspruch und
Wirklichkeit trotz Anerkennung der Fortschritte in den vergangenen
Jahren immer noch eine riesige Lücke klafft", erklärt André Hahn,
stellvertretener Vorsitzender und sportpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Tagung des Sportausschusses, der
sich heute Auf Antrag der LINKEN mit der Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) sowie den Auswirkungen der
Corona-Krise auf den Sport von Menschen mit Behinderungen beschäftigt
hat. An der Diskussion nahmen der Bundesbehindertenbeauftragte, Jürgen
Dusel, der Präsident des Deutschen Behindertensportverbandes (DBS),
Friedhelm-Julius Beucher, die Präsidentin von Special Olympics
Deutschland (SOD), Christiane Krajewski, sowie der Vizepräsident für
Leistungssport des Deutschen Gehörlosen-Sportverbandes (DG-SV),
Norbert Hensen, teil. Hahn weiter:

"Dies betrifft alle Bereiche des Sports, den Sport an Schulen von der
Grundschule bis zur Hochschule, den Gesundheitssport, den
organisierten Breitensport, Sportangebote von gewerblichen Anbietern
und natürlich auch den Spitzensport. Wesentliche Ursachen sind dabei
die fehlende Barrierefreiheit von Sportstätten und Schwimmbädern, die
behindertenbedingt zusätzlichen Aufwendungen für spezielle
Sportgeräte, für die Wege zum Sport sowie für nötige
Assistenzleistungen und auch die vielen Barrieren in den Köpfen. Die
Schaffung von Barrierefreiheit muss endlich ein verbindliches
Kriterium werden, wenn es um die Förderung von Sportstätten durch den
Bund oder die Länder geht."

Sören Pellmann, Mitglied im Sportausschuss sowie Sprecher für
Inklusion und Teilhabe der Fraktion DIE LINKE, ergänzt: "Die
Corona-Krise ist für das Leben von Menschen mit Behinderungen mit
besonderen Einschränkungen verbunden. Das betrifft auch den Sport.
Stark gefährdet sind der Breiten- wie auch der Rehabilitationssport
und insbesondere die sowieso schon viel zu geringen Sportangebote für
Menschen mit geistigen Behinderungen. Eine Normalisierung wird hier
sicher deutlich länger brauchen als beim Sport für Menschen ohne
Behinderungen und bedarf besonderer Aufmerksamkeit und Unterstützung
durch Bund und Länder. Sorgen machen mir auch die Einschätzungen der
Behindertensportverbände, dass durch die Corona-Krise viele
Inklusionsprojekte vor dem Aus stehen und hier massive Rückschritte zu
befürchten sind.

Wenn gegenwärtig laut SOD nicht einmal ein Prozent von den 90.000
Sportvereinen inklusive Sportvereine in ihrer Arbeit etabliert haben,
ist das elf Jahre nach Inkraftsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention nicht akzeptabel."
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INNEN/5139: CDU/CSU und SPD verzögern Anhörung zum Lobbyregister im Bundestag

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juni 2020

CDU/CSU und SPD verzögern Anhörung zum Lobbyregister im Bundestag



"Es ist ein fatales Signal, dass CDU/CSU und SPD Transparenz als
Belastung empfinden und nicht als Chance, für die Demokratie zu
werben. Der Fall Amthor zeigt, dass niemand mehr mit der Einführung
eines verbindlichen Lobbyregisters warten sollte, erst recht nicht die
CDU. Wann, wenn nicht jetzt, wäre der richtige Zeitpunkt, dazu?",
kommentiert Jan Korte, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer der
Fraktion DIE LINKE im Bundestag, die heutige Entscheidung der
schwarz-roten Mehrheit im Geschäftsordnungsausschuss des Bundestags,
die Anhörung unter anderem zum Gesetzentwurf der LINKEN für ein
verpflichtendes Lobbyregister erst nach der Sommerpause am 1. Oktober
2020 durchzuführen. Korte weiter:

"Seit Jahren fordern nicht nur DIE LINKE, sondern auch
Transparenzorganisationen ein Lobbyregister. Seit Beginn der
Legislaturperiode liegt unser Gesetzentwurf vor, auch Grüne und FDP
haben Initiativen dazu vorgelegt. Eine Anhörung vor der Sommerpause
wäre nicht nur ein Zeichen der Koalition gewesen, dass sie verstanden
hat, was die Menschen bewegt. Sie hätte ihr auch die Möglichkeit
geboten, Erkenntnisse aus der Anhörung in einen möglichen
Koalitionsentwurf aufzunehmen. Es ist nicht nachvollziehbar, dass sie
diese Chance hat verstreichen lassen."
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SICHERHEIT/2087: KSK der Bundeswehr auflösen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juni 2020

KSK der Bundeswehr auflösen



"Das KSK ist nicht reformierbar. Die geheim agierende,
kampforientierte 'Elitetruppe' zieht Rechte regelrecht an. Die Fehler
beim KSK sind also systemischer Natur, die Einheit muss deshalb
aufgelöst werden! Dass sich dort ein offensichtlich schwer
durchschaubares, rechtes Netzwerk gebildet hat, ist auch das Ergebnis
jahrelangen Wegsehens, mangelnder Transparenz und Fehlentscheidungen
im Verteidigungsministerium", erklärt Tobias Pflüger,
verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Bundestag,
zu den rechtsextremen Umtrieben beim Kommando Spezialkräfte der
Bundeswehr, die heute Thema im Verteidigungsausschuss waren. Pflüger
weiter:

"Die Zeiträume zwischen dem Bekanntwerden rechter Vorfälle beim KSK
werden immer kürzer. Nun hat ein Hauptmann die Zustände dort in einem
Brief an die Ministerin geschildert. Demzufolge ist insbesondere der
Bereich der KSK-Ausbildung geprägt von erzwungenem Kadavergehorsam und
über das Bild der Inneren Führung weit hinausgehenden Methoden. Das
KSK scheint an wichtigen Stellen durchsetzt von Angehörigen der
rechten Szene. Wir fordern wie der Hauptmann eine externe Untersuchung
der Vorgänge.

Am Ende wird es aber nicht genügen, einzelne neonazistische,
rechtsextreme Akteure aus dem KSK zu entfernen, um das Problem in den
Griff zu bekommen. Auch deuten sich in dem Brief des Hauptmanns mit
Hinweisen auf direkt involvierte Firmen von Lebensgefährtinnen weitere
Untiefen an. Die Ministerin kann es sich sparen, Reformvorschläge für
das KSK zu erarbeiten. Die Truppe muss aufgelöst werden."
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SOZIALES/2751: Sogenannte "Grundrente" trotz Mängeln endlich verabschieden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juni 2020

Sogenannte "Grundrente" trotz Mängeln endlich verabschieden



"Es ist gut, dass die Union ihre Blockade bei der sogenannten
'Grundrente' immer mehr aufgibt. Aber es ist schlecht, dass CDU und
CSU weiter an der armenfeindlichen Kürzung des Zuschlags, der viel zu
hohen Zugangshürde von 33 Jahren und einer hochbürokratischen
Einkommensprüfung für eine Leistung von durchschnittlich weniger als
80 Euro festhalten. Trotz aller Mängel muss das Gesetz noch vor der
Sommerpause verabschiedet werden, damit wenigstens 1,3 Millionen
Menschen von dem Zuschlag profitieren können", erklärt Matthias W.
Birkwald, rentenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Birkwald
weiter:

"Wer jahrzehntelang im Niedriglohnsektor schuften musste, darf in der
Rente nicht auch noch mit dem Gang zum Sozialamt bestraft werden.
Deshalb wird DIE LINKE weiter dafür streiten, dass die von der Union
durchgesetzte, vollkommen willkürliche und komplett überflüssige
12,5-Prozent-Kürzung aller Rentenzuschläge wieder gestrichen wird. Das
würde Menschen mit Kleinstrenten am meisten helfen.

Außerdem darf arbeitslosen und chronisch kranken Menschen der Zugang
zum Rentenzuschlag nicht verbaut werden. Darum sollten 25 statt 33
Jahren Wartezeit als Voraussetzung für die sogenannte 'Grundrente'
ausreichen.

Bei einer Leistung von durchschnittlich nicht einmal 80 Euro ist eine
Einkommensprüfung zudem vollkommen überflüssig, und für Menschen, die
jahrzehntelang gearbeitet haben, ist sie gar entwürdigend. Die
Rentenversicherung wäre mit dieser konkret vorgesehenen
Einkommensprüfung überfordert. Sie sollte daher bei dieser nicht
armutsfesten Regelung komplett gestrichen werden. Dann wäre die
sogenannte ?Grundrente? auch ein wirksamer Beitrag im Kampf gegen
Altersarmut.

Bei der von der LINKEN vorgeschlagenen 'Solidarischen Mindestrente',
deren Zuschlag beispielsweise für Menschen ab 65 Jahren dafür sorgen
soll, dass niemand im Alter von weniger als aktuell 1.050 Euro netto
zuzüglich Wohngeld in Kommunen mit hohen Mieten leben muss, wäre
hingegen eine Einkommens- und Vermögensprüfung mit einem Freibetrag
von 68.750 Euro statt 5.000 Euro sinnvoll und notwendig."
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SOZIALES/2750: Kita-Finanzierung darf nicht von Konjunkturprogrammen abhängen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juni 2020

Kita-Finanzierung darf nicht von Konjunkturprogrammen abhängen



"Die Ankündigung von Franziska Giffey ist eine Luftnummer. Der Ausbau
von Kindertagesstätten ist eine Daueraufgabe und nicht geeignet, um
das Konjunkturprogramm der Bundesregierung aufzublähen", erklärt
Norbert Müller, kinder- und jugendpolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE, mit Blick auf die Ankündigung der Bundesfamilienministerin,
zusätzlich eine Milliarde Euro für den Kita-Ausbau zur Verfügung zu
stellen. Norbert Müller weiter:

"Schon mit dem sogenannten Gute-Kita-Gesetz hat es die Bundesregierung
versäumt, die Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der
Kindertagesbetreuung dauerhaft sicherzustellen. Es ist gar nicht klar,
ob Länder und Kommunen in der Lage sind, die Investitionsmittel so
kurzfristig abzurufen. Zudem besteht die Gefahr, dass zwar baulich
neue Kitakapazitäten geschaffen werden, aber aufgrund des
Fachkräftemangels tatsächlich gar nicht mehr Kitaplätze entstehen.

Die Anhörung im Familienausschuss zum Ganztagsfinanzierungsgesetz hat
gezeigt, dass erstmal der Rechtsanspruch auf den Ganztag geschaffen
werden muss, bevor die Bundesregierung vollmundige
Investitionsversprechen machen kann. Die Bundesregierung macht hier
den zweiten Schritt vor dem ersten. Es ist zu befürchten, dass der im
Koalitionsvertrag vereinbarte Rechtsanspruch am Ende still und
heimlich begraben wird. Franziska Giffey muss nun umgehend einen
Gesetzentwurf für den Rechtsanspruch auf den Ganztag vorlegen.

DIE LINKE fordert ein Bundeskitaqualitätsgesetz: Wir brauchen einen
dauerhaften Einstieg des Bundes in die Finanzierung der
Kindertagesstätten. Die Coronapandemie hat gezeigt, wie wichtig
gleichwertige Standards in den Kitas sind. Dauerhafte Finanzierung und
bundesweit gleiche Standards können aber nur über ein
Kitaqualitätsgesetz gesetzlich verankert werden. Die nur launenhaft
erfolgenden Finanzspritzen reichen nicht aus, um den Kommunen
Planungssicherheit zu geben. Mit der Perspektive, auf den anfallenden
Betriebskosten allein sitzenzubleiben, werden viele Kommunen die
Investitionsmittel erst recht nicht abrufen."
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BUNDESTAG/9936: Heute im Bundestag Nr. 629 - 17.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 629

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Juni 2020, Redaktionsschluss: 17.52 Uhr

1. Stand von GAIA-X diskutiert

2. Sorge vor Fremdbestimmung in der Pflege

3. Anhörung zu Novellierung des NetzDG

4. Rechtsextreme Tendenzen bei Polizei

5. AfD: Bundesweites Antifa-Verbot prüfen



1. Stand von GAIA-X diskutiert

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) In seiner 57. Sitzung hat der Ausschuss Digitale
Agenda mit einem Vertreter des Bundeswirtschaftsministeriums (BMWi)
über GAIA-X, eine vernetzte europäische Datenstruktur mit strengen
Schutzstandard, diskutiert. "Bei der Präsentation von Peter Altmaier
(CDU) und seinem französischen Amtskollegen am 4. Juni wurde
unterstrichen, dass GAIA-X keine Wolke, sondern ein konkretes Vorhaben
ist", sagte der BMWi-Vertreter. Das Projekt wurde zwar in Deutschland
initiiert, sei nun zu einem deutsch-französischen geworden und habe
immer eine europäische Dimension gehabt, betonte er. Derzeit fänden
Gespräche mit Vertretern aus sieben weiteren europäischen Ländern,
darunter die Niederlande, Österreich, Italien, Finnland, Polen und
Estland statt.

Ziel sei es, eine sichere und vernetzte Infrastruktur zu schaffen, die
Innovationen fördere. Damit soll digitale Souveränität gegenüber
ausländischen Anbietern wie Google, Amazon, Microsoft und Alibaba
erreicht werden, die solche Dienste schon lange anbieten. Mit GAIA-X
soll kein Konkurrenzprodukt zu existierenden Angeboten geschaffen
werden, sondern Elemente über offene Schnittstellen und Standards
miteinander vernetzt werden, sagte der BMWi-Vertreter. Die
Dateninfrastruktur von GAIA-X basiere zudem auf einem
Open-Source-Ansatz.

Entstehen soll bis zum dritten Quartal 2020 eine handlungs- und
rechtsfähige internationale Non-Profit-Organisation mit Sitz in
Brüssel, berichtete er. Bis Anfang 2021 sollen erste Anwendungsfälle
in den Pilotbetrieb gehen. Bislang seien 22 Unternehmen, je elf aus
Deutschland und Frankreich an dem Projekt beteiligt, darunter etwa
Bosch, SAP und Siemens sowie aus Frankreich Atos, Orange und Dassault
Systèmes. Dazu gehöre ein Ökosystem bestehend aus 300 Organisationen
aus verschiedenen Ländern, die das Projekt mit weiterentwickeln und
aufbauen.

 * 

2. Sorge vor Fremdbestimmung in der Pflege

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Behindertenfachverbände sehen die geplante
Neuregelung der Intensivpflege grundsätzlich positiv, sorgen sich aber
um das Selbstbestimmungsrecht der Patienten. Die Verbände machten am
Mittwoch in einer Anhörung des Gesundheitsausschusses des Bundestages
über den Gesetzentwurf (19/19368) der Bundesregierung deutlich, dass
die Patienten selbst darüber befinden müssten, wo sie versorgt werden.
Begrüßt wird die Entlastung durch die Reduzierung des
Selbstkostenanteils. Die Sachverständigen äußerten sich in
schriftlichen Stellungnahmen.

Die Reform soll eine bessere Versorgung ermöglichen und zugleich
Fehlanreize beseitigen und Missbrauch verhindern. Der Gesetzentwurf
sieht einen neuen Leistungsanspruch auf außerklinische Intensivpflege
vor. Die außerklinische Intensivpflege kann in Pflege- und
Behinderteneinrichtungen, in Intensivpflege-Wohneinheiten, zu Hause
oder auch in Schulen, Kindergärten oder Werkstätten erbracht werden.
Der Medizinische Dienst der Krankenversicherung (MDK) soll prüfen, ob
die Versorgung sichergestellt werden kann.

Die fünf Fachverbände für Menschen mit Behinderung äußerten sich
besorgt. Der Anspruch auf häusliche Krankenpflege bleibe für Menschen
mit Intensivpflegebedarf nicht uneingeschränkt erhalten. Dem Wunsch
nach Betreuung im eigenen Haushalt werde nur entsprochen, wenn die
häusliche Versorgung "tatsächlich und dauerhaft" sichergestellt werden
könne. Sei dies aufgrund des Pflegekräftemangels nicht der Fall, sei
der Anspruch von Versicherten mit einem besonders hohen Bedarf an
medizinischer Behandlungspflege faktisch wertlos.

Der Bundesverband Schädel-Hirnpatienten in Not erklärte hingegen, die
anhaltende Kritik, wonach das Wahlrecht der Versicherten beim Ort der
Versorgung aufgehoben werde, sei unberechtigt. Ausdrücklich lasse der
Entwurf eine häusliche Intensivpflege unter Beachtung der
individuellen Zumutbarkeit und Möglichkeiten zu.

Auch die Bundespflegekammer verwies auf die seit dem Referentenentwurf
vorgelegten Änderungen hinsichtlich des Wahlrechtes. Es solle nun
nicht mehr geprüft werden, ob der Wunsch nach häuslicher Versorgung
angemessen sei. Allerdings seien in strittigen und unklaren
Situationen nicht der Wunsch des Betroffenen ausschlaggebend, sondern
die Ergebnisse aus der Begutachtung des MDK.

Der MDK sieht den Zeitpunkt für die vorgesehene Überprüfung als
problematisch an. Der MDK könne keine Feststellung über die
medizinische und pflegerische Versorgung treffen, wenn diese noch gar
nicht erbracht werde. Dieser Ansatz einer prospektiven Prüfung sei mit
großen Unsicherheiten behaftet. Sinnvoll sei es, zunächst
festzustellen, ob die medizinischen Voraussetzungen für eine
außerklinische Intensivpflege vorliegen und später die Versorgung am
Leistungsort zu prüfen.

 * 

3. Anhörung zu Novellierung des NetzDG

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Die geplanten Änderungen des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) waren Thema einer öffentlichen
Anhörung des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz am Mittwoch.
Dazu lagen ein Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/18792) mit der
Stellungnahme des Bundesrates und der Gegenäußerung der
Bundesregierung (19/19367) sowie ein Antrag der FDP-Fraktion
(19/16477) vor.

Die neun geladenen Sachverständigen kamen in ihren Stellungnahmen zu
unterschiedlichen Bewertungen des Entwurfs, der eine Reihe von
ergänzenden Regelungen enthält, um die Bekämpfung strafbarer Inhalte
auf den Plattformen der erfassten Anbieter sozialer Netzwerke weiter
zu verbessern und transparenter zu machen. Fragen der Abgeordneten
betrafen vor allem die EU-Konformität des Entwurfs, die Behandlung von
Video-Sharing-Diensten im Ausland, mögliche Probleme beim
Gegenvorstellungsverfahren und das Zusammenspiel von Kontrolle und
Staatsferne.

Rechtsanwältin Josephine Ballon von der gemeinnützigen Organisation
HateAid, die Betroffene von digitaler Gewalt unterstützt, erklärte es
gehe nach den kontroversen Diskussionen zur Einführung des NetzDG
weiterhin um die zentrale Frage, inwiefern die Meinungsfreiheit durch
dieses Gesetz gewahrt oder beschnitten wird. Der Entwurf beinhalte
gute Ansätze zur Stärkung der Rechte betroffener Nutzer. Deswegen sei
es umso bedauerlicher, dass die konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen
teilweise nur zaghaft, wenig aussagekräftig und mitunter auch nur
oberflächlich erfolgte. Viele Regelungen würden in der Praxis ins
Leere laufen, wenn der Gesetzgeber diese nicht noch einmal
konkretisiert und mit der juristischen Praxis abgleicht.

Anne Busch-Heizmann vom Verein Digitale Gesellschaft erklärte, die
bisherigen Kritikpunkte würden mit dem Entwurf nicht ausgeräumt und
zum Teil sogar verschärft. Es sei eine Gefahr für die
Meinungsfreiheit, wenn dazu ermuntert werde, künstliche Intelligenz
zur Erkennung und Bewertung von Inhalten einzusetzen und wenn
gesetzliche Vorgänge in private Hände gegeben würden.
Selbstverständlich müssten Straftatbestände, die im Internet
stattfinden, verfolgt und sanktioniert werden, und der Staat habe die
Pflicht, Betroffene zu schützen. Dabei dürften jedoch bestehende
Bürgerrechte nicht mit Mitteln beschnitten werden, die einer
Internetzensur und Überwachung Vorschub leisteten.

Sabine Frank, Leiterin Regulierung, Verbraucher- und Jugendschutz bei
Google, erklärte, der Internetdienstanbieter werde weiterhin
erhebliche Anstrengungen unternehmen, um die Ausbreitung von Hass und
Hetze aufzuhalten. Während Google die Ziele des Gesetzentwurfs zur
Änderung des NetzDG mittrage, würden die vorgeschlagenen Regelungen
für nicht geeignet gehalten, dieses Ziel zu erreichen. Im Einzelnen
bemängelte Frank, dass der Entwurf nicht das Herkunftslandprinzip nach
der E-Commerce-Richtlinie der EU stehe. Die Überwachung der Dienste
der Informationsgesellschaft durch eine regierungsnahe Stelle wie das
Bundesamt für Justiz verstoße gegen den Grundsatz der Staatsferne. Im
Interesse eines kohärenten europäischen Ansatzes sollte der
Gesetzentwurf verschoben werden.

Marc Liesching von der Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur
Leipzig bemängelte ebenfalls eine fehlende Unionsrechtskonformität des
Entwurfs. Die Europarechtswidrigkeit des NetzDG und die
Unanwendbarkeit des Gesetzes auf soziale Netzwerke mit Sitz in anderen
EU-Mitgliedstaaten ergebe sich im Lichte der Spruchpraxis der
EU-Kommission und des EuGH derart deutlich, dass niemand in der
Rechtswissenschaft von einer EU-Rechtskonformität des NetzDG ausgehe.

Rolf Schwartmann von der Technischen Hochschule Köln betonte
demgegenüber die Europarechtskonformität des Entwurfs. Die Regelungen
stünden im Einklang mit den Zuständigkeitsvorgaben der
E-Commerce-Richtlinie und regelten in Übereinstimmung mit der
Richtlinie zulässige mitgliedstaatliche Verfahrensvorgaben. Zur
Zuständigkeit des Gesetzgebers erklärte er, dieser sei für den Erlass
des NetzDG zuständig gewesen und sei es auch für den vorliegenden
Änderungsentwurf. Eine Inhaltskontrolle, für die die Länder zuständig
seien, finde hier gerade nicht statt. Die Einführung eines
Gegenvorstellungsverfahrens sei angezeigt, erklärte Schwartmann. Das
Verfahren biete zum Schutz der Meinungsfreiheit einen weiteren
Mechanismus, um der Gefahr von Overblocking wirksam entgegentreten zu
können.

Aus der Sicht des Vorsitzenden der Direktorenkonferenz der
Landesmedienanstalten, Wolfgang Kreißig, weist die Vorlage
offensichtliche Schnittstellen zur inhaltebezogenen Medienregulierung
auf Länderebene und zur Aufsichtstätigkeit der Landesmedienanstalten
auf, die nicht zufriedenstellend gelöst seien. Zur Wahrung der Einheit
der Rechtsordnung und zur bestmöglichen Regulierung von Plattformen
sollten daher bewährte Instrumente zur Regelung der Zusammenarbeit von
Behörden in das NetzDG implementiert werden. So sollte es einen
institutionalisierten Informationsaustausch des BfJ mit der Kommission
für Jugendmedienschutz (KJM) geben. Eine finale Entscheidung über das
Löschen oder den Verbleib von Inhalten müsse hoheitlichen - und in
diesem Falle - staatsfern organisierten - Einrichtungen überlassen
bleiben, betonte Kreißig. Das Konzept der Übertragung solcher Aufgaben
auf Private sollte daher grundsätzlich überdacht werden.

Heinz-Josef Friehe, Präsident des Bundesamtes für Justiz (BfJ), zog in
seiner Stellungnahme nach knapp drei Jahren praktischer Erfahrung mit
dem NetzDG eine positive Bilanz der Arbeit der Behörde. So hätten die
Anbieter von sozialen Netzwerken ihre Geschäftsprozesse an die
gesetzlichen Regelungen angepasst, indem sie etwa ein Verfahren zur
U?bermittlung von Beschwerden u?ber rechtswidrige Inhalte zur
Verfügung stellen. Keinerlei Anhaltspunkte hätten sich dafür ergeben,
dass die Anbieter sozialer Netzwerke aus Furcht vor möglichen
Bußgeldern des BfJ Beiträge ihrer Nutzer übereilt und ungerechtfertigt
löschen oder sperren würden. Wie Friehe erklärte, haben die
zusätzlichen Möglichkeiten des Verwaltungshandelns, die der Entwurf
eröffne, aus Sicht des BfJ das Potential, den Umgang mit den sozialen
Netzwerken erheblich zu vereinfachen.

Der Berliner Rechtsanwalt Niko Härting, der für den Deutschen
Anwaltverein (DAV) sprach, begrüßte, dass der Gesetzgeber in dem
Entwurf den Bedenken des DAV Rechnung getragen habe. Klargestellt
werden sollte, dass Nutzern neben der Gegenvorstellung auch der
Zivilrechtsweg offen steht. Härting schlug vor, das Beschwerde- und
Gegenvorstellungsverfahren zu vereinfachen und die
Strafverfolgungsbehörden nicht unnötig zu belasten. Schließlich sollte
das BfJ nicht nur eine Vollzugsfunktion haben, sondern auch eine
beratende Funktion gegenüber Anbietern sozialer Netzwerke und deren
Nutzern.

Simon Hegelich von der Technischen Universität München forderte einen
besseren Datenzugang für die Wissenschaft und schilderte Erfahrungen
aus der Praxis. In vielen Bereichen teilten Plattformunternehmen
bereits umfangreiche Datensätze mit der Wissenschaft.

Die Bundesregierung plant mit ihrem Gesetzentwurf eine Reihe von
ergänzenden Regelungen, um die Bekämpfung strafbarer Inhalte auf den
Plattformen der erfassten Anbieter sozialer Netzwerke weiter zu
verbessern und transparenter zu machen. Ferner sollen Streitigkeiten
zwischen Beschwerdeführern sowie Nutzern mit den Anbietern zukünftig
einfacher und effektiver beigelegt werden können. Auch sollen
zivilrechtliche Ansprüche wegen der Verletzung absolut geschützter
Rechte aufgrund rechtswidriger Inhalte leichter durchgesetzt werde
können.

Wie es in dem Entwurf heißt, ist die Notwendigkeit der Bekämpfung
strafbarer Hassrede im Internet von unveränderter Aktualität.
Strafbare Hassrede könne zum Nährboden für tätliche Angriffe auf Leib
und Leben von Bürgerinnen und Bürgern werden. Die Ermordung des
Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke oder die Attentate im
Umfeld der Synagoge in Halle (Saale) seien hierfür besorgniserregende
Anhaltspunkte. Dies gelte auch für den extremistischen Anschlag in
Hanau im Februar 2020 durch einen Täter, der im Vorfeld rassistische
Inhalte in sozialen Netzwerken eingestellt und verbreitet habe.

Im Einzelnen sieht der Entwurf Ergänzungen der Informationspflichten
im Rahmen des Paragrafen 2 des NetzDG vor. Ferner sollen die Meldewege
zum Übermitteln von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte
nutzerfreundlicher werden. Vor dem Hintergrund eines befürchteten
Overblockings will die Regierung ein Verfahren zum Umgang mit
Gegenvorstellungen gegen Maßnahmen des Anbieters eines sozialen
Netzwerks einführen. Eine Schlichtungsstelle für entsprechende
Streitigkeiten soll anerkannt werden können. Erweitern will die
Regierung die Befugnisse des Bundesamtes für Justiz um
Aufsichtsbefugnisse.

 * 

4. Rechtsextreme Tendenzen bei Polizei

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Verfassungsfeindliche Tendenzen in der Polizei
erkennen und entschlossen angehen" lautet der Titel eines Antrags der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/20063), der am Donnerstag erstmals
auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Danach soll sich die
Bundesregierung dafür einzusetzen, dass sich die
Innenministerkonferenz einen statistischen Überblick über Vorkommnisse
bei Polizeibehörden des Bundes und der Länder verschafft, "die im
Sinne der Politischen Kriminalität (PMK) einen politischen Hintergrund
haben und auf gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit sowie
rechtsextreme und andere verfassungsfeindliche Einstellungen hindeuten
könnten".

Ferner wird die Bundesregierung in der Vorlage aufgefordert, eine
wissenschaftliche Analyse "zum Ausmaß gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit sowie rechtsextremer und anderer
verfassungsfeindlicher Einstellungen und Praktiken, wie Racial
Profiling, in deutschen Polizeibehörden" zu fördern oder
durchzuführen. Darüber hinaus gelte es zu analysieren, welche
Anforderungen sich in einer wandelnden Gesellschaft an die Polizei
stellen, welche politische und soziale Unterstützung Polizeibeamten in
ihrer alltäglichen Arbeit brauchen und welche Struktur, Ausbildung und
Ausstattung es bedarf, um den Anforderungen gerecht zu werden.

Aufgrund ihrer besonderen Rolle im und für den Staat und ihrer
hoheitlichen Befugnisse müssten Polizeibehörden besonderes Augenmerk
auf die Verbreitung gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und auf
rechtsextreme und andere verfassungsfeindliche Einstellungen im Kreis
ihrer Beschäftigten richten und diese mit aller Entschiedenheit
bekämpfen, schreiben die Abgeordneten. Geschehe dies nicht, leide das
Ansehen und das Vertrauen in die Polizei massiv. "Auch vor dem
Hintergrund vermehrter Meldungen über rechtsextreme Vorkommnisse in
den Reihen der Sicherheitsbehörden im Allgemeinen, in denen der
Polizei im Besonderen, und angesichts unserer historischen
Verantwortung bedarf diese Problematik besonderer Aufmerksamkeit und
echter Gegenmaßnahmen von allen Beteiligten, auch seitens der
Bundesregierung", heißt es in dem Antrag weiter.

 * 

5. AfD: Bundesweites Antifa-Verbot prüfen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion dringt darauf, ein "bundesweites
Verbot der Antifa" zu prüfen. Die vom Linksextremismus ausgehenden
Gefahren stellten "heute nach den Gefahren durch islamistischen
Terrorismus eine der größten Bedrohungen für die zivile Gesellschaft,
für demokratische Parteien, den Staat und seine Institutionen dar",
schreibt die Fraktion in einem Antrag (19/20074), der am Freitag
erstmals auf der Tagesordnung steht.

Danach soll die Bundesregierung prüfen, ob die Voraussetzungen von
bundesweiten Vereinsverboten von Gruppierungen, die sich unter der
Bezeichnung "Antifa" zusammengeschlossen haben und deren Organisation
oder Tätigkeit sich über das Gebiet eines Landes hinaus erstreckt,
vorliegen, und in diesem Fall entsprechende Verbote auszusprechen.
Auch soll sich die Bundesregierung nach dem Willen der Fraktion dafür
einzusetzen, dass in Bezug auf ausschließlich lokal agierende
Gruppierungen unter der Eigenbezeichnung "Antifa" durch die
Regierungen der Länder Vereinsverbote nach dem Vereinsgesetz geprüft
und gegebenenfalls entsprechende Verbote ausgesprochen werden.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 628

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Juni 2020, Redaktionsschluss: 17.23 Uhr

1. Berufsbedingte Einreisen aus Drittstaaten

2. Visa für Au-pairs

3. FDP will Europäische Wasserstoffunion

4. Hilfe für Clubs

5. Ministeriumsmitarbeiter im Home-Office

6. Gesundheitsschutz im Asylverfahren

7. Sicherheit der Wasserversorgung

8. AfD fragt nach BVA-Korrekturbitten



1. Berufsbedingte Einreisen aus Drittstaaten

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will "berufsbedingte Einreisen aus
Drittstaaten auch praktisch ermöglichen". In einem Antrag (19/20054),
der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestages steht,
schreibt die Fraktion, die durch die Corona-Pandemie bedingten
Verzögerungen bei der Visumbearbeitung in den deutschen
Auslandsvertretungen führten dazu, "dass die Einreise für Fachkräfte
aus Drittstaaten, die zur Einreise berechtigt wären, derzeit erschwert
oder gar verhindert wird".

Die Bundesregierung soll daher nach dem Willen der Abgeordneten dafür
Sorge tragen, "dass Visumanträge für Personengruppen, die derzeit zu
einer berufsbedingten Einreise nach Deutschland berechtigt sind, in
den deutschen Botschaften trotz der Corona-Pandemie zügig bearbeitet
werden können". Auch fordert die Fraktion in der Vorlage die
Bundesregierung unter anderem dazu auf, sicherzustellen, dass
beantragte und erteilte Visa nicht verfallen, wenn eine Person
aufgrund der bestehenden Reisebeschränkungen derzeit nicht nach
Deutschland einreisen kann. In diesen Fällen soll der Vorlage zufolge
auch eine spätere Einreise nach Deutschland "bürokratiearm und ohne
zusätzliche zeitliche Verzögerung möglich sein",

 * 

2. Visa für Au-pairs

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Au-pair-Programme stärken - Verfahren beschleunigen
und Klarheit schaffen" lautet der Titel eines Antrags der FDP-Fraktion
(19/20059), der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Danach soll die Bundesregierung "schnellstens
dafür Sorge zu tragen, dass Visumanträge von Au-pairs in den deutschen
Botschaften trotz der Corona-Pandemie zügig bearbeitet werden, sodass
eine Einreise nach Aufhebung der Reisebeschränkungen zeitnah erfolgen
kann". Auch fordert die Fraktion die Bundesregierung in der Vorlage
unter anderem dazu auf, kurzfristig eine Übergangsregelung zu
schaffen, damit das bereits erworbene Visum aufgrund der derzeitigen
Reisebeschränkungen nicht verfällt, "sondern in diesen Fällen auch
eine spätere Einreise nach Deutschland bürokratiearm und ohne
zusätzliche zeitliche Verzögerungen möglich ist".

 * 

3. FDP will Europäische Wasserstoffunion

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fordert eine "Europäische
Wasserstoffunion". Die Bundesregierung müsse das Thema während der
EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 vorantreiben, erklären
die Abgeordneten in einem Antrag (19/20020). Dem Bundestag müsse
endlich die ausstehende nationale Wasserstoffstrategie vorgelegt
werden. Außerdem seien unkomplizierte Förderungen für die Technologie
und für Anwendungsbereiche gefragt, und Wasserstoff müsse als Stütze
der Versorgungssicherheit anerkannt werden.

Mit dem Antrag wollen die Abgeordneten den Druck auf die
Bundesregierung bei dem Thema erhöhen. Diese schaffe es seit Monaten
nicht, ihre für das vergangene Jahr angekündigte Strategie zum
Wasserstoff vorzulegen, heißt es zur Begründung.

 * 

4. Hilfe für Clubs

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion macht sich für Clubs stark. In
einem Antrag (19/20027) fordern die Abgeordneten ein
Corona-Nothilfeprogramm für Clubs und Festivals, das unter anderem
Erleichterungen im Bau- und Steuerrecht vorsieht. Zudem müsse es ein
Kündigungsmoratorium für die gesamte Zeit der Pandemie geben. Zur
Begründung heißt es, Clubs hätten es in wachsenden Städten ohnehin
schwer, es grassiere ein Clubsterben. "Die Corona-Krise spitzt nun die
existenzielle Bedrohung von Clubs weiter zu."

 * 

5. Ministeriumsmitarbeiter im Home-Office

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der durchschnittlichen Zahl der Mitarbeiter von
Bundesministerien, die sich in den Kalenderwochen 12 bis 22 (16. März
bis 31. Mai) jeweils im Home-Office befanden, erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19940). Auch erkundigt sie
sich darin unter anderem, ob theoretisch alle Mitarbeiter in den
Bundesministerien ihre Tätigkeit im Home-Office ausüben können.

 * 

6. Gesundheitsschutz im Asylverfahren

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Corona Epidemie - Gesundheitsschutz im
Asylverfahren" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/19935). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie die
Bundesregierung sicherstellt, dass im Asylverfahren Asylsuchende sowie
deren Begleitpersonal wie beispielsweise Dolmetscher auf das Virus
"Sars-COV-2" getestet werden. Auch will sie unter anderem wissen, wie
die Bundesregierung sicherstellt , dass Mitarbeiter der Bundespolizei
und des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bamf) im Rahmen der
Registrierung von Asylsuchenden regelmäßig auf das Virus getestet
werden.

 * 

7. Sicherheit der Wasserversorgung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie die
Bundesregierung "das Risiko von Cyberangriffen auf Kritische
Infrastrukturen, insbesondere Wasserversorgern, in der aktuellen
Notlage durch Covid-19" einschätzt. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/19967) unter anderem danach, welche
Herausforderungen die Bundesregierung aktuell für die Sicherheit der
"einen flächendeckenden großen Anteil der Wasserversorgung stellenden
kommunalen kleinen und mittleren Unternehmen" sieht.

 * 

8. AfD fragt nach BVA-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesverwaltungsamt (BVA) im
September 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/19966) danach, "aus
welchen Anlässen" das BVA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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Mittwoch, 17. Juni 2020, Redaktionsschluss: 16.50 Uhr

1. Keine Sandboxes für FinTechs

2. Erneute Bewertung der Fahrverbote

3. AfD fragt nach BKA-Korrekturbitten

4. Ausbildung in Bundespolizei-Verwaltung

5. AfD fragt nach Kanzleramt-Korrekturbitten

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BKG



1. Keine Sandboxes für FinTechs

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Freiräume für Gründer und junge Unternehmen, in
denen sie sich mit einer geringeren Regulierung entwickeln können,
wird es vorerst nicht geben. Der Finanzausschuss lehnte in seiner
Sitzung am Mittwoch einen entsprechenden Antrag der FDP-Fraktion
(19/19506) auf Einrichtung sogenannter Regulatory Sandboxes ab.

Solche Sandboxes, die es unter anderem in den Niederlanden, in Polen
und in Dänemark gibt, verfolgen nach Angaben der FDP-Fraktion das
Ziel, Start-ups bis zur Erreichung eines bestimmten Kundenkreises oder
für einen begrenzten Zeitraum spezielle Unterstützung bei der
Bewältigung aufsichtsrechtlicher Anforderungen zu gewährleisten
beziehungsweise die Unternehmen innerhalb der Sandbox sogar von
bestimmten Vorschriften zu befreien. Diese würden sich dadurch
zunächst auf ihre Produktentwicklung konzentrieren können und sich
weniger mit bürokratischen Anforderungen beschäftigen müssen. FinTechs
würden Finanzdienstleister genannt, die durch digitale Lösungen neue
Finanzprodukte schaffen beziehungsweise Geschäftsmodelle
revolutionieren würden, erläutert die FDP-Fraktion.

Für die CDU/CSU-Fraktion haben sich viele Punkte aus dem FDP-Antrag
schon erledigt. Außerdem drohten bei den Sandboxes Probleme mit dem
Europarecht. Mit Blick auf den Verbraucherschutz lehnte auch die
SPD-Fraktion Sandboxes ab. Der gesamte Finanzmarkt müsse reguliert
bleiben. In diese Richtung argumentierte auch die Fraktion Die Linke.
Die Regulatorik im Finanzbereich sei insgesamt unzureichend. Die
AfD-Fraktion wiederum sprach von insgesamt "überbordender Regulatorik"
und warf der FDP vor, mit dem Antrag ihre Klientel begünstigen zu
wollen. Für die Fraktion Bündnis 90/die Grünen könnten Sandboxes
hilfreich sein, aber dazu gehöre auch Daten- und Verbraucherschutz.

Die FDP-Fraktion erklärte in der Aussprache, wenn in diesem Jahr
nichts mehr zur Förderung kleiner und junger Unternehmen passiere,
drohe in der gesamten restlichen Legislaturperiode nichts mehr zu
geschehen.

Der Ausschuss lehnte den FDP-Antrag mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen sowie der Fraktion Die Linke ab. Die Fraktionen
von AfD und Bündnis 90/Die Grünen enthielten sich. Nur die
FDP-Fraktion votierte dafür.

 * 

2. Erneute Bewertung der Fahrverbote

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung in
einem Antrag (19/20056) auf, festzustellen, dass der Corona-Lockdown
gezeigt hat, dass Dieselmotoren in Pkw "oftmals nur nachrangigen
Einfluss" auf hohe Werte von Stickstoffoxiden (NOx) und Feinstaubwerte
in Innenstädten hat. Fahrverbote seien nur dann zulässig, wenn diese
"nachweislich und maßgeblich zur Luftreinhaltung beitragen",
andernfalls seien sie als Eingriff in das Eigentum der Menschen nicht
vom Grundgesetz abgedeckt, schreibt die Fraktion im Antrag weiter.

Nach dem Willen der Fraktion müssten Fahrverbote daher dort, wo das
Überschreiten der Immissionsgrenzwerte für NOx und Feinstaub nicht
zweifelsfrei auf den Pkw-Verkehr zurückzuführen sei wieder aufgehoben
werden. Darüber hinaus fordern die Abgeordneten, die während des
Corona-Lockdowns gewonnenen Erkenntnisse "der teilweise mangelnden
Korrelation zwischen Verkehr und Luftschadstoffen" wissenschaftlich
untersuchen zu lassen.

 * 

3. AfD fragt nach BKA-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundeskriminalamt (BKA) im August
2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/19897) danach, "aus
welchen Anlässen" das BKA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. Ausbildung in Bundespolizei-Verwaltung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Einstellung und Übernahme von Auszubildenden in
der Verwaltung der Bundespolizei" thematisiert die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/19951). Darin erkundigt sie sich danach,
wie viele Personen in den Jahren seit 2011 in der Bundespolizei zu
Verwaltungsfachangestellten oder anderen verwaltungsrelevanten
Kammerberufen ausgebildet wurden. Auch will sie unter anderem
erfahren, wie viele der erfolgreichen Absolventen der einzelnen
Jahrgänge eine einjährige Anschlussbeschäftigung erhielten und wie
viele davon nach der einjährigen Anschlussbeschäftigung bei der
Bundespolizei blieben.

 * 

5. AfD fragt nach Kanzleramt-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundeskanzleramt im August 2019
bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/19959) danach, "aus welchen Anlässen" das
Kanzleramt im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BKG

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Kartographie und
Geodäsie (BKG) im September 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/19958) danach, "aus welchen Anlässen" das BKG im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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FINANZEN/2277: Keine unüberlegten Schnellschüsse bei der Digitalsteuer

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. Juni 2020

TONCAR: Keine unüberlegten Schnellschüsse bei der Digitalsteuer



Zum Rückzug der USA aus den Verhandlungen über eine Digitalsteuer
erklärt der finanzpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian
Toncar:

"Dass sich die USA aus den Verhandlungen mit der EU zurückziehen,
darf nicht zu unüberlegten Schnellschüssen in Deutschland oder Europa
führen. Die einseitige Einführung einer nationalen oder europäischen
Digitalsteuer würde Gespräche über die Bekämpfung illegitimer
Steuerpraktiken erheblich erschweren. Dabei zeigen doch Fälle wie
IKEA oder Starbucks, dass künstliche Gewinnverlagerungen von
Großunternehmen in Länder mit Dumpingsteuersätzen nicht nur ein
Problem der digitalen Wirtschaft sind. Zudem würden einseitige
Steuern die Eskalationsschraube weiterdrehen und die USA dazu
bringen, mit Maßnahmen zu antworten, die Europa viel Geld kosten
würden. Eine solche Entwicklung kennt nur Verlierer. Daher müssen die
Gespräche möglichst schnell wiederaufgenommen werden. Ziel sollte
sein, das in allen Branchen eine faire und gleiche Besteuerung von
Unternehmen sichergestellt wird."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/5184: Vorwürfe gegen die Polizei - Sondersitzung des Innenausschusses (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. Juni 2020

Vorwürfe gegen die Polizei: Sondersitzung des Innenausschusses



Der Innenausschuss der Hamburgischen Bürgerschaft wird auf Antrag der
Fraktion DIE LINKE am 25. Juni zu einer Sondersitzung zusammenkommen.
"Aktuell gibt es erhebliche Kritik an zahlreichen Polizeieinsätzen und
es steht der Vorwurf des unverhältnismäßigen Polizeihandels und auch
der rassistischen Diskriminierung im Raum", erklärt Deniz Celik,
innenpolitischer Sprecher der Fraktion. "Die Fragen müssen dringend
vollständig aufgeklärt werden - gut, dass dieser erste Schritt noch
vor der Sommerpause kommt."

Allerdings lassen andere Fraktionen weiter nur wenig Aufklärungswillen
erkennen. Anders als von der Linksfraktion vorgeschlagen, geht der vom
Ausschussvorsitzenden nun gewählte Titel "Demonstrationsgeschehnisse
im Corona-Zusammenhang" am Kern des Problems vorbei - nämlich am
Vorwurf der Polizeigewalt und rassistischen Diskriminierung. Zudem
machen die Regierungsfraktionen damit deutlich, dass sie den
umstrittenen polizeilichen Einsatz in Horn vom letzten Jahr nicht
diskutieren werden. "Es ist keine Bereitschaft zu einer ehrlichen und
vollumfänglichen Auseinandersetzung erkennbar", kritisiert Celik. "Wir
sind skeptisch, ob unter diesen Bedingungen eine lückenlose Aufklärung
stattfinden kann. Wir werden aber nicht lockerlassen und im Ausschuss
auf die Klärung aller Vorwürfe und Fragen drängen".

In den vergangenen Wochen haben sich die Vorwürfe gegen die Polizei
gehäuft: Bereits bei einer Versammlung am 1. Juni war ein schwarzer
Mann von der Polizei in den Schwitzkasten genommen worden. Im
Zusammenhang mit der "Black Lives Matter"-Demo am 6. Juni waren im
Anschluss an einen Wasserwerfereinsatz später überwiegend
minderjährige Migrant_innen in Gewahrsam genommen worden. Schließlich
tauchte ein Video auf, das einen brutalen Polizeieinsatz im
vergangenen Jahr in Hamburg-Horn zeigt, bei dem ein schwarzer Mann von
der Polizei mit dem Kopf brutal auf den Boden gedrückt wurde.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5183: Schilleroper - Schluss mit den Spielchen, Sicherung umsetzen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. Juni 2020

Schilleroper: Schluss mit den Spielchen, Sicherung umsetzen!



Am 31. Mai ist die letzte Frist für die Eigentümerin der Schilleroper
ausgelaufen, mit der Sicherung des denkmalgeschützten Gebäudes zu
beginnen. Eine Anfrage (Drs. 22/454) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft zeigt nun, dass seit Februar 2020 ein
Widerspruch und ein Eilantrag der Eigentümerin beim Verwaltungsgericht
laufen. Das Gericht soll sich bereits vor längerem mit einem Vorschlag
an die Stadt gewandt haben

"Immer noch kann die Eigentümerin der Stadt auf der Nase herumtanzen",
kritisiert die stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion,
Heike Sudmann. "Weshalb hat der Senat noch nicht auf das
Verwaltungsgerichtsverfahren reagiert? Diese Spielchen der
Eigentümerin müssen endlich beendet werden. Der Senat und das
Bezirksamt Mitte müssen alles tun, damit das Gebäude nicht endgültig
verfällt und die Eigentümerin doch noch ihr Ziel erreicht: Abriss und
lukrative Neunutzung." Mit einer weiteren Anfrage will DIE LINKE
weitere Klarheit in dieser Sache erreichen.

 * 
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HAMBURG/5182: Ja zu Schulöffnung, Gesundheitsschutz - und breiter Beteiligung (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. Juni 2020

Ja zu Schulöffnung, Gesundheitsschutz - und breiter Beteiligung



Senator Rabe hat eine nahezu vollständige Schulöffnung nach den
Sommerferien in Aussicht gestellt, verknüpft mit einer Attestpflicht
für Lehrkräfte und der Bereitstellung von Corona-Tests. "Ich begrüße
es ausdrücklich, dass die Schulen bald wieder für alle Kinder und
Jugendlichen geöffnet werden", erklärt dazu die bildungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
Sabine Boeddinghaus. "Die soziale Isolation über Wochen hinweg muss
ein Ende haben. Das Recht auf Bildung gilt gerade auch für die jungen
Menschen, deren familiäre Lage dieses eher beschneidet."

Die angekündigte Attestpflicht sei gerechtfertigt, da sie im Grundsatz
für alle Berufsgruppen gleichermaßen gelte. "Voraussetzung muss aber
das verbindliche Recht der Lehrkräfte sein, sich kostenlos testen zu
lassen", so Boeddinghaus. "Darüber hinaus erwarte ich vom Senator, das
neue Schuljahr unter breiter Beteiligung der Schulen so vorzubereiten,
dass sowohl das Recht der Schüler_innen auf gute Bildung als auch das
Recht des Lehrpersonals auf gesicherten Gesundheitsschutz gewahrt
wird."

 * 
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FINANZEN/1887: Mit voller Kraft aus der Krise

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Haushalt

Mit voller Kraft aus der Krise



Dennis Rohde, haushaltspolitischer Sprecher:

Heute hat die Bundesregierung den Entwurf eines zweiten
Nachtragshaushaltes beschlossen, der noch in dieser Woche im Plenum
des Deutschen Bundestages das erste Mal gelesen wird. Mit den
zusätzlichen Haushaltsmitteln werden wir die Wirtschaft beleben und
Beschäftigung sichern, um gestärkt aus der Krise hervorzugehen.

"Mit dem zweiten Nachtragshaushalt gießen wir das Konjunktur- und
Zukunftspaket in Zahlen. Mehr als 100 Milliarden Euro stellen wir in
diesem Jahr zusätzlich bereit, um nicht nur Arbeitsplätze zu sichern,
sondern auch Unternehmen zu helfen, Familien zu unterstützen und die
Konjunktur wieder so anzukurbeln, damit Deutschland gestärkt aus der
Krise kommen kann.

Im Detail sorgen wir dafür, dass Regelungen aus dem
Corona-Steuergesetz, wie die Mehrwertsteuersenkung und der Kinderbonus
ausfinanziert werden. Allein diese Entlastungen summieren sich auf 24
Milliarden Euro. Gleiches gilt für die Existenzsicherung kleiner und
mittlerer Unternehmen, die mit einem angepassten Soforthilfeprogramm
im Umfang von 25 Milliarden Euro weiter unterstützt werden. Parallel
dazu stärken wir die Finanzkraft der Kommunen, in dem der Bund die
Gewerbesteuerausfälle von über sechs Milliarden Euro kompensiert, die
Städte und Gemeinden bei der Finanzierung des ÖPNV unterstützt und bei
den Kosten der Unterkunft aus der Grundsicherung dauerhaft entlastet
und so zusätzlichen Investitionsspielraum verschafft.

Darüber hinaus stellen wir eine Milliarde Euro zusätzlich für den
Digitalpakt Schule und fünf Milliarden Euro für den 5G Ausbau zur
Verfügung, um Deutschland einen digitalen Innovationsschub zu
verpassen.

Diesen versprechen wir uns auch von den 26 Milliarden Euro, die wir in
den Klimaschutz investieren wollen, etwa in die Umsetzung unserer
Wasserstoffstrategie, die Gebäudesanierung oder die Senkung der
EEG-Umlage.

Wir müssen den Konjunkturmotor jetzt wieder zum Laufen bringen. Nicht
zuletzt, weil die rund 63 Milliarden mehr, die zusätzlich über Kredite
aufgenommen werden, in Zukunft auch wieder zurückgezahlt werden
müssen. Das funktioniert nur über eine starke Volkswirtschaft."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3106: Der 17. Juni 1953 darf nicht in Vergessenheit geraten

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Der 17. Juni 1953 darf nicht in Vergessenheit geraten



Katrin Budde, zuständige Berichterstatterin:

Ohne den 17. Juni 1953 und ohne die mutigen Männer und Frauen, die
damals auf die Straße gegangen sind, hätten wir kein wiedervereinigtes
Deutschland. Bei diesem ersten Volksaufstand im sowjetischen
Machtbereich forderten mehr als eine Million Bürgerinnen und Bürger
der DDR freie Wahlen, das Ende der deutschen Teilung und den Rücktritt
der Regierung. Diese mutigen Menschen waren die Wegbereiter unserer
heutigen Demokratie.

"Der Unmut in der Bevölkerung kam schon 1952 auf. Die SED hatte
beschlossen den 'Sozialismus planmäßig auszubauen'. Die Länder,
Landtage und Landesregierungen wurden aufgelöst, 14 Bezirke errichtet
und der zentralistische Einheitsstaat entstand. Es kam zu
Enteignungen. Nahezu alle Betriebe wurden in sozialistisches Eigentum
überführt, die Zwangskollektivierung in der Landwirtschaft wurde
durchgesetzt. Die Ausgaben für Rüstung rissen Löcher in den
Staatshaushalt, die Waren des täglichen Bedarfs wurden knapper, die
Arbeitsnormen erhöht.

Nach dem Tod Stalins wurden auf Geheiß der sowjetischen Machthaber
viele Repressionen zurückgenommen, doch es war bereits zu spät. Was
schon am 16. Juni mit Streiks, Protesten und Demonstrationen begann,
wuchs sich am 17. Juni 1953 zu einem Volksaufstand aus, einer
Massenerhebung, die auf unzählige Städte der DDR übergriff.

Im Osten wurde der Volksaufstand totgeschwiegen oder als Werk von
Faschisten und Kapitalisten verunglimpft. Der Westen war überrascht,
bewertete die Ereignisse aber unterschiedlich.

Zwischen dem Volksaufstand 1953 und dem Herbst 1989 gibt es viele
Parallelen. Mutige Menschen gingen für Freiheitsrechte und Demokratie
auf die Straße. Auch im Bedeutungsverlust mit wachsendem zeitlichen
Abstand zum Ereignis sind sich der Volksaufstand von 1953 und die
Friedliche Revolution von 1989 sehr ähnlich. Das dürfen wir nicht
zulassen. Das sind wir den mutigen Menschen von 1953 und 1989
schuldig. Und wir sind es unseren Kindern schuldig, denn wir dürfen
die Demokratie nicht verspielen: Wir müssen sie verteidigen und
zukunftssicher machen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1195: Gebäudeenergiegesetz - Modernes Ordnungsrecht für erneuerbare Wärmeversorgung

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Gebäudeenergiegesetz: Modernes Ordnungsrecht für erneuerbare Wärmeversorgung



Timon Gremmels, zuständiger Berichterstatter:

Der Deutsche Bundestag beschließt heute das Gebäudeenergiegesetz zur
Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts von Gebäuden.

"Das Gebäudeenergiegesetz führt zusammen, was zusammen gehört: Die
Energieeffizienz und die Energieversorgung von Gebäuden werden künftig
in einem einzelnen, aufeinander abgestimmten Gesetzeswerk einheitlich
geregelt. Das ordnungsrechtliche Nebeneinander von
Energieeinsparverordnung, Energieeinspargesetz und
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz gehört damit endgültig der
Vergangenheit an.

Es ist ein offenes Geheimnis, dass das Gebäudeenergiegesetz in der
vergangenen Legislaturperiode noch an unterschiedlichen Vorstellungen
der Koalitionsfraktionen gescheitert ist. Umso mehr freut es uns, dass
wir den in dieser Legislaturperiode umfassend überarbeiteten
Gesetzentwurf der Bundesregierung im parlamentarischen Verfahren an
entscheidenden Punkten weiter verbessern konnten - und wir ein Gesetz
verabschiedet haben, das den Klimaschutz im Gebäudebereich spürbar
voranbringen wird: Mit der Stärkung der Vorbildfunktion der
öffentlichen Hand, zusätzlichen Anreizen zur Nutzung von Erneuerbaren
Energien, dem forcierten Ausstieg aus fossilen Energieträgern und
nicht zuletzt mit zahlreichen innovativen Ansätzen geben wir
Deutschland ein modernes Ordnungsrecht für eine zunehmend erneuerbare
Energieversorgung von Gebäuden.

Mit erkennbar sozialdemokratischer Handschrift kann der Klimaschutz im
Gebäudebereich nun endlich Fahrt aufnehmen. Zugleich zeigt die
Verabschiedung des Gebäudeenergiegesetzes, die gemeinsam mit der
Abschaffung des Solardeckels und der Umsetzung der Einigung bei
Mindestabständen für die Windkraft erfolgt, dass die Koalition auch in
energiepolitischen Fragen handlungsfähig ist."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/556: Bündnis Solidarsemester 2020 - "Eine Milliarde für eine Million - Studihilfe jetzt" (GEW)

Bündnis Solidarsemester 2020 - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

"Eine Milliarde für eine Million - Studihilfe jetzt"

Studierendendemonstration in Berlin



Durch die seit Monaten andauernde Corona-Krise hat über eine Million
Studierende ihre Nebenjobs verloren. Seitdem warten Studierende auf
ausreichende Hilfen des Bundes. Ihnen wurden bislang nur ein Kredit mit
massiven Zinsen und ein viel zu kleiner Nothilfefonds angeboten. Viele von
ihnen befinden sich aufgrund dessen in existenziellen Notlagen und wissen
nicht, wie sie sich weiterfinanzieren sollen. Als einziger Ausweg bleibt
ihnen häufig nur der Studienabbruch. Deswegen demonstrieren wir am 20.06.
ab 14 Uhr vom Berliner Hauptbahnhof aus im Regierungsviertel für echte
Nothilfen als Zuschuss in Höhe von mindestens einer Milliarde Euro.

"Bereits am 08.06. haben wir mit dezentralen Aktionen in bundesweit 15
Städten auf unsere Lage aufmerksam gemacht. Diese Aktionen waren bereits
sehr erfolgreich und machten unsere Not deutlich. Jetzt wollen wir zeigen,
wie viele wir sind. Ein Drittel der 3 Millionen Studierenden gibt an, sich
sehr große Sorgen um ihre finanzielle Situation zu machen. Diesen Menschen
wollen wir mit unserem Protest eine Stimme geben", erklärt Leonie Ackermann
aus dem Vorstand des bundesweiten Studierendenverbands fzs.

"Seit 3 Monaten stellt sich das BMBF mit Anja Karliczek an der Spitze bei
sämtlichen geeigneten Ideen, auf diese Situation zu reagieren, quer. Nach
ewiger Untätigkeit sind aus ihrer Sicht ein Kredit mit massiven Zinsen, den
sie fälschlicherweise sogar als zinslos darstellt, und ein 
Mini-Nothilfefonds, der auf gerade mal 100 Euro pro in Not geratene*r Studierende*r
hinausläuft, ausreichend. Die studentische Realität derzeit beweist das
Gegenteil. Deswegen werden wir auch vor das BMBF ziehen und der Ministerin
direkt vor Ort zeigen, was wir von ihren 'Lösungen' halten", so Margarita
Kavali vom Bundesvorstand Die Linke.SDS.

"Seit den ersten Vorschlägen, die vom Ministerium vorgestellt wurden,
formierte sich breiter Widerstand. Niemand der relevanten Akteur*innen war
mit den Ideen zufrieden. Dementsprechend ist auch der Protest sehr breit
getragen. Es werden Redebeiträge von vielen Studierendenverbänden,
Oppositionspolitiker*innen, Gewerkschaften und den Parteijugenden erwartet.
Selbst im Angesicht von Kritik so vieler Seiten zeigt sich die
Bundesregierung jedoch beratungsresistent", sagt Paul Senf, Sprecher der
Konferenz Sächsischer Studierendenschaften (KSS).

"Die Forderungen der aufrufenden Verbände sind klar. Es braucht echte
Hilfen für Studierende und zwar schnell. Die Zuschüsse, die an die
Studierenden gezahlt werden, müssen massiv aufgestockt werden. Von 100 Mio.
Euro auf mindestens eine Milliarde Euro. Ansonsten drohen Studienabbrüche,
Überschuldung und eine verlorene Studierendengeneration. Es muss noch vor
der parlamentarischen Sommerpause gehandelt werden", mahnt Jonathan
Wiegers, Sprecher der Brandenburgischen Studierendenvertretung
(BRANDSTUVE).

"Natürlich sind wir uns der besonderen Situation um die noch anhaltende
Pandemie bewusst. Deswegen arbeiten wir für die Demonstration ein strenges
Hygienekonzept aus. Es wird absolute Maskenpflicht gelten und wir werden -
so gut es uns möglich ist - darauf drängen, dass Sicherheitsabstände
eingehalten werden. Das wird uns aber nicht davon abhalten, mit kreativen
Aktionen und Formaten auf unsere Situation und den dringenden
Handlungsbedarf aufmerksam zu machen", schließt Sabrina Arneth, Sprecherin
der GEW-Studis.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020
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GEWERKSCHAFT/391: Bildungsgewerkschaft zu den Vereinbarungen zwischen Bundeskanzlerin und Ministerpräsidenten (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 18. Juni 2020

GEW: "Der Teufel steckt im Detail"

Bildungsgewerkschaft zu den Vereinbarungen zwischen Bundeskanzlerin und
Ministerpräsidenten



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) sieht in
den gestrigen Vereinbarungen zwischen Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
und den Ministerpräsidenten der Länder "Schritte in die richtige Richtung".
Sie warnt aber, dass "der Teufel im Detail steckt".

"Es ist gut, dass zusätzliche Gelder in die Ganztagsbetreuung und den
Digitalpakt Schule fließen. Einen echten Schwerpunkt in der Bildung setzt
das Konjunkturpaket der Bundesregierung jedoch nicht", sagte
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am Donnerstag in Frankfurt a.M. "Es ist
richtig, dass sich der Bund jetzt auch an der Ausbildung und Finanzierung
der IT-Administratoren beteiligt. Dies ist jedoch eine Daueraufgabe, die
eine dauerhafte Unterstützung benötigt. Die Befristung ist nicht
sachgerecht und lässt die Schulen mittelfristig im Regen stehen." Wenn die
Endgeräte für die Schülerinnen und Schüler bis nach den Sommerferien
bereitstehen sollen, müsse jetzt schnell und unbürokratisch gehandelt
werden, mahnte Tepe: "Bisher haperte es gewaltig an den
Weiterbildungsangeboten für die Lehrkräfte zum Thema Digitalisierung. In
einer aktuellen GEW-Studie waren nur 18 Prozent der Lehrkräfte mit den
Angeboten zufrieden. Deshalb muss die Weiterbildung endlich schnell
ausgebaut und passgenauer werden. Nur mit guten Konzepten können die
Schulen die neuen Aufgaben gut bewältigen."

Tepe wies darauf hin, dass der Ausbau der Ganztagsbetreuung auch mit den
zusätzlichen Mitteln längst nicht ausfinanziert sei. "Zudem ist nicht
geklärt, woher die Lehrkräfte, Sozialarbeiter und Erzieherinnen kommen
sollen, die den Ganztag stemmen. Das Berufsbild dieser Professionen muss
dringend aufgewertet, die Beschäftigten müssen besser bezahlt werden. Junge
Menschen entscheiden sich nur für diese Berufe, wenn die Arbeitsbedingungen
attraktiv sind", betonte die GEW-Vorsitzende.

"Wir begrüßen, dass die Bürgerinnen und Bürger das Abstandsgebot von 1,5
Metern zwischen zwei Menschen und die Hygieneregeln weiterhin einhalten
sollen. Das muss auch für Schulen und Kitas gelte[ ]n", betonte Tepe.
"Abstandsregeln und Hygienemaßnahmen sind das A und O, um Lehrkräfte,
Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern vor Infektionen zu schützen.
Statt um die schnellste und weitestgehende Öffnung von Schulen zu
wetteifern, muss die Zeit jetzt genutzt werden, um tragfähige Konzepte für
einen Mix aus Präsenz- und Fernunterricht für die Zeit nach den
Sommerferien zu entwickeln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020
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HERRSCHAFT/1908: Schlachtfabrik Tönnies und das Problem der Schuldumkehr ... (SB)



Armin Laschets Behauptung, für den COVID-19-Ausbruch in einer der größten
Schlachtfabriken der Republik seien Rumänen und Bulgaren verantwortlich zu
machen, die das Virus bei der Einreise mitgebracht hätten, sei "unbedacht"
gewesen, meint die Rheinische Post. Ein Kommentator des RND verbietet sich die
"Scheindiskussionen" um diese "etwas ungelenke Äußerung", so etwas müsse doch
"erlaubt sein" [1]. Ja, wo sind wir denn, wenn wir nicht einmal mehr mit dem
Finger auf ArbeitsmigrantInnen zeigen können, deren Privileg, hier in
Deutschland gutes Geld verdienen zu dürfen, damit quittiert wird, daß sie
Seuchen einschleppen. Ein Politiker wie der NRW-Ministerpräsident muß gerade vor
dem Hintergrund, daß derzeit weltweit über Rassismus gesprochen wird, in Schutz
genommen werden vor Anwürfen, die etwas Derartiges unterstellen könnten.

Nun ist Laschet, wie man bei solchen Anlässen gerne sagt, zurückgerudert und hat
erklärt, es verbiete sich, "Menschen gleich welcher Herkunft irgendeine Schuld
am Virus zu geben" [2]. Warum an erster Stelle etwas tun, was an zweiter
zurückgenommen werden muß, erklärt sich bei einem Spitzenpolitiker mit
Kanzlerambitionen nicht durch situative Unübersichtlichkeit oder andere
unkalkulierbare Einflüsse. Hätte Laschet entsprechendes über jüdische
Einwanderer gesagt, dann wäre die Aufregung zweifellos groß gewesen, handelt es
sich bei derartigen Verdächtigungen doch um das klassische antisemitische Stigma
von "jüdischen Brunnenvergiftern". Ohnehin ist die Bezichtigung nomadisierender
Lebensformen, das Übel von einem Ort zum anderen zu transportieren, keine
Erfindung eines Trump, der dergleichen über MigrantInnen aus Lateinamerika
behauptet.

Es ist die uralte Feindseligkeit gegenüber ortsungebundenen Menschen, die heute
in der systemischen Abwehr meist nichtweißer Flüchtlinge und deren Ertrinken im
Mittelmeer zu einem permanenten Zeugnis der Agressivität des europäischen
Neokolonialismus geworden sind. Es ist die endemische Feindseligkeit gegenüber
Sinti und Roma, die in der EU ebenso Zielscheibe rassistischer Verachtung sind
wie People of Color oder die Indigenen Skandinaviens, die von strukturellem
Rassismus wie konkreter Unterdrückung manches Lied zu singen wissen.

Laschet sollte auch deshalb wissen, was er an einer solch empfindlichen Stelle
sagt, weil mit rumänischen und bulgarischen WerkvertragsarbeiterInnen in der
Bundesrepublik umgesprungen wird wie mit einer neoliberalen Version von
ZwangsarbeiterInnen. Sich in der Bundesrepublik aus Armut zu schlechtesten
Bedingungen zu verdingen ist Ausdruck einer Not, die in den deutschen
Schlachtfabriken fortgeschrieben wird, wenn billige Arbeitskräften aus
Südosteuropa durch Abzüge aller Art und andere Schikanen nach Strich und Faden
ausgebeutet werden. So sind Werkverträge auch nicht der Kern des Problems, wie
angesichts des aktuellen COVID-19-Ausbruches in Rheda-Wiedenbrück dargestellt,
ihnen voraus geht die prinzipielle, systematisch aufrechterhaltene soziale Ungleichheit
zwischen den verschiedenen EU-Mitgliedstaaten als auch in den
Klassengesellschaften ihres Binnenraumes.

Massive Unterschiede in Produktivität und Einkommen sind die Basis einer
transnationalen Arbeitsteilung und Standortkonkurrenz, die auch innerhalb der EU
aufrechterhalten bleiben soll, um ihrem hegemonialen Kernstaat günstige
Akkumulationsbedingungen zu garantieren. Die Schlachtindustrie in Deutschland
wird so sehr von Lohndrückerei angetrieben, daß die Unterschiede zwischen den
ArbeiterInnen und den Tieren verschwimmen, werden sie doch auf jeweils eigene
Art in den großen Fleischwolf profitorientierter Produktion eingespeist.

Da Viren im feuchten, kalten Milieu der Schlachtfabriken ohnehin gute
Verbreitungsvoraussetzungen haben und der hohe Arbeitsdruck sicherlich nicht dazu
beiträgt, sich viel Zeit für Hygieneverrichtungen zu nehmen, gäbe es zweifellos
viel zu sagen zu der Tatsache, daß diese Orte nicht nur in der Bundesrepublik
immer wieder zu Hotspots der Coronapandemie werden. Auch hält es die Virologin
Isabella Eckerle, Leiterin der Forschungsgruppe Emerging Viruses in der
Abteilung für Infektionskrankheiten der Universität Genf, schon aufgrund der
Inkubationszeit für "extrem unwahrscheinlich", daß die Ansteckung Hunderter
Beschäftigter auf Wochenendbesuche zurückzuführen sei [3].

Diesem Artikel auf faz.net ist auch zu entnehmen, daß Laschet sich mit seinem
Verweis auf die vermeintliche Ursache der COVID-19-Infektion in
Rheda-Wiedenbrück auf den Leiter des Pandemiestabs des betroffenen Unternehmens
bezogen hat. Dieser hatte unter anderem "die Heimreisen der Beschäftigten nach
Osteuropa an langen Wochenenden als mögliche Faktoren für die Ausbreitung des
Coronavirus genannt" [4]. Diese Form der Schuldumkehr, die Folgen der eigenen
Produktionsbedingungen auf die dafür eingekauften Arbeitskräfte zu schieben,
erinnert daran, daß Firmenchef Clemens Tönnies vor einem Jahr das
Reproduktionsverhalten in Afrika lebender Menschen für ökologische Probleme
verantwortlich gemacht hat [5]. Ganz bestimmt hat die massive Expansion der
Schlachtindustrie nichts mit den anwachsenden Problemen des Klimawandels und der
Naturzerstörung zu tun, schließlich finden sich immer Menschen, deren Not und
Elend man dadurch vergrößern kann, daß man sie bezichtigt, auch für diese Misere
verantwortlich zu sein.


Fußnoten:

[1] https://www.rnd.de/politik/laschet-uber-rumanen-und-bulgaren-das-muss-erlaubt-sein-3J7ZKMN3LNDRPLJLXAJO6ZF5BY.html

[2] https://www.faz.net/2.1652/corona-bei-toennies-laschet-stellt-aussage-zu-rumaenen-und-bulgaren-klar-16820979.html

[3] https://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/gesundheit/coronavirus/corona-ausbruch-bei-toennies-schritt-wohl-laenger-unbemerkt-fort-16820726.html

[4] a.a.O.
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STANDPUNKT/969: Klägliches Kulturpaket (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 24 vom 12. Juni 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Kultursplitter


Klägliches Kulturpaket

Von Herbert Becker



Ein großer "Wumms" sei das Konjunkturpaket der Regierung, meinte Olaf Scholz, die rund 130 Milliarden Euro müssten jetzt sein und Wirtschaft und Gesellschaft könnten damit wieder Fahrt aufnehmen. Eine bescheidene Summe von einer Milliarde Euro soll davon für die "Kultur" sein, die zuständige Staatsministerin Monika Grütters frohlockt. Sie redet sogar von einem "Neustart, der nun möglich gemacht werde". Das kleine Päckchen für die "Kultur" bietet dann für die Wiedereröffnung von Kultureinrichtungen und die Umsetzung von Hygienekonzepten 250 Millionen Euro, mit weiteren 450 Millionen Euro sollen vor allem private Kulturstätten unterstützt werden, um Mitarbeiter aus der Kurzarbeit zu holen und neue Projekte anschieben zu können. 150 Millionen Euro werden für die Förderung alternativer, auch digitaler Angebote zur Verfügung gestellt sowie 100 Millionen Euro für Einrichtungen und Projekte, die von Bund und Ländern gemeinsam getragen werden. Konkreter wird es nicht, was und wer genau an Geld kommen kann, was denn "alternativ und digitalisiert" gefördert werden soll, alles bleibt im Nebel der Ankündigungen. Wichtig ist der Regierung, dass die "Leuchttürme" bald wieder funktionieren, alles andere soll sehen, wie und wann man zurechtkommt.

Dieses Paket ist jämmerlich, alleine die tatsächlichen Größenordnungen in der Kulturwirtschaft machen deutlich, wovon die Rede sein müsste. Weit über 150.000 Menschen sind direkt als künstlerisch Tätige gemeldet. Der geschätzte Jahresumsatz der gesamten Branche liegt bei 160 Milliarden Euro, die bisherigen Verluste seit Februar/März sind schon auf fast 15 Milliarden angewachsen. Ende offen. Während viele Künstlerinnen und Künstler noch auf das Geld warten, das aus früheren "Hilfen" seit März auf ihren Konten ankommen sollte, während Zehntausende von Beschäftigten, die hinter den Bühnen, im Museumsbetrieb, in der Film- und Fernsehwirtschaft noch in Kurzarbeit sind, tönt die Regierung vom "kreativen Beginn einer neuen Ära". Ob die kleinen Bühnen, die Clubszene, die Galerien und andere mehr diesen Kollaps überhaupt überstehen werden, ist noch unklar. Denn viele dieser "Betriebe" leben vom Engagement der Ehrenamtlichen. Ob die die Kraft finden, trotz eigener wirtschaftlicher Not das kleine Museum, das bescheidene soziokulturelle Zentrum wieder ans Laufen zu bringen, bleibt fraglich. Dem "Kulturpäckchen" fehlt es - wie eigentlich immer - noch an den konkreten Durchführungsverordnungen und da dieser politische Bereich hauptsächlich Ländersache ist, wird es dauern.

Zu befürchten ist, es wird ein Großreinemachen geben, die staatlichen und halbstaatlichen Einrichtungen werden es schaffen, die kleinen, privaten oder sogar alternativen Betreiber und Förderer von Kunst und Kultur werden, wenn überhaupt, nur mühsam auf die Beine kommen. Und eines sollte nicht vergessen werden: Vor der Pandemie und dem Lockdown war doch nichts in Ordnung, es musste zu Recht protestiert und gefordert werden, um "kulturelle Bildung" für die arbeitenden Menschen zu ermöglichen. Es kann und darf doch jetzt nicht nur darum gehen, konkrete und ausreichende Hilfen zu fordern - ein tatsächliches Umdenken, eine andere Kulturpolitik im Bund, den Ländern, den Kommunen muss gefordert werden. Eine Kulturwirtschaft, die nur "Business as usual" will, bleibt in den Fangarmen der Herrschenden. So verständlich der dringende Wunsch ist, endlich wieder vor Publikum spielen zu können, in einer Ausstellung präsentieren, Veranstaltungen durchführen zu können, wenn die oft nur - pardon - "gequirlte Scheiße" zu hören und zu sehen ist, wenn das passiert, hat die Kulturwirtschaft eine mögliche Chance für einen wirksamen Neustart vertan.


Über den Autor

Herbert Becker (Jahrgang 1949) hat sein ganzes Berufsleben in der Buchwirtschaft verbracht. Seit 2016 schreibt er für die UZ, seit 2017 ist es Redakteur für das Kulturressort.
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GENDER/074: Costa Rica - Jubel und Kritik an Ehe für alle (poonal) 

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Costa Rica 

Jubel und Kritik an Ehe für alle

Von Jule Giessler



Am 26. Mai 2020 wurde in Costa Rica die gleichgeschlechtliche
Ehe eingeführt. Es ist damit das erste Land in Zentralamerika, dass Ja
gesagt hat zur Ehe für alle.

(San José/Berlin, 10. Juni 2020, npla) - Am 26. Mai 2020 wurde in
Costa Rica die gleichgeschlechtliche Ehe [1] eingeführt. Costa Rica
ist damit das 29. Land weltweit und das erste in Zentralamerika, dass
Ja gesagt hat zur Ehe für alle. Der Interamerikanische Gerichtshof für
Menschenrechte (CIDH) [2] erklärte das Verbot der Ehe für alle schon
2018 für verfassungswidrig und sprach eine Empfehlung an alle
zentralamerikanischen Staaten aus, dies innerhalb der nächsten 18
Monate zu ändern. Ana Helena Chacón war die Abgeordnete, die
maßgeblich die Gesetzesänderung [3] durch das Verfassungsgericht
vorangetrieben hat.

Zehn Paare ließen sich gleich am 26. Mai trauen. Covid-19 ließ zwar
keine großen Festivitäten zu, aber trotzdem war die Stimmung
ausgelassen und Eheschließungen konnten zumindest im kleinen Kreise
zelebriert werden. "Viele von ihnen haben gar nicht mehr damit
gerechnet, dass es überhaupt einmal soweit kommt", freute sich Amanda
Aroyo, eine Aktivistin der sexuellen Diversität in Costa Rica: "Wir
sind am 26. Mai in einem gerechteren Land aufgewacht".


"Ein gerechteres Land"

Die Social Media-Kanäle waren voll von Glückwünschen und
Freudentaumel, auch der staatliche Fernsehkanal Canal 13 übertrug die
erste gleichgeschlechtliche Ehe zwischen zwei Frauen; eine kleine
Sensation in dem konservativen Land. Über zwanzig Jahre hätten
Aktivist*innen sich dafür eingesetzt, dass dieser Tag Realität werde,
so Amanda. Es sei ihrer Meinung nach deshalb auch kein Privileg für
eine kleine Gruppe, sondern viel mehr ein Recht aller Menschen, dass
nun endlich Realität geworden sei.

Traurig sei es um die Menschen, die diesen Tag nicht mehr erleben
konnten, ergänzte der non-binäre Aktivist Jota Vargas von der Front
für gleichberechtigte Gesetze (Frente por los derechos igualitarios).
Die Organisation hatte die erste Kampagne 2003 zur Änderung der
Gesetzgebung angestoßen.

Doch nicht alle Costa-Ricaner*innen sind begeistert von der neuen
Gesetzgebung. Vor allem religiös-konservative Stimmen äußerten sich
ablehnend bis feindlich in den Sozialen Medien, betitelten die Ehe als
Institution, die von Gott geschaffen worden sei, um die Bindung von
Mann und Frau zu zelebrieren. Trotz allem waren diese Stimmen in der
Unterzahl.


Strukturelle Gewalt existiert weiter

Doch auch Aktivist*innen der sexuellen Dissidenz äußerten sich
kritisch. Sie sehen die Gesetzgebung zwar als kleinen Gewinn für die
LGBTQ-Community an, stehen aber der Institution Ehe kritisch
gegenüber. "Es ist auf jeden Fall ein kleiner Fortschritt für die
Bewegung und eine Anerkennung für die Kämpfe, die gleichen Rechte zu
bekommen", erklärte Jorge. "Trotzdem stellt sich die Frage: wie geht
es jetzt weiter?". Es dürfe nicht vergessen werden, wie viele Menschen
noch aufgrund ihrer sexuellen Identität und Orientierung diskriminiert
würden.

Auch die queere Künstlerin und Aktivistin Anónima verwies darauf, dass
die strukturelle Gewalt weiter existiere. Weiblich gelesene Personen
seien immer noch täglicher Gewalt ausgesetzt und auch Transpersonen
und andere marginalisierte Gruppen würden immer noch diskriminiert.
Die Einführung der Ehe für alle diene aber zumindest dazu, die LGBTQ
Bevölkerung im Land und ihre Belange sichtbarer zu machen.

Trotz aller Kritik war es ein Tag der Freude und zumindest ein Schritt
in Richtung einer offeneren, plurikulturellen und gleichberechtigten
Gesellschaft.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/einfuehrung-der-gleichgeschlechtlichen-ehe-ist-erst-der-anfang/

[2] https://www.corteidh.or.cr/cf/jurisprudencia2/observaciones_oc.cfm?lang=es&lang_oc=es&nId_oc=2171

[3] https://www.cejil.org/es/opinion-consultiva-2417-corte-interamericana-derechos-humanos-una-nueva-herramienta-garantizar
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ORGANISATION/398: Digitaltag - Caritas Online-Beratung in Corona-Zeiten stark nachgefragt (Caritas)

Caritas Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Digitaltag: Caritas Online-Beratung in Corona-Zeiten stark
nachgefragt

Durchschnittlich 60 Prozent mehr Neuregistrierungen von Hilfesuchenden pro
Tag - Hilfe in 17 Beratungsbereichen - etwa 30.000 neue Kontakte in 2020



Berlin - "Die Digitalisierung hat unser Zusammenleben bereits vor der
Pandemie verändert. Aber gerade in Corona-Zeiten hat sich gezeigt, dass die
Digitalisierung den Menschen Möglichkeiten der Teilhabe bieten kann - auch
im sozialen Bereich", erklärt Caritas-Präsident Peter Neher anlässlich des
ersten bundesweiten Digitaltags am kommenden Freitag. "Die 
Caritas-Online-Beratung ist und war in diesen Zeiten eine Lösung für Rat- und
Hilfesuchende weiter in Kontakt zu sein, trotz geschlossener
Beratungsstellen", so Neher.

Im Mai verzeichnete die Online-Beratung mit rund 21.350 Anfragen mehr als
doppelt so viele wie im Vergleich zu den Vormonaten in diesem Jahr. Seit
Mitte März sind etwas mehr als 1000 neue Berater_innen hinzugekommen.
Aktuell sind bundesweit fast 4000 Beraterinnen und Berater für die Caritas
tätig

Antwort innerhalb von 48 Stunden

"In der Corona-Zeit hatten wir durchschnittlich 60 Prozent mehr
Neuregistrierungen von Hilfesuchenden pro Tag. Die Ratsuchenden bekommen
bei uns beim Erstkontakt innerhalb von 48 Stunden eine Antwort von unseren
Fachleuten, das sind für örtliche Beratungsstellen tätige
Sozialarbeiter_innen, Psychologen, Sonderpädagogen etc.", erklärt Andrea
Bartsch, Referatsleiterin der Caritas-Online-Beratungsplattform. "Dabei
können die Menschen, die bei uns Hilfe suchen einen selbstbestimmten und
fließenden Wechsel zwischen Mail, Chat, Telefon und Face-to-Face-Beratung
wahrnehmen", so Bartsch.

In den vergangenen Wochen war beispielsweise die Online-Schuldnerberatung
stark angefragt worden: "Bei unseren Beraterinnen und Berater haben sich
die Menschen mit vielfältigen Geldsorgen, wegen psychischer Belastungen und
wachsender Zukunftssorgen gemeldet", so Bartsch.

Video zur Online-Beratung

Im Video erklären acht Berater_innen aus verschiedenen Bereichen, was die
Online-Beratung der Caritas ist:

https://youtu.be/1POV9OH_7gc

Mehr zur Caritas-Online-Beratung

In 1383 Online-Beratungsstellen bundesweit bietet die Caritas in 20
Beratungsbereichen online-Hilfen für Menschen in Not: Allgemeine
Sozialberatung, Leben mit Beeinträchtigung (Behinderungen und psychische
Erkrankungen), die Beratung für Eltern und Familien, für Kinder und
Jugendliche, / und Kinder und Jugendrehabilitation, Kurberatung für Mütter
und Väter, Übergang von Schule zu Beruf, Angehörige von Straffälligen,
Hospiz, Palliativ und Trauer, Beratung im Falle von HIV und AIDS
Migrationsberatung, Suchtberatung, Sucht-Selbsthilfe, Schuldnerberatung,
Schuldnerberatung für junge Leute, Schwangerschaftsberatung, Rechtliche
Betreuung, Leben im Alter, U25 Suizidprävention und Krisenberatung für
junge Menschen unter 26 Jahre.

Mehr zum Digitaltag 2020

Um die digitale Teilhabe quer durch alle Altersklassen zu fördern, findet
am 19. Juni 2020 erstmals der bundesweite Digitaltag statt. Unter
www.digitaltag.eu/aktionen finden sich mehr als 1.000 Aktionen - von
Webcasts, Webinaren und Livestreams über Online-Beratungen, virtuelle
Museumsführungen und Programmierkurse bis hin zu Hackathons. Trägerin des
Digitaltags ist die Initiative "Digital für alle", in der 28 Organisationen
aus den Bereichen Zivilgesellschaft, Kultur, Wissenschaft, Wirtschaft,
Wohlfahrt und öffentliche Hand versammelt sind. Unter dem
Hashtag #digitalmiteinander soll der Digitaltag Menschen in ganz
Deutschland miteinander verbinden und bietet eine Plattform, um
verschiedenste Aspekte der Digitalisierung zu beleuchten, Chancen und
Herausforderungen zu diskutieren und einen breiten gesellschaftlichen
Dialog anzustoßen.

Mehr Informationen unter:

www.digitaltag.eu

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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AUSSENHANDEL/1727: Rüstungsexporte auf Rekordniveau (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 18. Juni 2020

german-foreign-policy.com

Rüstungsexporte auf Rekordniveau

Deutschland exportiert mehr Rüstungsgüter denn je. Top-Kunden sind von
Militärs beherrschte Staaten mit brutaler Repression.



BERLIN - Deutschlands Rüstungsexporte erreichen ein neues Rekordniveau.
Dies geht aus dem gestern publizierten Rüstungsexportbericht der
Bundesregierung für 2019 hervor. Demnach hat die Regierung deutschen
Waffenschmieden im vergangenen Jahr die Ausfuhr von Kriegsgerät im Wert von
über acht Milliarden Euro genehmigt - mehr denn je seit Beginn der
Publikation von Rüstungsexportberichten im Jahr 1999. Bei zweien der drei
Top-Empfänger deutscher Rüstungsgüter handelt es sich um Staaten, in denen
Militärs die Regierung kontrollieren und Proteste von Oppositionellen teils
blutig niederschlagen; beide sind traditionell gute Kunden deutscher
Rüstungsfirmen. Rüstungskäufe im Wert von über einer Viertelmilliarde Euro
hat die Bundesrepublik zudem den Vereinigten Arabischen Emiraten genehmigt,
die nicht nur im Jemen Krieg führen, sondern auch den Libyenkrieg mit
umfangreichen Waffenlieferungen befeuern. Eine erhebliche Menge an
Kriegsgerät darf zudem an Rivalen Chinas geliefert werden. Wieder im
Aufschwung befindet sich nicht zuletzt der deutsche Kleinwaffenexport.

Mehr Waffenausfuhren denn je

Deutschlands Rüstungsexporte haben ein neues Rekordniveau erreicht. Das
zeigt der gestern veröffentlichte Rüstungsexportbericht der Bundesregierung
für das Jahr 2019. Demnach hat die Regierung vergangenes Jahr die Ausfuhr
von Rüstungsgütern im Wert von 8,015 Milliarden Euro genehmigt - mehr denn
je zuvor, seit Berlin 1999 mit der Publikation der Exportberichte begann.
Der bisherige Höchstwert war im Jahr 2015 mit 7,86 Milliarden Euro erzielt
worden. Im vergangenen Jahr hatte die Bundesregierung noch behauptet, sie
sei bei der Genehmigung von Rüstungsexporten mittlerweile restriktiver als
zuvor; begründet wurde dies damit, dass 2018 nur Ausfuhren im Wert von
4,824 Milliarden Euro genehmigt wurden. Tatsächlich handelte es sich dabei
um einen Ausreißer nach unten: Jahreswerte für Rüstungsexporte schwanken
stark, weil sie oft davon abhängen, wann genau besonders teure Lieferungen
getätigt bzw. genehmigt werden. Forschungsinstitute wie SIPRI aus Stockholm
berechnen deshalb oft einen Fünf-Jahres-Durchschnitt. Dieser liegt bei den
deutschen Rüstungsexportgenehmigungen derzeit bei fast 6,76 Milliarden Euro
pro Jahr. Von 2000 bis 2004 hatte er noch bei nur wenig mehr als der Hälfte
gelegen - 3,68 Milliarden Euro.

Waffen für Militärregime

Zu den Hauptempfängern deutschen Kriegsgeräts gehörten auch im vergangenen
Jahr Staaten, in denen das Militär faktisch an der Macht ist und nicht
selten mit brutaler Gewalt gegen Regierungsgegner vorgeht. Nummer zwei auf
der Liste der bedeutendsten Bestimmungsländer war mit Genehmigungen im Wert
von fast 850 Millionen Euro Algerien. In dem Land stellen mehrere deutsche
Konzerne, darunter Rheinmetall und Daimler, Militärfahrzeuge her 
(german-foreign-policy.com berichtete [1]). Dort kommt es seit vergangenem Jahr zu
Massenprotesten gegen die de facto herrschenden Militärs, bei denen
zahlreiche Regierungsgegner verletzt und festgenommen wurden. Nummer drei
auf der deutschen Exportliste ist mit Ägypten ein Land, dessen Präsident -
Feldmarschall Abd al Fattah al Sisi - aus der Führungsebene der
Streitkräfte kommt; mit ihm arbeitet die Bundesregierung seit Jahren eng
zusammen. Dem steht nicht entgegen, dass Ägyptens Militärs sich im Juli
2013 blutig an die Macht geputscht haben; bei Protesten gegen den Putsch
kamen mindestens 1.000, womöglich mehr als 3.000 Menschen ums Leben. Kairo
geht zudem bis heute mit brutaler Repression gegen jegliche Opposition vor;
das Schicksal von mehr als 1.500 Menschen, die allein zwischen Juli 2013
und August 2018 aus staatlichem Gewahrsam verschwanden, ist bis heute
unbekannt.[2] Die Bundesregierung genehmigte Ägypten vergangenes Jahr die
Lieferung von Rüstungsgütern im Wert von mehr als 800 Millionen Euro,
darunter etwa Feuerleiteinrichtungen und Teile für Raketen.

Waffen für den Jemen-Krieg

Zu den Top 10 auf der Liste der bedeutendsten Bestimmungsländer deutscher
Rüstungsausfuhren zählt mit den Vereinigten Arabischen Emiraten weiterhin
auch ein Staat, der im Jemen Krieg führt. Die Bundesregierung hatte
mehrfach behauptet, die im Jemen kämpfenden Kriegsparteien nicht mehr
beliefern zu wollen. Den Emiraten genehmigte sie im vergangenen Jahr jedoch
Waffenkäufe im Wert von mehr als einer Viertelmilliarde Euro. Bereits zuvor
hatte das Land in den Jahren von 2008 bis 2018 Genehmigungen für
Rüstungslieferungen im Wert von rund 2,3 Milliarden Euro erhalten. Deutsche
Waffenschmieden haben die Emirate zudem beim Aufbau einer eigenen
Rüstungsproduktion unterstützt.[3] Berlin hat sich von den Genehmigungen
auch nicht durch die Tatsache abbringen lassen, dass Abu Dhabi eine
ausgreifende Außen- und Militärpolitik betreibt; eine Studie der Stiftung
Wissenschaft und Politik (SWP) kam unlängst zu dem Resultat, das Land sei
dabei, mit Militärstützpunkten im Ausland "ein kleines Seereich" am Golf
von Aden sowie am Eingang zum Roten Meer zu schaffen und sich damit eine
partielle Kontrolle über die wichtigen Seewege zwischen dem Mittelmeer und
dem Indischen Ozean zu sichern.[4] Die Emirate sind der bedeutendste
Waffenlieferant des libyschen Warlords Khalifa Haftar; Recherchen des
Journalisten Hans-Martin Tillack konnten auch die Nutzung deutschen
Kriegsgeräts im Libyen-Krieg belegen (german-foreign-policy.com berichtete
[5]).

Waffen für Chinas Rivalen

Zu den Schwerpunktregionen der deutschen Rüstungsexporte gehört weiterhin
auch das Umfeld Chinas. Platz sechs auf der Liste der wichtigsten
Bestimmungsländer nimmt mit Genehmigungen im Wert von mehr als 372
Millionen Euro Südkorea ein. In dem Land sind aktuell rund 26.000 
US-Soldaten stationiert; es zählt zu den Staaten, auf die - trotz deren
Widerstrebens - der Westen im Machtkampf gegen China setzt. Auf Platz zehn
findet sich mit Genehmigungen im Wert von mehr als 200 Millionen - es
handelt sich weitestgehend um Marinegerät - Indonesien. Das Land steht
aktuell im Konflikt mit Beijing um Inseln in Südchinesischen Meer.[6] Vor
allem aber hat die Bundesregierung die Lieferung von Rüstungsgütern im Wert
von mehr als 300 Millionen Euro an Australien genehmigt. Canberra hat sich
in den vergangenen Jahren als der schärfste Parteigänger Washingtons im
Machtkampf gegen China profiliert; es beteiligt sich am Versuch, ein
asiatisch-pazifisches Militärbündnis gegen die Volksrepublik zu schmieden -
das sogenannte Quad ("Quadrilateral Security Dialogue", 
german-foreign-policy.com berichtete [7]). Australien hat sich bereits in den vergangenen
Jahren zu einem der wichtigsten Kunden deutscher Waffenschmieden
entwickelt.[8]

Boomende Kleinwaffenexporte

Im Aufschwung befindet sich schließlich auch der deutsche
Kleinwaffenexport. Er ist besonders umstritten, weil an
Schusswaffenverletzungen außergewöhnlich viele Menschen sterben - jährlich
mehr als eine Viertelmillion.[9] Hatte die Bundesregierung nach jahrelangen
Protesten schließlich im Jahr 2015 nur noch die Ausfuhr von Kleinwaffen im
Wert von 32,5 Millionen Euro erlaubt, so stieg der Wert der
Exportgenehmigungen für Kleinwaffen im vergangenen Jahr wieder an - auf
stolze 69,5 Millionen Euro. Zwar gibt die Bundesregierung an, ihre
Genehmigungen für die Ausfuhr von Kleinwaffen in Drittländer seien auf
beinahe Null gesunken; man habe fast nur noch Lieferungen in EU-, NATO- und
wenige der NATO gleichgestellte Länder erlaubt, wo die Waffen durchweg in
sicheren Händen seien. Die Argumentation führt allerdings in die Irre. Denn
die deutschen Schusswaffenhersteller haben schon vor Jahren begonnen, aus
der Bundesrepublik fast nur noch EU- und NATO-Staaten zu beliefern, andere
Kunden hingegen über US-Standorte zu versorgen. Der Schusswaffenhersteller
Sig Sauer (Eckernförde bei Kiel) etwa wickelte bereits im Jahr 2016 rund 90
Prozent seines gesamten Umsatzes über seine Schwesterfirma in Newport 
(US-Bundesstaat New Hampshire) ab. Dort hat das Unternehmen zum Beispiel die
Erlaubnis erhalten, Schusswaffen im Wert von mehr als einer
Viertelmilliarde US-Dollar nach Mexiko zu liefern; die Genehmigung ist bis
2024 gültig.[10] Zu Monatsbeginn wurde bekannt, dass Sig Sauer seine
Produktion vollständig in die USA verlegen wird; der Standort in
Eckernförde soll noch in diesem Jahr geschlossen werden. Freilich verbleibt
die US-Schwesterfirma Sig Sauer Inc. auch künftig in der deutschen
Dachgesellschaft, der L&O Holding mit Sitz in Emsdetten (NRW).[11]


Mehr zum Thema: 

Die westliche Rüstungsgemeinschaft (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8211/


Anmerkungen:

[1] S. dazu Partner der Generäle

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7938/

[2] S. dazu Mubarak 2.0

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7899/

und Mubarak 2.0 (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8058/

[3] S. dazu Die Schlacht um Al Hudaydah (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7663/

[4] Guido Steinberg: Regionalmacht Vereinigte Arabische Emirate. Abu Dhabi
tritt aus dem Schatten Saudi-Arabiens. SWP-Studie 2. Berlin, Februar 2020.

[5] S. dazu Ein Menetekel für die EU

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8194/

[6] Dian Septiari: Indonesia joins neighbors in protesting Beijing's claims
in South China Sea. thejakartapost.com 01.06.2020.

[7] S. dazu Der "Super-Zyklus" der Rüstungsindustrie

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8204/

[8] S. dazu Asiens Schlüsselmeer

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8239/

[9] Hälfte aller Todesfälle durch Waffen entfällt auf sechs Länder.
aerzteblatt.de 29.08.2018.

[10] S. dazu Waffen für die Welt (IV)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7993/

[11] Sig Sauer schließt Standort Eckernförde. ndr.de 04.06.2020.
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GEWERKSCHAFT/1988: Tarifrunde öffentlicher Dienst - Kündigung der Entgelttabellen (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Juni 2020

Tarifrunde öffentlicher Dienst: Bundestarifkommission beschließt
Kündigung der Entgelttabellen - Forderungsdiskussion beginnt



Berlin - Die Bundestarifkommission (BTK) der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), in der auch die Gewerkschaft
der Polizei (GdP), die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
sowie die IG BAU vertreten sind, hat am Donnerstag die Kündigung der
Entgelttabellen zum Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes (TVÖD)
sowie weiterer verbundener Tarifverträge beschlossen. Damit wurden
die Weichen für die Verhandlungsrunde zum TVÖD im Herbst gestellt.
Die Gespräche mit der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände
(VKA) waren am Dienstag ohne Ergebnis beendet worden. ver.di hatte
angestrebt, angesichts der angespannten Situation im öffentlichen
Dienst den Beginn der Tarifrunde gegen eine Einmalzahlung zu
verschieben. Die VKA war jedoch zu keiner Verständigung bereit. "Die
Arbeitgeber haben unsere ausgestreckte Hand ausgeschlagen. Damit sind
Arbeitskämpfe im öffentlichen Dienst im Herbst vorprogrammiert",
sagte der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke.

"Die kommunalen Arbeitgeber lassen Respekt und Wertschätzung
gegenüber den Beschäftigten vermissen. Gestern wurde noch
applaudiert, jetzt sind die Beschäftigten nur noch lästige
Kostenträger. Wir werden jetzt angemessene Forderungen diskutieren,
in die die Wertschätzung, die wichtige Rolle des öffentlichen
Dienstes in der Corona-Krise und die volkswirtschaftliche Bedeutung
einfließen werden. Wir streben eine Reallohnsteigerung an", so
Werneke.

Die konkreten Forderungen für die Tarifrunde im öffentlichen Dienst
von Bund und Kommunen wird die BTK auf ihrer Sitzung am 25. August
2020 beschließen. Die erste Verhandlungsrunde zum TVÖD findet am 1.
September statt.

Die Tarifrunden für den öffentlichen Dienst verhandeln ver.di und die
beteiligten DGB-Gewerkschaften gemeinsam mit dem dbb beamtenbund und
tarifunion. Vom TVÖD werden etwa 2,3 Millionen Beschäftigte im
öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen sowie weiterer Bereiche
erfasst.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.06.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1987: Galeria Karstadt Kaufhof - Bewegung in Verhandlungen (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. Juni 2020

Galeria Karstadt Kaufhof: Bewegung in Verhandlungen - ver.di
verhandelt "open end"



Berlin - Die seit Montag andauernden Verhandlungen über einen
Sozialtarifvertrag, ein Zukunftskonzept sowie einen Tarifvertrag zu
guter und gesunder Arbeit zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der Unternehmensführung von
Galeria Karstadt Kaufhof werden "open end" fortgeführt. Darauf haben
sich die Tarifvertragsparteien geeinigt. Ziel sei es, in dieser
Situation bestmögliche Ergebnisse für die Beschäftigten zu erreichen,
erklärte ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger: "Die
Beschäftigten sind die größte Gläubigergruppe. Sie haben in den
letzten Jahren bereits durch Verzicht und enorme Arbeitsbelastung in
das Unternehmen investiert. Deshalb können sie zu Recht mehr als
einen warmen Händedruck erwarten. Das Mindeste sind
Zukunftsperspektiven in einem nachhaltigen Warenhauskonzept."

Nachdem die Bundestarifkommission der Gewerkschaft die Verhandlungen
für eine Demonstration am Montag unterbrochen hatte, gab es am
Dienstag Bewegung in den Gesprächen. Dies gilt für eine tarifliche
Absicherung der Beschäftigten durch eine Transfergesellschaft. Zudem
setzten ver.di und der Gesamtbetriebsrat durch, dass der geplante
Personalabbau von zehn Prozent in den bestehenden Filialen sowie die
Ausgliederung des Waren Service Teams (WST) unter dem Vorbehalt einer
Gesamtlösung vom Tisch sind. Verhandelt wird derzeit über das
Aussetzen der tariflichen Entgelterhöhung für 2020 und 2021. Hier
erwartet ver.di für die Aussetzung eine Kompensation.

 * 

Quelle:
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GEWERKSCHAFT/1987: Protestaktionen am Freitag an den großen Flughäfen in Deutschland (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Juni 2020

Gute Arbeitsbedingungen, Klimaschutz, Beschäftigung und
Nachhaltigkeit im Luftverkehr versöhnen

Protestaktionen am Freitag an den großen Flughäfen in Deutschland



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft hat am heutigen
Donnerstag (18. Juni) ihr Luftverkehrskonzept für den Neustart des
Luftverkehrs nach der Covid-19-Krise vorgelegt und ruft für den
morgigen Freitag (19. Juni) zu bundesweiten Protestaktionen der
Beschäftigten der Branche für Arbeitsplatzsicherheit, Beschäftigungs-
und Einkommensschutz auf. An den Aktionen nehmen Beschäftigte von
Bodenverkehrsdiensten, Flughäfen, Airlines und Technikdiensten teil;
Aktionen unter Berücksichtigung der Covi-19-Auflagen finden an den
Flughäfen München, Frankfurt, Hamburg, Stuttgart, Berlin und
Düsseldorf (dort auch mit Beschäftigen aus Hannover) statt.

"Wir setzen mit unserem Luftverkehrskonzept einen konkreten
Kontrapunkt zur bisherigen Form des Luftverkehrs. Die Prägung durch
Deregulierungen sowie einen ruinösen Wettbewerb auf Kosten von Umwelt
und Beschäftigten muss beendet werden", sagte die stellvertretende
ver.di-Vorsitzende Christine Behle. Mit dem Konzept lege ver.di
konkrete Forderungen und Sichtweisen aus Beschäftigtenperspektive
vor. "Mit dem Konzept zeigen wir, dass die angeblichen Gegensätze von
guten Arbeitsbedingungen, Klimaschutz, Beschäftigung und
Nachhaltigkeit im Luftverkehr versöhnt werden können."

Angesichts des ungewissen Neustarts des Luftverkehrs müssten die
Politik, die Unternehmen und die Gewerkschaften gemeinsam die Weichen
neu stellen, so Behle weiter. Einen erfolgreichen Neustart des
Luftverkehrs könne es nur mit den Beschäftigten geben. Diese fühlten
sich jedoch angesichts der aktuellen Entwicklungen und
Marktanpassungen abgehängt. Angst, Unruhe und Empörung machten sich
breit, weil Unternehmen, denen staatliche Hilfen in Milliardenhöhe
gewährt werden, im selben Atemzug Beschäftigungsabbau und
Gehaltskürzungen ankündigten.

In der Luftverkehrsindustrie arbeiten in Deutschland rund 300.000
Beschäftigte. Rund 240.000 davon befinden sich derzeit in Kurzarbeit.

Weitere Informationen: 

www.schutz.aero

 * 
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MEINUNG/109: Corona-Hilfen - Selbstständige nicht länger im Regen stehen lassen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 16. Juni 2020

Corona-Hilfen: Selbstständige nicht länger im Regen stehen
lassen



Vor kurzem hat die Regierung ihr Konjunkturpaket verkündet. Doch
kleine Selbstständige und Freiberufler gehen dabei erneut leer
aus.

Seit Monaten warten sogenannte Solo-Selbständige auf Unterstützung von
der Bundesregierung während der Corona-Krise, die zwar Mittel bereit
gestellt hat, die aber nicht für Lebenshaltungskosten wie Miete,
Medikamente, Krankenversicherung oder Nahrungsmittel verwendet werden
dürfen. Nur Betriebskosten werden anerkannt.

Das lässt Millionen von Kleinunternehmern im Regen stehen, die - wie
z. B. der Fremdenführer, die Babysitterin, der Hausmeister oder die
Klavierlehrerin - gar keine oder bewusst nur sehr geringe
Betriebskosten haben, indem sie vom eigenen Wohnzimmer aus oder einem
anderen Ort arbeiten, aber kein eigenes Büro mieten, keine Firmenwagen
besitzen und keine Angestellten haben.

Der Verband der Gründer und Selbstständigen Deutschland e.V. (kurz:
VGSD) hat daher gemeinsam mit den 25 Berufsverbänden der
Bundesarbeitsgemeinschaft Selbstständigenverbände (kurz: BAGSV) eine
e-Petition an den Bundestag gestartet, die noch bis zum 25. Juni
mitgezeichnet werden kann. Im Folgenden publizieren wir den Text der
Petition (Link zur Petition 111001 siehe unter [1]):




Wirtschaftsförderung und Wirtschaftssicherung

Verlängerung und rechtssichere Ausgestaltung von

Soforthilfen für Selbstständige vom 13.05.2020

Text der Petition

Trotz guter Absichten kommen die Corona-Hilfen bei den Selbstständigen
nicht an. Es braucht einen Neustart: Die Soforthilfen müssen verlängert,
rechtssicher ausgestaltet und neben laufenden Betriebskosten auch die
Lebenshaltung, Miete und Krankenversicherung als notwendige Ausgaben
anerkannt werden. Nebenberufler darf man nicht ausschließen. Zudem müssen
Selbstständige beim Wiederaufbau ihrer Unternehmen und ggf. ihrer
Altersvorsorge durch bürokratie- und belastungsarme Jahre unterstützt
werden.

Begründung

Zum Schutz der Gesamtbevölkerung wurden weitreichende Betätigungsverbote
verhängt. Die Bundesregierung hat richtig erkannt, dass Solo-Selbstständige
und Kleinstunternehmer hiervon besonders betroffen sind und einen 
50-Milliarden-Euro-Schutzschirm zugesagt.

Grundsätzlich sieht das Infektionsschutzgesetz bei Betätigungsverboten eine
Entschädigung in Höhe des Einnahmeausfalls sowie die Übernahme
weiterlaufender betrieblicher Kosten vor, der verursachte Schaden müsste
also vollständig übernommen werden. Das ist nicht der Fall. Ziel muss es
aber sein, dass Selbstständige durch die Corona-Krise nicht unverschuldet
in Insolvenz gehen oder ihre Altersvorsorge aufbrauchen müssen. Und sie
dürfen nicht durch die Form der Hilfen zu Bittstellern degradiert werden.

Die Bedingungen der aktuellen "Soforthilfen" unterscheiden sich je nach
Bundesland und Zeitpunkt der Antragstellung erheblich. Die
Rechtsunsicherheit ist so groß, dass viele Selbstständige bis heute keinen
Antrag gestellt haben. Bei vielen wirken sich die Folgen der Corona-Krise
zeitversetzt aus, aufgrund der zu kurzen Antragsfrist drohen sie leer
auszugehen.

Zudem deckt die Soforthilfe nur die bei Solo-Selbstständigen typischerweise
niedrigen laufenden Betriebskosten ab. Für ihre eigentlichen "Kosten",
nämlich für Lebenshaltung, Miete und Krankenversicherung, werden sie auf
die Grundsicherung ("Hartz IV") verwiesen. Die Zusage, hier auf eine
Vermögensprüfung zu verzichten, wurde nicht eingehalten. Von den
Selbstständigen, deren Einkommen zurzeit nicht ausreicht, um ihren
Lebensunterhalt zu decken, hat deshalb nur jeder sechste Grundsicherung
beantragt oder plant dies.

Vor diesem Hintergrund fordern wir einen Neustart in Form einer
"Soforthilfe Plus". Die Hilfen müssen verlängert werden und neben den
Betriebskosten rückwirkend auch einen Unternehmerlohn berücksichtigen, der
Lebenshaltung, Miete und Krankenversicherung mit abdeckt. Die
Antragsbedingungen müssen eine Gleichbehandlung unabhängig von Bundesland
und Antragszeitpunkt sicherstellen, es darf keinen Flickenteppich an
branchenspezifischen Fördermaßnahmen geben. Die tatsächlichen
betriebswirtschaftlichen Auswirkungen des Lockdowns müssen Höhe und Dauer
der Hilfen bestimmen. Die Auszahlung sollte einheitlich durch die
Finanzämter erfolgen. Sie sind am besten in der Lage, Überzahlungen zu
erkennen, zurückzufordern sowie Betrug zu verhindern.

Zudem braucht es ein langfristiges Konzept. Den Selbstständigen muss der
Wiederaufbau ihrer Unternehmen und Altersvorsorge durch bürokratie- und
belastungsarme Jahre ermöglicht werden. Unbedingt nötig ist angesichts der
aktuellen hohen Verluste eine einkommensabhängige Bemessung der 
GKV-Beiträge für Selbstständige (wie bei Angestellten bei 450 Euro beginnend).
Die geplante Altersvorsorgepflicht für Selbstständige soll auf neu
gegründete Unternehmen beschränkt werden und erst nach drei Jahren greifen.
Zugleich muss der Staat von ihm beauftragten Selbstständigen endlich
angemessene Honorare zahlen.


Anmerkung:

[1] https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2020/_05/_13/Petition_111001.nc.$$$.a.u.html

- Wirtschaftsförderung und Wirtschaftssicherung



Weitere Infos:

https://www.vgsd.de

VGSD-Pressemitteilung vom 04.06.2020: Solo-Selbstständige beim
Konjunkturpaket übergangen: 

https://www.vgsd.de/solo-selbststaendige-beim-konjunkturpaket-uebergangen-soforthilfe-zweckentfremdet/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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UNTERNEHMEN/2849: Allianz einer der weltweit größten Versicherer der Öl- und Gasindustrie (urgewald)

urgewald - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Allianz einer der weltweit größten Versicherer der Öl- und
Gasindustrie

- Neue Studie zeigt: Allianz und Munich Re sind Top-Versicherer der Öl- und
Gasindustrie

- Emissionen bereits erschlossener Kohle-, Öl- und Gasreserven steuern auf
2 Grad globale Erwärmung zu

- NGOs fordern Versicherungsbranche auf, aus allen fossilen Brennstoffen
auszusteigen



München/Sassenberg - Die deutschen Versicherungskonzerne Allianz und Munich
Re unterstützen öffentlich das 1,5 Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens,
auch durch ihre Selbstverpflichtung in der "Net-Zero Asset Owner Alliance".
Gleichzeitig gehören beide zu den weltweit größten Versicherern des Öl- und
Gassektors. Dabei befindet sich die Allianz unter den Top10, Munich Re
unter den Top15. Das legt eine neue Studie des NGO-Netzwerks Unfriend
Coal/Insure Our Future, dessen deutsches Mitglied urgewald ist, offen. In
einem Brief fordern die Umwelt- und Menschenrechtsverbände 30
Versicherungsgesellschaften auf, besonders neue Öl- und Gasprojekte sowie
Kohlekonzerne nicht mehr zu versichern.

CO2-Emissionen der Öl- und Gasindustrie sprengen das Pariser Klimaziel
Die Verbrennung von Öl und Gas ist für 55,6 Prozent der weltweiten
CO2-Emissionen verantwortlich. Daten des Weltklimarats, der
Energiewirtschaft und von Umweltorganisationen zeigen, dass das Ziel, die
globale Erwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, mit dem Kohlenstoffbudget
bereits erschlossener Öl-,Gas- und Kohlereserven nicht zu halten ist.
Demnach gibt es keinen Raum für eine Ausweitung der Produktion dieser
fossilen Brennstoffe. Ganz im Gegenteil: Im 1,5 Grad-Szenario des
Weltklimarats ohne CO2-Abscheidung und Speicherung muss der Verbrauch von
Erdöl bis 2050 im Vergleich zu 2010 um 87 Prozent sinken, der von Erdgas um
74 Prozent.[1]

Trotzdem werden immer noch neue Öl- und Gasprojekte gestartet. Vor der
Küste Guyanas in Südamerika etwa hat Ölmulti ExxonMobil in einem gewaltigen
Öl- und Gasfeld in der Tiefsee mit der Produktion begonnen.[2] Im Norden
Mosambiks wollen verschiedene Öl- und Gaskonzerne (Total, Eni, ExxonMobil
und Shell) riesige Gasvorkommen erschließen.

Während acht der größten Öl- und Gasversicherer, darunter Allianz und
Munich Re, bereits teils starke Einschränkungen in der Kohleversicherung
[3] vorgenommen haben und sich vier davon verpflichtet haben, ihre
Portfolios nach dem 1,5 Grad-Szenario auszurichten, ist im Bereich Öl und
Gas bisher wenig passiert. Einige Konzerne wie AXA und Munich Re [4] haben
ihren Versicherungsschutz für Ölsand-Projekte begrenzt, noch weniger haben
Beschränkungen bei der Ölförderung in der Arktis und bei der
Schieferöl-Produktion.

Versicherungsmarkt bei Öl und Gas extrem konzentriert 

Im Auftrag der Unfriend Coal/Insure Our Future-Kampagne von den
Beratungsagenturen Finaccord und HTF Market Intelligence erstellte Berichte
zeigen, dass große internationale Konzerne wie Allianz, AXA XL, Munich Re,
Liberty Mutual und Zurich zusammen den größten Teil des Öl- und
Gas-Versicherungsmarktes kontrollieren. Danach kommen kleine spezialisierte
Versicherungsunternehmen wie Fairfax und Starr sowie chinesische Firmen
(People?s Insurance Company of China, China Pacific Insurance Co., Ping
An). Zahlreiche Öl- und Gaskonzerne haben zudem firmeneigene
Versicherungsmechanismen. Die Top 10 der Öl- und Gasversicherer teilen 70
Prozent des Marktes unter sich auf. Zwar ist dieser etwa drei Mal größer
als im Kohlesektor, macht aber lediglich 0,7 Prozent aller
Nicht-Lebensversicherungsprämien aus.[5]

"Versicherungskonzerne haben einen großen Hebel, um das Ende fossiler
Brennstoffe einzuleiten. Denn ohne ihre Versicherung sind Kohleminen,
Ölplattformen und Gaspipelines viel schwerer bis unmöglich zu realisieren",
sagt Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald. Sie ergänzt: "Der
Versicherungsmarkt im Öl- und Gasbereich ist so konzentriert, dass schon
die Aktion weniger Versicherer einen großen Einfluss haben kann. Aufgrund
des geringen Anteils an Prämien würde der Ausschluss von Öl- und
Gasprojekten den Versicherern nicht einmal besonders weh tun. Dabei sind
besonders die Versicherer gefragt, die als Mitglied der Net-Zero Asset
Owner Alliance Klimaschutz versprechen wie Allianz und Munich Re."

Peter Bosshard, Koordinator der Unfriend Coal/Insure Our Future-Kampagne,
sagt: "Die fossile Industrie steht durch COVID-19 enorm unter Druck. Das
bietet die Möglichkeit, den erforderlichen Übergang zu einer
kohlenstoffarmen Energiewirtschaft zu beschleunigen. In einer Zeit, in der
mächtige Regierungen politisch gut vernetzte Öl- und Gasunternehmen retten,
muss die Versicherungsbranche als Stimme der Vernunft auftreten und
wissenschaftliche Befunde in den Entscheidungsprozess über CO2-intensive
Projekte einbringen."

Forderungen an 30 Versicherungskonzerne

In einem Brief, den das NGO-Netzwerk an die Geschäftsführer von 30 weltweit
führenden Versicherungen geschickt hat, fordern die Organisationen:


	die Versicherung von neuen Öl- und Gasprojekten sofort zu stoppen;

	sich zu verpflichten, die Versicherung für Öl- und Gasunternehmen im Einklang mit dem 1,5 Grad-Szenario auslaufen zu lassen;

	die Versicherung neuer Kohleprojekte und von Kohleunternehmen zu stoppen; alle Vermögenswerte von Öl-, Gas- und Kohleunternehmen abzustoßen, die nicht im Einklang mit dem 1,5 Grad-Ziel sind;

	Führungsaktivitäten transparent in Einklang mit dem 1,5 Grad-Ziel zu bringen sowie für eine nachhaltige und gerechte Erholung von der COVID-19-Pandemie einzutreten.



Unterzeichner des Briefs sind 350.org, ClientEarth, Foundation Development
YES - Open-Pit Mines NO (Polen), Earthworks (USA), Greenpeace, Indigenous
Environmental Network, Instituto Internacional de Derecho y Medio Ambiente
(Spanien), Japan Center for a Sustainable Environment and Society, Market
Forces (Australien), Oil Change International, Rainforest Action Network
(USA), Reclaim Finance (Frankreich), Re:Common (Italien), Sierra Club
(USA), Solutions For Our Climate (Korea), Stand.Earth (Kanada), Sunrise
Project (Australien) und urgewald.


Über Insure Our Future

Die Unfriend Coal-Kampagne hat sich bisher darauf konzentriert,
Versicherungskonzerne davon zu überzeugen, Kohleprojekte und -firmen nicht
länger zu versichern bzw. darin zu investieren. Nun erweitert das Netzwerk
die Kampagne, um alle fossilen Brennstoffe abzudecken, die nicht mit den
internationalen Klimazielen vereinbar sind. Künftig tritt das Bündnis
deshalb unter dem Namen "Insure Our Future" auf, unter dem es in den USA
seit 2018 tätig ist. Unterstützt wird es u.a. von 350.org, ClientEarth
(UK), Foundation Development YES - Open-Pit Mines NO (Polen), Friends of
the Earth France, Greenpeace, Instituto Internacional de Derecho y Medio
Ambiente (Spanien), Japan Center for a Sustainable Environment and Society
(Japan), Market Forces (Australien), Rainforest Action Network (USA),
Re:Common (Italien), Solutions for Our Climate (Korea), The Sunrise Project
(Australien) und urgewald.


Quellen

[1] Insure Our Future Oil and Gas Insurance Briefing 0620

[2] https://urgewald.org/medien/exxonmobil-agm-research-reveals-banks-help-keep-staggering-oil-giant-alive

[3] https://urgewald.org/medien/allianz-hauptversammlung-vorbildlich-kohle-widerspruechlich-oel-gas

[4] https://urgewald.org/medien/munich-re-hauptversammlung-56-millionen-fuer-exxon

[5] Insure Our Future Oil and Gas Insurance Briefing 0620

Das Briefing "Time for the Insurance Industry to unfriend Oil and Gas" der
Insure Our Future-Kampagne kann hier abgerufen werden: 

https://urgewald.org/briefing-insureourfuture-oelgas-versicherungen0620

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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STANDPUNKT/089: Rechtsbruch in den griechischen Flüchtlingslagern beenden - Aufnahme statt Symbolpolitik (RAV)

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. - 16.06.2020

Rechtsbruch in den griechischen Flüchtlingslagern beenden: Aufnahme
statt Symbolpolitik



Über 30.000 Menschen leben weiter in den griechischen Flüchtlingslagern
unter katastrophalen und menschenunwürdigen Bedingungen. Auf der heutigen
Bundespressekonferenz (BPK) in Berlin hat auch der RAV Stellung genommen
und die Evakuierung der Flüchtlingslager sowie ein Ende der anhaltenden
Rechtsbrüche gefordert.

Die griechische Rechtsanwältin Giota Massouridou, ELENA-Koordinatorin für
Griechenland und Vize-Präsidentin der Europäischen Demokratischen
Anwältinnen (EDA) erklärt: »Die unmenschlichen Bedingungen in den
griechischen Hotspots werden auf nationaler Ebene in vielen
EU-Mitgliedsstaaten weithin kritisiert, auch in Griechenland. Zahlreiche
Berichte und Medieninformationen belegen die katastrophale Lage. Es geht ja
nicht nur Moria, sondern um insgesamt fünf Hotspots (Leros, Kos, Samos,
Chios und Lesbos). An jedem dieser Orte wird seit Jahren die Menschenwürde
vergessen«.

Seit Monaten wird durch selbstorganisierte Gruppen, Kirchen, Kommunen,
Flüchtlingsorganisationen sowie der griechischen und internationalen
Zivilgesellschaft gefordert, Geflüchtete aus Griechenland aufzunehmen.
Martina Mauer vom Flüchtlingsrat Berlin e.V. berichtet dazu: »Wir bekommen
laufend Anfragen von Menschen, die entsetzt sind über die Situation in den
griechischen Lagern und fragen, was sie tun können, damit Menschen nach
Deutschland kommen«.

Die Bundesregierung sieht sich so massiv mit der Forderung nach Aufnahme
konfrontiert, dass sie in einer zutiefst beschämenden Aktion wenige Kinder
aus Griechenland einfliegen lässt, die Deutschland im Rahmen des
Familiennachzugs größtenteils sowieso hätte aufnehmen müssen.

Einige Bundesländer wollen nun Landesaufnahmeanordnungen nach § 23
AufenthG verabschieden. Diese erfordern das Einvernehmen des
Bundesinnenministeriums. Wird dieses nicht erteilt, müssen diese Länder den
Rechtsweg beschreiten und das Bundesinnenministerium verklagen.

Hierzu Rechtsanwältin Berenice Böhlo, Bundesvorstandsmitglied des RAV: »Der
Bund wird weiter jede echte Aufnahme blockieren. Dieses Nichthandeln ist
konsequente Folge der Vorschläge des Bundesinnenministeriums, wonach das
Recht auf Schutz und Asyl in Zukunft nur noch Gegenstand von Grenzverfahren
sein soll. Das Leiden in den Hotspots ist Ergebnis zielgerichteter Politik,
die auf Abschreckung um jeden Preis setzt«.

Die Bundesländer sollten alle ihnen zur Verfügung stehenden Wege
ausschöpfen, um eine Aufnahme von Geflüchteten aus Griechenland
durchzusetzen und sich nicht zum Komplizen des Bundes machen. Dazu
Rechtsanwalt Dr. Matthias Lehnert (RAV): »Wenn die Länder wirklich Menschen
aufnehmen wollen, müssen sie alle rechtlichen Spielräume jenseits der
Aufnahme im Einvernehmen des Bundes nutzen. Sie können etwa
Stipendienprogramme zur Ermöglichung des Schulbesuchs verabschieden und
Familientrennungen durch eine großzügige Handhabe des gesetzlichen Rahmens
beenden. Der Verweis auf den Bund als Rechtfertigung für ihr Nichthandeln
ist inakzeptabel«.

In der gegenwärtigen Situation mit Aufnahmeprogrammen voranzugehen, die zu
einer echten Entlastung vor Ort führen, bedeutet - anders als das
Bundesinnenministerium behauptet - nicht weniger, sondern mehr europäische
Solidarität.

Die Reaktion auf die jahrelange Krise des europäischen Asylsystems muss ein
verlässlicher europäischer Solidaritätsmechanismus einer Koalition
aufnahmebereiter Länder sein.

»Die aktuelle gesamteuropäische Verantwortungslosigkeit und die
Außerkraftsetzung des Rechts an den Grenzen und innerhalb der EU stellen
das Rechtssystem als Ganzes in Frage«, so RAV-Anwalt Dr. Lehnert. »Wir sind
nicht bereit, uns an diesen Rechtsbruch zu gewöhnen«.

Den sogenannten EU-Türkei-Deal, der explizit kein Rechtsakt der
europäischen Union und damit auch von keinem europäischen Gericht
überprüfbar sein soll, ist ebenso wie das Hotspot-System kein taugliches
Modell für ein europäisches Asylrecht. Stattdessen ist geltendes Recht
durchzusetzen.

Familienzusammenführungen im Dublin-Verfahren dürfen nicht länger durch das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge systematisch verzögert und
verunmöglicht werden. Die Praxis der Push-Backs und Zurückweisungen von
Schutzsuchenden an den europäischen Außengrenzen ist sofort zu beenden.
Erforderlich ist die Einhaltung der Regelungen der internationalen
Seenotrettung. FRONTEX soll keine Allianz mit libyschen Milizen - es gibt
keine 'Libysche Küstenwache' - eingehen, sondern sich an effektiver
Seenotrettung beteiligen. Schutzsuchende aus libyschen Foltergefängnissen
sind umgehend zu evakuieren.

»Die Aufnahme von Geflüchteten aus Griechenland wird diese Probleme nicht
lösen. Das darf aber keine Ausrede für Nichthandeln sein«, so RAV-Anwältin
Böhlo, »wir fordern daher die Aufnahme durch Bund und Länder jetzt«.


Hintergrundmaterial:

https://www.rav.de/projekte/griechische-lager-evakuieren/

https://www.ecre.org/our-work/elena/

Avocats Européens Démocrates-European Democratic Lawyers,

http://www.aeud.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juni 2020

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07305: Genereller Störfall (SB)

In Schachstellungen mathematische Gleichungen zu sehen mit nur einer
Unbekannten, nämlich dem Zug des Gegners, verliert sich ins
Interpretieren. Freilich läßt sich das Schachspiel nicht auf eine
rechnerische Kopfarbeit reduzieren. So kann man beispielsweise einen
weißen Springerzug auf der Gegenseite nicht mit einem schwarzen
Damenausfall aufrechnen. Die unterstellte Balance ist der generelle
Störfall. Aus diesem Grund, und um sich ellenlange Analysen zu
ersparen, erfanden die Theoretiker das Kürzel vom 'gleichen Spiel'.
Die Wirklichkeit wird damit nicht erfaßt. Hayden hatte gegen Samuel zu
Brighton 1946 ein lockendes Matt auf c7 ausgespäht. Sein eigener
Stützbauer auf b6 machte den Plan erst möglich. Nun war es jedoch so,
daß auch Samuel mit einer Mattdrohung gegen den weißen König auf g1
operierte. Hayden war unterdessen am Zuge und vertiefte sich ins
Grübeln und Gedankenwälzen. Das heutige Rätsel der Sphinx ist
dreigeteilt. Weshalb sieht 1.De2-e6+!? gefährlicher aus, als es im
Grunde ist? Weshalb bringt 1.De2-g4+ nur Kummer und Schand. Und wie
konnte Hayden aus diesen Überlegungen heraus den richtigen Schluß
ziehen, Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/07305: Genereller Störfall (SB)]



Hayden - Samuel

Brighton 1946


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Tal wußte seine Gegner oft zu verblüffen. Zuvor mußte jedoch die
gegnerische Dame von der Deckung des Läufers abgelenkt werden. Also
zog Tal 1.Le3-b6!! und stand nach dem erzwungenen 1...Da5xb6 mit 2.Dh8-
h4+ Tg6-f6 - 2...f7-f6 3.Dh4-h7+ - 3.Dh4xb4+ einen Zug vor dem Matt.
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MASSNAHMEN/192: Sächsische Aktion zur Naturschutzberatung von Landwirten wird UN-Dekade-Projekt (UN-Dekade Biologische Vielfalt)

UN-Dekade Biologische Vielfalt - 18. Juni 2020

Umweltminister Wolfram Günther zeichnet "Betriebsplan Natur"
aus

Sächsische Aktion zur Naturschutzberatung von Landwirten wird
UN-Dekade-Projekt



Görlitz, 19. Juni 2020 - Seit 2016 ist "Betriebsplan Natur" fester
Bestandteil des sächsischen Naturschutzberatungsangebots und kann von
landwirtschaftlichen Betrieben in ganz Sachsen kostenlos in Anspruch
genommen werden. Im Dialog mit Naturschutzberatern werden
betriebsspezifische Maßnahmen zur ökologischen Flächenaufwertung
entwickelt. Die Aktivitäten tragen dazu bei, Landwirte bei der
Integration biologischer Vielfalt in die betriebliche Praxis zu
unterstützen und die Artenvielfalt in der Agrarlandschaft zu fördern.
Dafür wird das Projekt heute durch den sächsischen Staatsminister für
Umwelt und Landwirtschaft Wolfram Günther geehrt und von der UN-Dekade
Biologische Vielfalt ausgezeichnet.

Im Rahmen von "Betriebsplan Natur" erfolgt zunächst durch
Vor-Ort-Begehungen eine Ermittlung des Ist-Zustandes und eine
Aufdeckung von schützenwerten Arten und Habitaten. Auf dieser Basis
erarbeiten die Berater gemeinsam mit den Betrieben individuelle Ziele
und mögliche Maßnahmen zur ökologischen Verbesserung und klären über
Finanzierungs- und Förderungsmöglichkeiten auf. Projektbeteiligte
Betriebe haben bereits Nisthilfen angebracht, Blühflächen angelegt und
Konzepte zur artenschutzgerechteren Grünlandnutzung umgesetzt.

Die beteiligten Betriebe profitieren von der Unterstützung durch die
Naturschutzberater/innen auch längerfristig. Ein Betriebscheck nach
zwei Jahren zeigt den dann aktuellen Umsetzungsstand und einen
möglichen Anpassungsbedarf auf. Tafeln zum Projekt auf den
teilnehmenden Höfen tragen zur positiven Außenwirkung der Betriebe bei
und sensibilisieren Dritte für die biologische Vielfalt in der
Agrarlandschaft.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.




Weitere Informationen

Projektträger

Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft

Wilhelm-Buck-Str. 2

01097 Dresden

www.smul.sachsen.de

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1[wettbewerb]=3196&tx_lnv_pi1[action]=show&tx_lnv_pi1[controller]=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.06.2020

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

GIPSKARST IN THÜRINGEN


Biosphäre statt Raubbau!


von Severin Zillich



Beispielhaft zeigt ein Höhenzug bei Nordhausen, wie die
Gipsindustrie bis heute mitten in Deutschland wertvollste Natur
bedroht. 


Wer Pläne verfolgt, die nur um den Preis großer Naturzerstörung
zu verwirklichen sind, versucht diesen Umstand zumeist klein- und
schönzureden. Nicht so der Bundesverband der Gipsindustrie. In einem
Strategiepapier forderte er kürzlich ganz unverblümt, den Abbau von
Naturgips in Deutschland ohne Rücksicht zu erweitern: Gesetzliche
Hürden müssten beseitigt werden, damit die Bagger auch in
Schutzgebiete vordringen könnten. Burkhard Vogel, Geschäftsführer des
BUND Thüringen, wurde deutlich: »Dies kommt einer Aufforderung zum
maßlosen Raubbau im Südharz gleich«, kritisierte er. »Das führt
unseren bisherigen Dialog über eine schonende Nutzung von Naturgips ad
absurdum.«

Vielfältig

Nun muss man wissen: Der Gipskarst im Südharz ist in vieler Hinsicht
einzigartig. Über hundert Kilometer erstreckt er sich als schmaler
Gürtel von Osterode in Niedersachsen bis Sangerhausen in
Sachsen-Anhalt. Dieses bedeutendste Gipskarstgebiet in Mitteleuropa
zählt zu den 30 deutschen Hotspots der biologischen Vielfalt. Seine
Flora und Fauna weisen bemerkenswerte Arten auf. So gedeihen hier
Pflanzen wie Frauenschuh, Fransenenzian oder Grauscheidiges Federgras.
Als Relikte der Eiszeit überdauerten die Alpen-Gänsekresse und eine
nur noch hier vorkommende Unterart des Brillenschötchens. Die Umgebung
von Nordhausen - ein zentraler Teil des Gipskarstes - gilt gar als
eine der botanisch reichsten Regionen von Ostdeutschland. Die Tierwelt
steht der Pflanzenwelt in nichts nach: Allein ein Dutzend verschiedene
Fledermäuse besiedelt die Karsthöhlen und alten Laubwälder. Wildkatzen
leben hier in einer Dichte wie kaum sonst irgendwo; und mit ihr
Haselmaus, Uhu, Feuersalamander, Hirschkäfer und weitere Raritäten.

Vom Gips geformt

Etliche Abschnitte des Gipskarstgürtels stehen daher unter nationalem
und europäischem Schutz. So auch nordwestlich von Nordhausen das 962
Hektar große Fauna-Flora-Habitat »Kammerforst-Himmelsberg-Mühlberg«.
Es beherbergt alte Buchenwälder, orchideenreiche Trockenrasen,
Felsabhänge mit Blaugras, Feuchtbiotope am Fuß der markanten
Steilhänge sowie Höhlen und Erdfälle. Quer durchs Gebiet windet sich
das Flüsschen Zorge, von einer naturnahen Aue gesäumt. Nur zwei
Kilometer westlich verläuft an der Grenze zu Niedersachsen das Grüne
Band. Und im Norden markieren dicht bewaldete Hügel den Beginn des
Harzes.

Ungewöhnlich abwechslungsreich also präsentiert sich diese Gegend.
Geformt hat sie der Gips - ein großer Segen, und zugleich ein Fluch.

Letzte Rettung?

Denn so malerisch die Landschaft ist, so hässlich sind die Wunden, die
der Mensch ihr seit hundert Jahren schlägt. Die Aktiven des BUND
Nordhausen haben den Raubbau täglich vor Augen. Bei einer gemeinsamen
Tour Anfang März verdeutlichte die Vorsitzende Heidi Schell das Ausmaß
der Naturzerstörung. Zwei benachbarte Steinbrüche fressen sich in den
bewaldeten Nordhang, die Naturschutzgebiete Himmelsberg und Mühlberg
verbindet nurmehr ein schmaler Waldstreifen. Auch dieser drohte der
Gipsindustrie geopfert zu werden - die Betreiber der Steinbrüche
drängten auf eine abermalige Erweiterung. Vorsorglich hatte man den
Bereich schon intensiv durchforstet und zahlreiche Altbuchen und
Eichen gefällt.

Erst kurz nach dieser Tour (Heidi Schell hatte die Hoffnung fast
aufgegeben) gelang es Thüringens Umweltministerium, ein Verfahren zu
eröffnen für ein Naturschutzgebiet am Bromberg, dem Mittelteil des
Höhenzugs. Wie zuletzt am benachbarten Winkelberg scheint es einer
Ausweitung des Raubbaus hier einen Riegel vorschieben zu können.

Inwiefern der Waldstreifen an der Abbaukante damit wirklich als
Biotopverbund gerettet ist, werden die nächsten Wochen zeigen.
Parallel jedenfalls treibt die Gipsindustrie die Vergrößerung ihrer
Steinbrüche weiter voran. Der BUND Nordhausen will alles in Bewegung
setzen, damit sich die Wunden im Bromberg nicht doch zu einem Geschwür
auswachsen.

Biosphäre

Selbst wenn dieser reizvolle Naturverbund nun doch bewahrt werden
sollte: Die Zerstörung des Gipskarstes im Südharz hat System. Das
zeigt der großflächige Abbau am Alten Stolberg, am Kohnstein oder an
den Elricher Klippen, dokumentiert im »Schwarzbuch Gips« des BUND
Thüringen (siehe unten). Auch im niedersächsischen Gipsgürtel reiht
sich ein Steinbruch an den nächsten.

Einzig Sachsen-Anhalt hat es geschafft, seinen Gipskarst großflächig
zu sichern, mit einem Biosphärenreservat und (noch vor 1990)
großräumig ausgewiesenen Naturschutzgebieten. Weil das Klein-Klein der
Thüringer Schutzgebiete der aggressiven Gipsindustrie offenkundig zu
wenig entgegenstellt, wirbt der BUND seit Jahren für eine
länderübergreifende Biosphäre. Heidi Schell ist überzeugt: »Eine
Modellregion 'Karstlandschaft Südharz' würde Mensch und Natur
nachhaltig bereichern. Sie böte auch der Industrie Anreize, ihren
Hunger auf Naturgips mit den vorhandenen Ersatzstoffen zu stillen.«


Mehr Informationen

Das üppig bebilderte Schwarzbuch Gips (32 S.)

gewährt gründliche Einblicke ins Thema.

Bezug: BUND Thüringen e.V., Tel. 0361/5 55 03 10

bund.thueringen@bund.net.

Gratis-Download: www.bund-thueringen.de

 * 

Quelle:
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